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In Zusammenarbeit mit der LKV Landes- und Kommunalverwaltung

§ 1a Abs. 2 VWRehaG nF ,,MaRnahme mit dem
Ziel der Zersetzung*

Prof. Dr. Johannes Weberling / Dr. Christian BooB / Myra Frolich / Natalie Kowalczyk (Hrsg.)

In das am 29. November 2019 in Kraft getretene 6.
Gesetz zur Verbesserung rehabilitierungsrechtlicher
Vorschriften fiir Opfer der politischen Verfolgung der
ehemaligen DDR und zur Anderung des Adoptions-
vermittlungsgesetzes (6. SED-Unrechtsbereinigungs-
gesetz) wurde im Verlauf der Beratungen im Deut-
schen Bundestag ein Abs. 2 in § 1a Verwaltungsrecht-
liches Rehabilitierungsgesetz (VwRehaG) eingefiigt,
der Betroffenen rechtstaatswidriger MafSnahmen, die
mit dem Ziel der Zersetzung erfolgten, einen eigen-
staindigen Anspruch auf eine einmalige Zahlung in
Hohe von 1.500 Euro eroffnet. Die Erginzung von
§ 1a VwRehaG stellt den vorlaufigen Schlusspunkt
einer seit rund 20 Jahren anhaltenden Diskussion
uber die bisher nicht erfolgte moralische und materi-
elle Rehabilitierung der Gruppe der Zersetzungsopfer
dar. Wie die neue Bestimmung in §1la Abs.2
VwRehaG konkret entsprechend der Intention des
Gesetzgebers anzuwenden ist, war nach dem Inkraft-
treten des 6. SED-Unrechtsbereinigungsgesetz unklar.
Die Mitarbeiter des Teilprojekts ,,Rechtsfolgen polit-
scher Verfolgung im wiedervereinigten Deutschland
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im vom BMBF geforderten Forschungsverbund
»Landschaften der Verfolgung® trafen sich deshalb
am 21. September 2020 in Frankfurt (Oder) per Vi-
deokonferenz zum 33. (Hybrid)-Workshop der Ar-
beitsgruppe ,,Aufarbeitung und Recht* im Studien-
und Forschungsschwerpunkt Medienrecht der Euro-
pa-Universitdt Viadrina Frankfurt (Oder), um auf der
Basis der Beitrdge der Teilnehmer und eine daran an-
schliefende Diskussion eine praktisch anwendbare
Definition der ZersetzungsmafSnahme zu finden, die
eine der Intention des Gesetzgebers entsprechende
Anwendung von § 1a Abs. 2 VwRehaG ermoglicht.

Um den Adressaten der Norm eine fundierte Grund-
lage fiir die Anwendung der Norm zur Verfigung zu
stellen, werden in dieser Beilage, die der NJ 2/2021
und der LKV 2/2021 beigefiigt wird, die beim 33.
Workshop der Arbeitsgruppe ,,Aufarbeitung und
Recht“ gehaltenen Vortrige sowie die daran anschlie-
Bende Diskussion nebst den dabei vorliegenden Un-
terlagen sowie die daraus entwickelte Kommentie-
rung des § 1a VwRehaG dokumentiert.
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In Zusammenarbeit mit der LKV Landes- und Kommunalverwaltung

§ 1a Abs. 2 VwWRehaG — Betroffener einer
MafRBRnahme mit dem Ziel der Zersetzung

Rechtsanwalt Prof. Dr. Johannes Weberling, Berlin / Frankfurt (Oder)*

Vorbemerkung

Das VwRehaG! trat 1994 als Teil des 2. SED-UnBerG
in Kraft und gab Opfern von Verwaltungsunrecht
einen Anspruch auf Rehabilitierung.

Aus Griinden der Rechtssicherheit hatte sich der Ge-
setzgeber dazu entschieden, das Recht der DDR un-
abhingig von der Frage weitgehend anzuerkennen,
inwieweit das staatliche Unrecht das gesamte Rechts-
system beeinflusst hat, es sich also um ein Unrechts-
system handelte. Nur schwere, mit den tragenden
Grundsitzen eines Rechtsstaats schlicht unvereinbare
und bis heute fortwirkende MafSnahmen sollten von
den Rehabilitierungsgesetzen erfasst werden. Beson-
derheit des VwRehaG ist die zum 1. Juli 1997 in § 1a
Abs. 1 VwRehaG eingefiigte Moglichkeit einer ,,mo-
ralischen Rehabilitierung® in der Weise, dass auf An-
trag bei Verwaltungsentscheidungen nach §1 Abs. 1
VwRehaG oder MafSnahmen nach §1 Abs.5 S.1
oder Abs.6 VwRehaG die Rechtsstaatswidrigkeit
festgestellt wird, wenn die Verwaltungsentscheidung
oder Mafinahme mit tragenden Grundsitzen eines
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Rechtsstaats schlicht unvereinbar ist und aufgrund
der politischen Verfolgung zu einer schweren Herab-
wiirdigung des Betroffenen in seinem personlichen
Lebensbereich gefiihrt hat.? Die urspriingliche bei al-
len Rehabilitierungsgesetzen bestehende Befristung
fur die Geltendmachung rehabilitierungsrechtlicher
Anspriiche bis zuletzt zum 31. Dezember 2019 wurde

*

Der Autor ist Rechtsanwalt in Berlin, Honorarprofessor fiir
Medienrecht an der Europa-Universitat Viadrina Frankfurt
(Oder) sowie Mitherausgeber und Schriftleiter der NJ. Er lei-
tet das Teilprojekt ,Rechtsfolgen politischer Verfolgung im
wiedervereinigten Deutschland” des vom BMBF geférderten
Forschungsverbunds ,Landschaften der Verfolgung” in der
Arbeitsgruppe ,Aufarbeitung und Recht” im Studien- und
Forschungsschwerpunkt Medienrecht der Europa-Universitat
Viadrina Frankfurt (Oder).

1 Siehe den Gesetzestext in der aktuell geltenden Fassung in

NJ 2021, B 32.

2 Vgl. Rademacker, Verwaltungsrechtliches Rehabilitierungsge-
setz, Baden-Baden 2012, Rn. 11f.; Weberling, Rechtliche Optio-
nen zur Aufarbeitung der Zwangsarbeit in der DDR, in We-
berling (Hrsg.), Zwangsarbeit in der DDR — Ein offenes Thema
gesamtdeutscher Aufarbeitung, Baden-Baden 2015, S. 85, 86 .
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Kommentar | Weberling - § 1a Abs. 2 VwRehaG — Betroffener einer MaBnahme mit dem Ziel der Zersetzung

durch das 6. SED-UnBerG vom 22. November 2019
ersatzlos aufgehoben.?

Gesetz iiber die Aufhebung
rechtsstaatswidriger
Verwaltungsentscheidungen im
Beitrittsgebiet und die daran ankniipfenden
Folgeanspriiche (Verwaltungsrechtliches
Rehabilitierungsgesetz — VwRehaG)

vom 23. Juni 1994 (BGBL. 1S. 1311), neugefasst
durch Bek. v. 1. Juli 1997 (BGBL. I S. 1620), zuletzt
gedandert durch Art. 13 G v. 12. Dezember 2019
(BGBL.T2652)

§ 1 a Feststellung der Rechtsstaatswidrigkeit in sonstigen Fallen

(2) Ist die Rechtsstaatswidrigkeit wegen einer Manahme, die
mit dem Ziel der Zersetzung erfolgte, festgestellt worden, er-
halt der Betroffene auf Antrag eine einmalige Leistung in Hohe
von 1.500 Euro. Der Anspruch auf die Leistung nach Satz 1 ist
unpfandbar, nicht libertragbar und nicht vererbbar. Die Leistung
nach Satz1 bleibt bei Sozialleistungen, deren Zahlung von an-
deren Einkommen abhangig ist, als Einkommen unberiicksich-
tigt.

1. Entstehungsgeschichte

Die moralische und materielle Rehabilitierung von
Zersetzungsopfern war bereits 2001 Gegenstand ei-
nes Gesetzesentwurfs der CSU/CDU-Fraktion fur ein
3. SED-UnBerG, der im Bundestag allerdings keine
Mehrheit fand.* Auch der Gesetzentwurf der Bundes-
regierung fiir das 6. SED-UnBerG enthielt keinen Vor-
schlag zur Ergianzung des VwRehaG um einen Reha-
bilitierungsanspruch fiir Zersetzungsopfer.’> Erst bei
den Beratungen im Bundestagsausschuss fiir Recht
und Verbraucherschutz brachte die FDP-Fraktion
einen Anderungsentwurf zum Gesetzentwurf der Bun-
desregierung mit einem zusitzlichen Paragrafen fiir
eine einmalige Leistung wegen ZersetzungsmafSnah-
men ein. Die einmalige Leistung i. H. v. 1.500 Euro
sollten Betroffene einer ZersetzungsmafSnahme des
Ministeriums fiir Staatssicherheit der Deutschen De-
mokratischen Republik (MfS) im Sinne der Nr.2.6
der MfS-Richtlinie Nr. 1/76 oder eine nach Ausmaf3
und Zweckrichtung vergleichbare MafSnahmen des
MIS erhalten.® In der vom Bundestag schlieflich als
§ 1a Abs.2 VwRehaG beschlossenen Fassung wurde
auf die Beschrankung der rechtsstaatswidrigen Zer-
setzungsmafinahme auf MafSnahmen des MIfS ver-
zichtet. Die von der MfS-Richtlinie 1/76 genannten
Zersetzungsmafinahmen zur Bearbeitung operativer
Vorgange sind nach dem Willen des Gesetzgebers le-
diglich als Beispiele fiir ZersetzungsmafSnahmen 1.S.v.
§ 1a Abs. 2 VwRehaG genannt.”

B2

2. Systematische Einordnung

§ 1a Abs. 2 VwRehaG schafft neben der bisher allein
nach §1a Abs.1 VwRehaG moglichen moralischen
Rehabilitierung  einen  eigenstindigen Anspruch.
Konnte der Betroffene einer Verwaltungsentscheidung
nach §1 Abs.1 VwRehaG oder einer Mafinahme
nach §1 Abs. 5 S.1 oder Abs. 6 VwRehaG, die nicht
zu einer Beeintrachtigung einer in §1 Abs.1s. 1
VwRehaG genannten Rechtsgiiter gefiihrt hatte, bis-
her lediglich nach § 1a Abs. 1 VwRehaG beantragen,
die Rechtsstaatswidrigkeit der Entscheidung bzw.
Mafsnahme festzustellen, soweit diese mit tragenden
Grundsitzen eines Rechtsstaats unvereinbar war und
aus Grinden der politischen Verfolgung zu einer
schweren Herabwiirdigung des Betroffenen in seinem
personlichen Lebensbereich gefuhrt hatte, erhilt der
Betroffene nunmehr nach §1a Abs.2 VwRehaG
einen Anspruch auf eine einmalige Leistung in Hohe
von 1.500 Euro, wenn die Rechtsstaatswidrigkeit we-
gen einer MafSnahme festgestellt wurde, die mit dem
Ziel der Zersetzung erfolgte. Aus der Gesetzesbegriin-
dung, insbesondere dem Bezug auf in der MfS-Richt-
linie 1/76 genannten Beispiele fiir evident rechts-
staatswidriger ZersetzungsmafSnahmen ergibt sich,
dass der Gesetzgeber Mafinahmen mit dem Ziel der
Zersetzung stets als rechtsstaatswidrig qualifiziert. Er-
fasst werden nach dem Willen des Gesetzgebers damit
diejenigen MafsSnahmen mit dem Ziel der Zersetzung,
mit denen auf die Einstellung des Betroffenen syste-
matisch und zielgerichtet eingewirkt wurde, damit
dieser nach Sicht der SED-Diktatur unerwiinschte Po-
sitionen oder Betidtigungen aufgibt. Nur Opfer rechts-
staatswidrig festgestellter ZersetzungsmafSnahmen er-
halten nach dem Willen des Gesetzgebers die Einmal-
zahlung in Hohe von 1.500 Euro gemaf$ § 1a Abs. 2
VwRehaG.8 Repressalien des MfS beispielsweise nach
Stellung eines Ausreiseantrags hat das BVerwG schon
in seiner bisherigen Rechtsprechung zu § 1a Abs. 1
VwRehaG als rechtsstaatswidrig qualifiziert.®

3. MaBnahmen

Der Begriff der Mafinahme gem. §1la Abs.2
VwRehaG geht entsprechend der Zielsetzung des Ge-
setzgebers aufgrund des vielfiltigen Charakters der
damit umfassten Handlungen weit iiber die bisher in
§1 VwRehaG genannten ,,Verwaltungsentscheidun-
gen“ hinaus.

3 Vgl. Frolich, Unrecht verjahrt nicht, NJ 2019, 512, 513; Wasmuth
Aktuelle Anderungen des Rehabilitierungsrechts, ZOV 2019,
162f.

4 Vgl. Frélich, § 1a Abs. 2 VwRehaG im Lichte der Gesetzgebung,

NJ 2021, B 10.

Vgl. BT-Drs.19/10817; Frélich, NJ 2021, B 10.

Vgl. BT-Drs. 19/14427, S. 15 ff.; Frélich, NJ 2021, B 10.

Vgl. BT-Drs. 19/14427, S. 30.

Vgl. BT-Drs. 19/14427, S. 30.

Vgl. BVerwG, ZOV 2019, 33 ff.
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Nach §1 Abs.1 VwRehaG sind lediglich hoheitliche
Mafinahmen einer deutschen behordlichen Stelle zur
Regelung eines Einzelfalls in dem in Art.3 Eini-
gungsV genannten Gebiet (Beitrittsgebiet) aus der
Zeit vom 8. Mai 1945 bis 2. Oktober 1990 (Verwal-
tungsentscheidung) auf Antrag aufzuheben bzw. ist
bei hoheitlichen Maflnahmen, die nicht auf die Her-
beifithrung einer Rechtsfolge gerichtet sind, nach § 1
Abs. 5 VwRehaG auf Antrag deren Rechtsstaatswid-
rigkeit festzustellen. Diese nach dem Rechtsverstind-
nis der Bundesrepublik Deutschland vorliegende Defi-
nitionen bilden die gesellschaftliche und rechtliche
Wirklichkeit der DDR mit ihrer tiber alles herrschen-
den Staatspartei SED nur unzureichend ab. Deswegen
gelten die Vorschriften des VwRehaG nach § 1 Abs. 6
VwRehaG auch fiir MafSnahmen der SED oder der
von ihr beherrschten Parteien und gesellschaftlichen
Organisationen entsprechend.

Nach dem Willen des Gesetzgebers erfasst §1a
Abs. 2 VwRehaG dagegen ausnahmslos alle MafSnah-
men mit dem Ziel der Zersetzung, mit denen auf die
Einstellung des Betroffenen systematisch und zielge-
richtet eingewirkt wurde, damit dieser nach Sicht der
SED-Diktatur unerwiinschte Positionen und Betiti-
gungen aufgibt. Die in der MfS-Richtlinie 1/76 ge-
nannten Zersetzungsmafinahmen zur Bearbeitung
operativer Vorginge sind dafiir lediglich Beispiele.
Der Gesetzgeber hat die in den Beratungen urspriing-
lich geforderte Beschrinkung der Mafinahmen auf
Zersetzungsmafinahmen des MfS fallen lassen.!0

Zu den MafSnahmen i. S. d. §1a Abs.3 VwRehaG
gehoren dementsprechend alle von der Staatspartei
der DDR direkt oder indirekt durch den von ihr be-
herrschten Staatsapparat und/oder die von ihr be-
herrschten Betriebe und Organisationen und/oder
ihre Funktiondre und Mitglieder initiierten Aktivita-
ten, mit denen systematisch und zielgerichtet einzelne
Personen von Handlungen abgebracht werden soll-
ten, welche die SED als stérend empfand.!! Dazu ge-
horen nicht nur die vom MIS veranlassten Zerset-
zungsmafSnahmen im Kontext der Bearbeitung opera-
tiver Vorgange oder anderer Vorginge, sondern auch
die aufgrund der Ordnung Nr. 0188/77 des Ministers
des Innern der DDR vom 8. Mirz 1977 angeordne-
ten Mafinahmen zur Unterbindung und zur Zurtck-
drangung von Versuchen von Biirgern der DDR, die
Ubersiedelung in die Bundesrepublik Deutschland zu
erreichen, und das in diesem Kontext angeordnete
Zusammenwirken der Sicherheitsorgane, ortlichen
Rite, Kombinate, Betriebe, Einrichtungen und Ge-
nossenschaften unter differenzierter Einbeziehung ge-
sellschaftlicher Krifte!2 sowie vergleichbare Mafinah-
men des Staats- und Parteiapparats und seiner Funk-
tiondre und Unterstutzer in allen gesellschaftlichen
Bereichen.!3
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Der Nachweis von Zersetzungsmafinahmen erfolgt
gem. § 13 Abs.2 VwRehaG anhand von Beweismit-
teln, die sich nicht nur in den Akten des MIS iiber
operative Vorginge befinden konnen, sondern sich
auch anderweitig aus Unterlagen des MfS'* sowie
Verwaltungs-, Organisations-, Betriebs- oder Ver-
bandsunterlagen ergeben konnen, oder mangels aus-
reichender Beweismittel durch Glaubhaftmachung
mittels Abgabe einer hinreichend konkreten und spe-
zifizierten Versicherung an Eides statt.'S Beziiglich der
Glaubhaftmachung mittels Abgabe einer eidesstattli-
chen Versicherung ist zu beriicksichtigen, dass die
Zersetzung aus psychologischer Sicht eine Strafersatz-
handlung darstellt. Strafe und Straferleben ist sehr in-
dividuell. Psychischer Druck muss sich daher auch
pathologisch manifestiert haben.!¢

4. Mit dem Ziel der Zersetzung

Mafnahmen, die mit dem Ziel der Zersetzung erfolg-
ten, sind nach dem Willen des Gesetzgebers alle, mit
denen auf die Einstellung des Betroffenen systematisch
und zielgerichtet eingewirkt wurde, damit dieser nach
Sicht der SED-Diktatur unerwiinschte Positionen oder
Betitigungen aufgibt.!” Beispiele derartiger Zerset-
zungsmafsnahmen nennt die MfS-Richtlinie 1/76 zur
Bearbeitung operativer Vorgidnge vom Januar 1976.
Die in Ziffer 2.6.2 der MfS-Richtlinie 1/76 aufgefuhr-
ten Formen, Mittel und Methoden der Zersetzung'®

10 Vgl. BT-Drs.19/14427,S.16 f. u. 30.

1 Vgl. Kowalczyk/Breckwoldt, 33. (Hybrid-)Workshop der Ar-
beitsgruppe , Aufarbeitung und Recht“ zum Thema ,Zerset-
zung“am 21. September 2020, NJ 2021,B 5, 6.

12 Vgl. Lochen/Meyer-Seitz, Die geheimen Anweisungen zur
Diskriminierung Ausreisewilliger. Dokumente der Stasi und
des Ministeriums des Innern, K6In 1992, S. 380 ff.; Boofs, Gab
es in DDR-Betrieben ZersetzungsmaRBnahmen, die als Reha-
bilitierungsfall anzuerkennen sind? — Die Rolle der Betriebs-
leiter bei der Bekampfung von Ausreisewilligen, NJ 2021, B
4.

13 Vgl. Spitzer, ,Zersetzung“ — Historische und soziologische
Aspekte zur Definition am Beispiel des Sports in der DDR, NJ
2021, B 26; Pingel-Schliemann, Merkmale, Genese und Viel-
falt von ZersetzungsmaRnahmen, NJ 2021, B 19.

14 Vgl. Droysen von Hamilton nach Kowalczyk/Breckwoldt, NJ
2021,B5,9.

15 Vgl. BVerwG, ZOV 2019, 33f.

16 Vgl. Planer-Friedrich, Guski-Leinwand und Wieser nach Ko-
walczyk/Breckwoldt, NJ 2021, B 9 f.; BVerwG, ZOV 2019, 33.

17 Vgl. BT-Drs.19/14427, S. 30.

18 ,2.6.2 Formen, Mittel und Methoden der Zersetzung
Die Festlegung der durchzufiihrenden ZersetzungsmafRnah-
men hat auf der Grundlage der exakten Einschdtzung der
erreichten Ergebnisse der Bearbeitung des jeweiligen Ope-
rativen Vorganges, insbesondere der erarbeiteten Ansatz-
punkte sowie der Individualitdt der bearbeiteten Personen
und in Abhangigkeit von der jeweils zu erreichenden Ziel-
stellung zu erfolgen.

Bewahrte anzuwendende Formen der Zersetzung sind:

- systematische Diskreditierung des 6ffentlichen Rufes, des
Ansehens und des Prestiges auf der Grundlage miteinander
verbundener wahrer, lberprifbarer und diskreditierender
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stellen keine abschliefSende Aufzihlung dar, sondern
sind nach dem Willen des Gesetzgebers lediglich Bei-
spiele fiir Mafinahmen mit dem Ziel der Zersetzung.!”
Typisches Merkmal dieser Maf§nahmen ist deren Un-
sichtbarkeit fur den Betroffenen. Dieser mag zwar
Auffilligkeiten im Alltag bemerkt haben, die aber in
der Regel nicht anhand konkreter Tatsachen nach-
weisbar waren, da hierzu entweder keine Aufzeich-
nungen existierten oder durch falsche Fihrten des
MIS vertuscht wurden.? Zersetzungsmafinahmen be-
standen in der Regel aus mehreren offenen oder ver-
deckten Einzelhandlungen, die das Opfer (Personen,
die Handlungen mutmafllich oder tatsichlich beab-
sichtigten, die die SED als storend oder ,,falsch“ emp-
fand) in seinen unterschiedlichen Lebensbereichen be-
eintrachtigen. Das Ziel der Zersetzung ist insbesonde-
re die psychische Destabilisierung des Opfers, um sie
von Oppositionstatigkeiten oder Handlungen abzu-
bringen, die die SED als falsch oder storend empfand.
Dass diese MafSnahmen Opfer vielfach uiber das kon-
krete Zersetzungsziel hinaus dauerhaft beeintrachtig-
ten, sind von der SED hingenommene Folgen.?!
Mafnahmen der Zersetzung sind aufgrund ihrer Art
und ihrer Zielsetzung als solche rechtsstaatswidrig.
Nach dem Willen des Gesetzgebers??> kommt es nicht
darauf an, ob die veranlassten MafSnahmen mit dem
Ziel der Zersetzung Erfolg hatten. Dies ist auch sachge-
recht, da bereits die blofSe Durchfiihrung von MafSnah-
men mit dem Ziel der Zersetzung zu sich ggf. erst spa-
ter auswirkenden Rufschidigungen der Betroffenen
fithren konnte. Ankniipfungspunkt fiir den Entschadi-
gungsanspruch nach § 1a Abs. 2 VwRehaG ist deshalb
nicht der Erfolgsort der MafSnahme, sondern der Bege-
hungsort der ZersetzungsmafSnahme, der tiblicherwei-
se in der ehemaligen DDR (Beitrittsgebiet) lag.

5. Verfahren

Ein Antrag auf Entschiadigung gem. § 1a Abs.2 S. 1
VwRehaG kann nach §9 Abs.2 S.2 VwRehaG nur
von der natiirlichen Person gestellt werden, die durch
die ZersetzungsmafSnahme unmittelbar betroffen ist.
Der Antrag ist nach § 9 Abs. 3 VwRehaG bei der zu-
stindigen Rehabilitierungsbehorde zu stellen und soll
die in § 10 Abs. 1 VwRehaG genannten Angaben ent-
halten. Zustidndig ist nach § 12 VwRehaG die Reha-
bilitierungsbehorde des Landes, in dessen Gebiet nach
dem Stand vom 3. Oktober 1990 die Mafinahmen
mit dem Ziel der Zersetzung initiiert worden sind.?3
Nach §2 Abs.4 S.9 VwRehaG ist der Anspruch auf
einmalige Leistungen nach § 1a Abs. 2 S. 1 VwRehaG
ausgeschlossen, wenn aufgrund desselben Sachver-
halts bereits Ausgleichsleistungen gewihrt wurden
oder zukunftig gewahrt werden.

Das Verwaltungsverfahren vor den Rehabilitierungs-
behorden einschliefSlich des Widerspruchsverfahrens
ist gem. § 14 VwRehaG grundsitzlich kostenfrei. Nach
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§ 16 Abs. 1 VwRehaG ist fur Streitigkeiten der Verwal-
tungsrechtsweg mit der MafSgabe gegeben, dass die Be-
rufung gegen ein Urteil und die Beschwerde gegen eine
Entscheidung des VG ausgeschlossen sind.?*

sowie unwabhrer, glaubhafter, nicht widerlegbarer und da-
mit ebenfalls diskreditierender Angaben;

- systematische Organisierung beruflicher und gesell-
schaftlicher Misserfolge zur Untergrabung des Selbstver-
trauens einzelner Personen;

- zielstrebige Untergrabung von Uberzeugungen im Zu-
sammenhang mit bestimmten Idealen, Vorbildern usw. und
die Erzeugung von Zweifeln an der personlichen Perspekti-
ve;

- Erzeugen von Misstrauen und gegenseitigen Verdachti-
gungen innerhalb von Gruppen, Gruppierungen und Orga-
nisationen;

- Erzeugen bzw. Ausnutzen und Verstdrken von Rivalitaten
innerhalb von Gruppen, Gruppierungen und Organisatio-
nen durch zielgerichtete Ausnutzung personlicher Schwa-
chen einzelner Mitglieder;

- Beschaftigung von Gruppen, Gruppierungen und Organi-
sationen mit ihren internen Problemen mit dem Ziel der
Einschrankung ihrer feindlich-negativen Handlungen;

- Ortliches und zeitliches Unterbinden bzw. Einschranken
der gegenseitigen Beziehungen der Mitglieder einer Grup-
pe, Gruppierung oder Organisation auf der Grundlage gel-
tender gesetzlicher Bestimmungen, z. B. durch Arbeitsplatz-
bindungen, Zuweisung ortlich entfernt liegender Arbeits-
platze usw.

Bei der Durchfiihrung von Zersetzungsmaflinahmen sind
vorrangig zuverldssige, bewahrte, fir die Losung dieser Auf-
gaben geeignete IM einzusetzen.

Bewadhrte Mittel und Methoden der Zersetzung sind:

- das Heranflihren bzw. der Einsatz von IM, legendiert als
Kuriere der Zentrale, Vertrauenspersonen des Leiters der
Gruppe, Ubergeordnete Personen, Beauftragte von zustan-
digen Stellen aus dem Operationsgebiet, andere Verbin-
dungspersonen usw.;

- die Verwendung anonymer oder pseudonymer Briefe, Te-
legramme, Telefonanrufe usw., kompromittierender Fotos,
z. B. von stattgefundenen oder vorgetauschten Begegnun-
gen;

- die gezielte Verbreitung von Gerlichten lber bestimmte
Personen einer Gruppe, Gruppierung oder Organisation; —
gezielte Indiskretionen bzw. das Vortauschen einer Dekon-
spiration von AbwehrmaRnahmen des MfS; - die Vorladung
von Personen zu staatlichen Dienststellen oder gesellschaft-
lichen Organisationen mit glaubhafter oder unglaubhafter
Begriindung. Diese Mittel und Methoden sind entspre-
chend den konkreten Bedingungen des jeweiligen Operati-
ven Vorganges schopferisch und differenziert anzuwenden,
auszubauen und weiterzuentwickeln.”; aus MfS-Richtlinie
Nr.1/76 zur Entwicklung und Bearbeitung Operativer Vor-
gange, BStU, MfS, BdL-Dok. 3234 — Druck, 59 S., abrufbar un-
ter https://www.bstu.de/assets/bstu/content_migration/
DE/Wissen/MfS-Dokumente/Downloads/Grundsatzdokum
ente/richtlinie-1-76_ov.pdf (letzter Abruf 21. Januar 2021).

19 Vgl. BT-Drs.19/14427, S. 30.

20 Vgl. Léhn nach Kowalczyk/Breckwoldt, NJ 2021, B 5, 6; Pingel-
Schliemann, NJ 2021, B 19, 21.

21 Vgl. Knauer, Tatbestandliche Erfassung der Zersetzung de le-
ge ferenda. Unter besonderer Berlicksichtigung der Reform-
diskussion im Strafrecht, NJ 2021, B 23, 25; Spitzer, NJ 2021, B
26, 31f.,; Pingel-Schliemann, NJ 2021, B 19, 22 f.; L6hn nach Ko-
walczyk/Breckwoldt, NJ 2021, B 5, 6.

22 Vgl. BT-Drs.19/14427, S. 30.

23 Vgl. Rademacker (Fn. 2), Rn.15.

24 Vgl. Rademacker (Fn. 2), Rn. 20.

NJ-Beilage 1/2021— LKV-Beilage 1/2021



33. (Hybrid-)Workshop der Arbeitsgruppe ,Aufarbeitung und Recht* - Kowalczyk/Breckwoldt | Bericht

33. (Hybrid-)Workshop der Arbeitsgruppe
»Aufarbeitung und Recht“ zum Thema
»Zersetzung® am 21. September 2020

Rechtsanwiltin Natalie Kowalczyk und Moritz Breckwoldt, Berlin /Frankfurt (Oder)*

Die Mitarbeiter des Teilprojekts ,,Rechtsfolgen poli-
tischer Verfolgung im wiedervereinigten Deutsch-
land“ des vom BMBF geforderten Forschungsver-
bunds ,,Landschaften der Verfolgung® trafen sich am
21. September 2020 in Frankfurt (Oder)mit den tbri-
gen Teilnehmern zum 33. (Hybrid-) Workshop der
Arbeitsgruppe ,,Aufarbeitung und Recht“ zum The-
ma ,,Zersetzung“ per Videokonferenz. Ziel des Work-
shops war es auf der Basis der Beitrage der Teilneh-
mer und einer daran anschliefenden Diskussion eine
handhabbare Definition des Zersetzungsbegriffes fur
den neu eingefithrten §1a Abs.2 des Verwaltungs-
rechtliches Rehabilitierungsgesetzes (kurz: VwRehaG)
zu entwickeln. Schon vor der Einfuigung des neuen
Absatzes 2 in § 1a VwRehaG durch das Sechste Ge-
setz zur Verbesserung rehabilitierungsrechtlicher Vor-
schriften fur Opfer der politischen Verfolgung in der
ehemaligen DDR vom 22. November 2019' zeigten
Gerichte und Rehabilitationsbehorden angesichts bei
Auslegung des Begriffs ,Zersetzung“ eine grofSe
Bandbreite. In § 1a Abs.2 VwRehaG heifst es nun-
mehr: ,Ist die Rechtsstaatswidrigkeit wegen einer
Mafnabme, die mit dem Ziel der Zersetzung erfolgte,
festgestellt worden, erhdlt der Betroffene auf Antrag
eine einmalige Leistung in Hohe von 1 500 Euro. Der
Anspruch auf die Leistung nach Satz 1 ist unpfand-
bar, nicht iibertragbar und nicht vererbbar. Die Leis-
tung nach Satz1 bleibt bei Sozialleistungen, deren
Zahlung von anderen Einkommen abhdngig ist, als
Einkommen unberiicksichtigt.

Zum Auftakt erorterte Prof. Dr. Johannes Weberling,
Rechtsanwalt, Honorarprofessor fur Medienrecht an
der Europa-Universitit Viadrina in Frankfurt (Oder)
und Leiter der Arbeitsgruppe ,Aufarbeitung und
Recht“, die Notwendigkeit einer handhabbaren Defi-
nition des Zersetzungsbegriffs fiir die Gesetzesanwen-
der in Gerichten und Rehabilitationsbehorden, denen
es oftmals an der Kenntnis der Tragweite von Zerset-
zungsmafSnahmen fehle.

Im ersten Beitrag erklirte Myra Frélich, Wissen-
schaftliche Mitarbeiterin im Teilprojekt ,,Rechtsfol-
gen politischer Verfolgung im wiedervereinigten
Deutschland“ des vom BMBF geforderten For-
schungsverbunds ,,Landschaften der Verfolgung®, die
Motive des Gesetzgebers fiir die Einfiihrung des § 1a
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Abs.2 VwRehaG.2 Aufgehend von einer politischen
Debatte im Jahre 2001 sollten Betroffene von Zerset-
zungsmafSnahmen anfangs, dhnlich den Haftopfern,
mit einer ,,Ehrenpension entschadigt werden. Dieser
Vorschlag sei jedoch verworfen worden, da man Haf-
topfer und Betroffene von ZersetzungsmafSnahmen
nicht gleichsetzen wollte. Erst 19 Jahre spiter ent-
schied sich der Gesetzgeber, mit der Novellierung der
rehabilitierungsrechtlichen Vorschriften fiir Opfer der
politischen Verfolgung in der ehemaligen DDR, die
Durchsetzung des bisherigen Rechts zu verbessern
und mit dem §1a Abs.2 VwRehaG einen ginzlich
neuen Entschidigungstatbestand zu schaffen. Frolich
betonte die iiberraschende Gesetzesgenese dieses neu-
en Folgeanspruchs, der erst durch die Annahme der
Beschlussempfehlung des Ausschusses fur Recht und
Verbraucherschutz Einzug ins Gesetz erhielt. Infolge
der kurzfristigen Einfihrung des Entschadigungstat-
bestandes fehle es fiir die Auslegung der Norm an den
ublichen ausfihrlicheren Gesetzesmotiven und Ziel-
setzungen des Gesetzgebers. Gesetzesanwender seien
demgemaf$ nur an den Wortlaut des Gesetzes und die
knappe Gesetzesbegriindung des Ausschusses gebun-
den. Nach ausfiihrlicher Auswertung der Ausschuss-
begriundung skizzierte Frolich eine Definition anhand
des Wortlautes des § 1a Abs. 2 VwRehaG. Hervorzu-
heben sei, dass der Gesetzgeber einen zusitzlichen
Entschiadigungstatbestand schaffen wollte, der eine
neue Opfergruppe erfassen soll. Der Wortlaut und die
knappe Gesetzesbegriindung der Norm zeigten, dass
der Gesetzgeber durchaus eine opferorientierte An-
wendung beabsichtigte. In dem Tatbestand seien aus-
dricklich nur ,, MafSnabmen, mit dem Ziel der Zerset-

* Die Autorin Kowalczyk ist Rechtsanwaltin in Berlin und wis-
senschaftliche Mitarbeiterin der Arbeitsgruppe ,Aufarbei-
tung und Recht” im Studien- und Forschungsschwerpunkt
Medienrecht der Europa-Universitat Viadrina Frankfurt
(Oder) im Teilprojekt ,Rechtsfolgen politischer Verfolgung im
wiedervereinigten Deutschland” des vom BMBF geforderten
Forschungsverbunds ,Landschaften der Verfolgung“ mit dem
Schwerpunkt der Entschadigung strafrechtlicher Verfolgung,
einschlieRlich der Verurteilungen durch Sowjetische Militar-
tribunale. Der Autor Breckwoldt ist dort ebenfalls wissen-
schaftlicher Mitarbeiter mit dem Schwerpunkt der Entscha-
digung von Vermogensverlusten.

1 Vgl. BT-Drs.19/14427,5.7 u. 30; BGBI. |, S.1752.

2 Vgl. Frélich, NJ 2021, B 10.
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zung“ gefordert und eben keine Feststellung von ho-
heitlichen MafSnahmen mit Zersetzungserfolg. Zwar
sei kein Nachweis eines Zersetzungserfolges erforder-
lich, die Anspruchsberechtigten miissten dennoch fir
eine erfolgreiche Antragstellung das unmittelbar
schwere und unzumutbare Fortwirken der Folgen der
Mafinahme oder die schwere Herabwiirdigung im
personlichen Lebensbereich durch die MafSnahme be-
weisen. Im Ergebnis stellte Frolich fest, dass trotz der
opferorientierten Intention des Gesetzes die prakti-
sche Umsetzung des neuen Tatbestands nur sehr
schleppend erfolge und die Antragstellung in den je-
weiligen Bundesldndern sehr variiere.

Im Anschluss berichtete Dr. Hans-Peter Lobn, Mitar-
beiter der Abteilung Kommunikation und Wissen des
Bundesbeauftragten fur die Unterlagen des Staatssi-
cherheitsdienstes der ehemaligen DDR (BStU), tber
den Zersetzungsbegriff gemifS der Richtlinie 1/76 und
deren Bedeutung fiir die Praxis des MfS. Zu Beginn
definierte Lohn den Begriff der Zersetzung als einen
Katalog gebeimdienstlicher Methoden, die das Minis-
terium fiir Staatssicherbeit gegeniiber Personengrup-
pen, aber auch einzelnen Personen angewandt hat,
um diese von Handlungen abzubringen, die die SED
als storend empfand.

Besonderes Merkmal einer Zersetzung sei die Un-
sichtbarkeit der Mafsnahmen. Zwar hitten die Be-
troffenen einer Zersetzung Auffilligkeiten im Alltag
verspiirt. Jedoch konnten diese nicht durch konkrete
Tatsachen nachgewiesen werden, da hierzu entweder
keine Aufzeichnungen existierten oder diese durch
falsche Fihrten des MfS vertuscht wurden. Der Ein-
satz von Zersetzung sei enorm personal- und zeitauf-
wiandig gewesen, wobei die Zersetzung oftmals im
Wege des sog politischen operativen Zusammenwir-
kens erfolgte. Dabei oblag die Durchfithrung nicht al-
lein Stasi-Mitarbeitern, sondern auch Arbeitgebern
oder Dritten.

Urspriinglich seien Zersetzungsmaffnahmen Metho-
den der Spionage der Auslandsgeheimdienste gewe-
sen, welche die Stasi schon seit Mitte der 1950er Jah-
re in der Bundesrepublik sowie auch in Westberlin ge-
gen ihre politischen Gegner eingesetzt habe, um diese
zu beunruhigen oder gar zu schiadigen. Seit Beginn
der 1970er habe das MIS infolge der vermehrten
westlichen Einflussmoglichkeiten damit begonnen,
die Mafinahmen der Auslandsgeheimdienste auch im
Inland anzuwenden. So heifst es in der Richtlinie
1/76: ,,..., wenn aus politisch operativen Griinden im
Interesse der Realisierung eines hoheren gesellschaftli-
chen Nutzens keine strafrechtlichen Mafinahmen an-
gewandt werden kénnen, dann muss Zersetzung ge-
nutzt werden®. Mit Erlass der Richtlinie 1/76 gab es
dafiir eine Handlungsanleitung. Ein 50-Seiten starkes
Dokument, welches tiber fiinf Seiten erstmals die Me-
thode der Zersetzung beschrieb und folglich auch de-
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ren Einsatz im Inland rechtfertigte. Die Richtlinie
1/76 habe acht Grundmethoden der Zersetzung be-
nannt, welche u.a. im Wege der Rufschiadigung, Or-
ganisierung beruflicher Schidigung und dem Ver-
schirfen von Rivalititen, bis hin zu Einschrankung
von personlichen Beziehungen erfolgen konnten.
Léhn schilderte dabei eindriicklich anhand verschie-
dener Einzelschicksale wie die Stasi durch gezielte le-
gendierte Indiskretionen oder kompromittierende Bil-
der Misstrauen im Kreis der Betroffenen gesit habe.

Die Suche nach Nachweisen fiir die Feststellung von
Zersetzungsmafsnahmen in den Stasi-Akten gestalte
sich, aufgrund des Ausbleibens der ausfithrlichen Do-
kumentation als schwierig. Vielmehr existierten einzig
Anmerkungen in den jeweiligen operativen Vorgin-
gen, die mitunter nur mit Hilfe von Archivaren er-
folgreich gesichtet werden konnten. Im Rahmen einer
vertieften Recherche habe er beispielhaft feststellen
konnen, dass bei einer Theatergruppe bis zu elf auf-
einander aufbauende ZersetzungsmafSnahmen tber
einen Zeitraum von insgesamt 33 Monaten letztlich
zu einer erfolgreichen Zersetzung fuhrten, wobei die
Stasi nie merklich in Erscheinung getreten sei. Die
Gruppe habe infolge von gesteigerten Rivalititen
schlieSlich von ihren Zielen Abstand genommen. An-
zumerken sei, dass Personen im Rahmen einer Grup-
pe oftmals leichter mit Zersetzungsmafsnahmen um-
gehen konnten als Personen, die einzeln zersetzt wur-
den. Am Beispiel einer jungen Studentin erorterte
Lobn das Ausmafl und die Dauer von Zersetzung
durch die Sabotage personlicher Beziehungen, Be-
schrankung des beruflichen Werdegangs und schliefs-
lich auch der sozialen Isolation. Die junge Frau habe
schlussendlich ihr Studium uberstiirzt beenden mis-
sen. Dies geschah u. a. aufgrund dessen, weil die Uni-
versititsleitung ihr im Vorfeld kommunizierte, sie
werde die anstehende Prifung nicht bestehen. Die
Universitdtsleitung wurde infolge der Anordnung ei-
nes Stasi-Offiziers gegeniiber der jungen Dame tatig.
Ohne Aussicht auf eine Anstellung, die jedes Mal
durch die Stasi verhindert wurde, stellte die Frau
schlieSlich einen Antrag auf Ausreise, womit der Vor-
gang fur die Stasi als erfolgreich beendet galt.

Nach der Darstellung der MfS-Perspektive zur Zer-
setzung trug Dz Christian BoofS, Koordinator des
Teilprojekts ,,Rechtsfolgen politischer Verfolgung im
wiedervereinigten Deutschland“ des vom BMBF ge-
forderten Forschungsverbunds ,Landschaften der
Verfolgung®, zu ,,nicht-staatlichen® Zersetzungsmaf3-
nahmen in Betrieben vor.? Beziiglich der Auslegung
des Zersetzungsbegriffs enthalte die Gesetzesbegriin-
dung zwar einen Verweis auf die Richtlinie 1/76. Die-
ser erfasse aber ausdriicklich auch andere Formen der
Zersetzung auflerhalb der Richtlinie als tatbestands-

3 Vgl. Boofs, NJ 2021, B 14.
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mafSig. SchliefSlich konnten auch ,,nicht-staatliche®
Mafnahmen eine vergleichbare Zersetzungswirkung
haben. Teilweise werde argumentiert, dass bei Ein-
griffen in Betrieben keine ZersetzungsmafSnahmen
vorldgen, da die Betriebsleiter keine hoheitlichen Be-
fugnisse innehatten. Diese Bewertung sei nach seiner
Meinung problematisch, da der Begriff der ,,hoheitli-
chen Mafsnahme* nicht in das DDR-System ubertrag-
bar sei, da es mangels echter Gewaltenteilung keine
klare Trennung zwischen der Exekutive und politi-
schen Organen gab. Am Beispiel von Ausreiseantrags-
stellern erorterte BoofS beispielhaft, welche Rolle Be-
triebsleiter bei der Zersetzung in DDR-Betrieben ein-
nahmen. Infolge eines erhohten Aufkommens von
Ausreiseantragen Mitte der 70er Jahre sei anzumer-
ken, dass 1977 eine Verfiigung des Ministerrates zur
Bekampfung der Ausreisebestrebungen der DDR-Be-
volkerung erlassen wurde, in der es wortlich heifSt
ein Recht zur Ubersiedlung nach nichtsozialistischen
Staaten und Westberlin [ist] nicht vorgesehen*.

Die Abwehr von Ubersiedlungsersuchen wiirde oft-
mals als Aufgabe der Stasi verstanden. Dabei sei zu
beachten, dass die koordinierende Leitung bei den
Abteilungen des Inneren lag, welche ihrerseits grund-
satzlich fur Aufenthaltsstatus- und Reisefragen zu-
stindig waren. Eine der wichtigsten Aufgaben bei der
Bekampfung der Ausreisebestrebungen sei nicht die
Kriminalisierung von Ausreiseantragstellern gewesen,
sondern vielmehr das Zurtickdrangen der Ausreisebe-
wegung u.a. durch repressive Drohungen. Die Stasi
habe sich dabei nur einem kleinen Teil der Ausreise-
antragsteller von ca. 12 % gewidmet, die als beson-
ders hartnickig und politisch aktiv galten.

Die Hauptlast der Zurtickdrangung habe aber nicht
bei der Stasi und auch nicht in der Abteilung fir In-
neres gelegen. In der Verfiigung 1977 seien dagegen
die Betriebe ausdricklich als zustindige Stelle ge-
nannt worden. Die Betriebe, durch den Wert der Ar-
beit im kommunistischen Weltbild gepragt, boten auf-
grund der hohen Erwerbsrate in der DDR eine direk-
te Erreichbarkeit des Einzelnen. Hinsichtlich der Be-
wertung hobheitlicher Befugnisse von Betriebsleitern
konne man deren Einbindung in ein hierarchisches
System nicht aufSer Acht lassen, da sie stets staatli-
chen Weisungen unterstanden. Ein weisungsgemafSes
Handeln kime einem hoheitlichen Handeln gleich.
Faktisch habe sich solches Handeln in zwei Formen
ausgedruckt. Zum einen durch Beeinflussung der Be-
schiftigten, ggf. mit arbeitsrechtlichen Sanktionen,
zum anderen durch Beobachtung der Beschiftigten
mit ,hoher Wachsamkeit“ und Weiterleitung von In-
formationen an staatliche Stellen.

Bei der Umsetzung hatten die Betriebsleiter nicht al-
lein gehandelt. MafSgabe sei ein gemeinsames Einwir-
ken und Zusammenwirken unter Kollegen mit dem
Ziel einer ,,politisch-ideologischen Einflussnabme*
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gewesen. So hitten Betroffene solcher Mafinahmen
berichtet, dass eine Einflussnahme nicht durch IM
oder Stasi-Mitarbeiter erfolgte, sondern oftmals nur
durch Kollegen. Boof§ betonte, dass es innerhalb der
Betriebe eine Form der konzertierten politisch-ideolo-
gischen Einflussnahme gab, die nach heutigem Ver-
stindnis als Mobbing, oder besser Bossing zu be-
zeichnen wire. Nach 1977 seien auch Versetzungen
und Entlassungen tibliche MafSnahmen gewesen. Die-
se seien zwar in der Personal- bzw. Kaderakte ver-
merkt, fiir den Betroffenen jedoch nicht einsehbar ge-
wesen. Durch den Verlust dieser Akten hitten die Be-
troffenen unverdndert ein Verifikationsproblem im
Rehabilitationsverfahren. Das Verhalten der Betriebs-
leitung sei dariiber hinaus auch von der Justiz abge-
deckt worden. Die Gerichte waren seit 1977 ebenso
angewiesen, die arbeitsrechtlichen Schikanen abzusi-
chern und deren Authebung zu verhindern. Hinsicht-
lich der Wirksamkeit der MafSnahmen sei zu betonen,
dass die SED-Fithrung auf die Umsetzung der Mafs-
nahmen durch die Betriebsleiter vertrauen konnte, da
diese selbst eng mit dem Parteiapparat tber einen
sehr weitreichenden Nomenklaturkader verbunden
waren. Damit sei das Verhalten der Betriebsleiter ge-
geniiber den Ausreiseantragstellern in dreifacher Wei-
se bestimmt: Durch die wirtschaftsleitenden Institu-
tionen, die rechtliche Deckung ihrer arbeitsrechtli-
chen MafSnahmen und ihre Zugehorigkeit zur SED-
Nomenklatura. Im Ergebnis stellte Boofs fest, dass die
Bewertung der MafSnahmen durch Betriebsleiter wei-
terhin eine Frage des Einzelfalls bliebe. Aufgrund des
hohen Verschleierungsgrads sei eine plausible Beweis-
fihrung schwierig. Diese Umstinde wiirden jedoch
nicht die Annahme rechtfertigen, dass Zersetzungs-
handeln innerhalb eines Betriebes ohne offensichtli-
che Anordnung durch die Stasi oder andere hoheitli-
che Organe eine Entschidigung wegen Zersetzung
pauschal ausschliefSe.

Im Anschluss daran referierte Dz Sandra Pingel-
Schliemann, Politikwissenschaftlerin und Autorin aus
Libz, anhand eindringlicher Beispiele zu den Merk-
malen, der Entwicklung und der Vielfalt von Zerset-
zungsmafinahmen.* Zu Beginn verdeutlichte Pingel-
Schliemann den veridnderten und vermehrten Einsatz
von Zersetzungsmafsnahmen nach Einfihrung des
Richtlinie 1/76. Nach dem Amtsantritt von Erich
Honecker sei beim MfS von ,,neuen Klassenkampfbe-
dingungen® gesprochen worden, die diese neuen
»Waffen“ erforderten. Die Richtlinie 1/76 habe ein
Vorgehen dokumentiert, welches in den folgenden
Jahren fiir die Opfer von Zersetzungsmafsnahmen
praktische Realitit wurde. Dabei habe es sich insbe-
sondere um Personen gehandelt, die im Rahmen von
operativen Vorgingen geheimpolizeilich verfolgt wor-

4 Vgl. Pingel-Schliemann, NJ 2021, B 19.
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den sind. Neben Verhaftungen habe das MfS ab 1976
zunehmend auf die verdeckte und lautlose Repressi-
onsform der Zersetzung gesetzt. Zu den Opfergrup-
pen zdhlten im Osten insbesondere reaktionire Kir-
chenkreise und andere Gemeinschaften wie Ausreise-
willige, Kulturschaffende, Punks, die Zeugen Jehovas
und Mitglieder von oppositionellen Gruppen. Im
Westen Deutschlands hitten sich die Zersetzungs-
mafinahmen gegen ehemalige DDR-Biirger, bundes-
deutsche Journalisten, Kirchen und Menschenrechts-
organisationen, die Kontakte in die DDR unterhielten
sowie gegen Mitarbeiter der Geheimdienste gerichtet.
Bei quantitativer Betrachtung habe es allein in den
Jahren 1985 bis 1988 nach Eisenfeld ca. 4.500
bis 5.000 operative Vorginge gegeben, die sich teil-
weise jahrelang auswirkten und schitzungsweise
20.000 bis 25.000 Personen betroffen haben. Die
Zahlen wiirden jedoch nur einen Teil der Betroffenen
aufzeigen, da es weiterhin an verldsslichen Zahlen ab
1976 fehle, welche fur eine fundierte Einordnung der
Zersetzung zwingend erforderlich seien. Im Folgen-
den nannte Pingel-Schliemann die typischen Zerset-
zungsmafSnahmen in Form von Gertichten, Kriminali-
sierung, beruflichen und sozialen Ausgrenzungen bis
hin zur Erzeugung von Existenzidngsten. Als beson-
ders effektiv galten MafSnahmen der systematischen
offentlichen Diskreditierung einer Person. Dies erfolg-
te beispielweise durch Versendung von anonymen
Briefen und Fotos des Betroffenen in kompromittie-
renden Situationen. Es sei aber ausdriicklich zu beto-
nen, dass die in der Richtlinie 1/76 benannten Mafs-
nahmen in der Praxis des MfS durchaus typisch wa-
ren. Dartiber hinaus habe es auch andere sehr indivi-
duelle Zersetzungsvariationen gegeben. Bei einer Re-
habilitierungsentscheidung sei deshalb eine Orientie-
rung an der Richtlinie 1/76 sachfremd, da durchaus
Fille bekannt seien, in denen die Zersetzungsmafs-
nahmen weit uber die Vorgaben der Richtlinie hin-
ausgingen. Die Zahl der Zersetzungsmoglichkeiten
war nach Ansicht der MfS-Mitarbeiter unbegrenzt.

Bei der Feststellung einer ZersetzungsmafSnahme sei
insbesondere zu beachten, dass Zersetzung nie offen,
sondern immer im Wege von verdeckten MafSnahmen
gegen politscher Gegner erfolgte. Den Betroffenen sei
das MIS nie als Urheber der MafSnahme bekannt ge-
worden. Die Betroffenen sahen die Verantwortung fur
ihre Repressionen oftmals bei der Familie oder Freun-
den. Die Effektivitit der MafSnahmen sei aber nicht
auf das Handeln einzelner zurtickzufithren. Entschei-
dend fir die Wirksamkeit der MafSnahmen sei das
politisch-operative Zusammenwirken durch inoffizi-
elle Mitarbeiter (IM), Polizisten, Arzte, Rechtsan-
wilte, Betriebsleiter, Nachbarn und andere gewesen.
Erst deren Kooperationsbereitschaft habe die syste-
matische Zersetzung ermoglicht. Neben der Heim-
lichkeit und Anonymitidt der MafSnahme sei beson-
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ders hervorzuheben, dass die Zersetzung eine sehr in-
dividuelle Form der Gewalt war. Vor Einleitung einer
Mafinahme habe eine umfassende Aufkliarung tber
die zu zersetzende Person stattgefunden, wobei indivi-
duelle Schwichen der Zielperson, deren Neigungen
und Angste offengelegt werden sollten. Anders als fl4-
chendeckende Mafinahmen der Repression erfolgten
die ZersetzungsmafSnahmen streng personenbezogen
im Rahmen eines operativen Vorgangs. Als drittes
Kernmerkmal einer effektiven Zersetzung sei anzu-
merken, dass nie eine Zersetzungsmafinahme allein
gewihlt wurde, sondern stets eine Kombination von
Mafnahmen tiber eine gewisse Dauer. Gerade die
Wiederholung und Steigerung sollten den Zerset-
zungserfolg erzielen. Die Folgen der sozialen Bezie-
hungen seien oftmals unwiderruflich und fithrten zu
erheblichen gesundheitlichen Beschwerden. Die Be-
troffenen verarbeiteten die Mafinahmen unterschied-
lich, wobei das Ausmaf$ der Folgeschdden stark von
deren individuellen Belastbarkeit und Erfahrungen
bestimmt sei. Die Akteneinsicht habe vielen Opfern
bei der Einordnung der Geschehnisse geholfen. Oft-
mals sei aber das Stigma des jeweiligen Zersetzungs-
erfolgs bis heute fiir die Opfer nicht iberwindbar.

Im Rahmen des letzten Beitrags widmete sich Prof.
Dr. Florian Knauer, Professor fiir Strafrecht, Krimi-
nologie, Strafvollzugsrecht und Jugendstrafrecht an
Universitdt Jena, der tatbestandlichen Erfassung der
Zersetzung de lege ferenda.’ Im ersten Teil seines Vor-
trags erorterte Knauer die Bedeutung des Strafrechts
fiir das Verwaltungsrechts und betonte die Grenzen
der Ubertragbarkeit strafrechtlicher Definitionen auf
das Verwaltungsrechtliche Rehabilitierungsgesetz.
Knauer hat im Rahmen seiner bisherigen Forschungs-
arbeit eine Definition der Zersetzung fiir einen straf-
rechtlichen Tatbestand entwickelt. Diese Definition
konne aber nicht bedingungslos ins verwaltungsrecht-
liche Rehabilitierungsgesetz iibertragen werden. So
bestiinden insbesondere unterschiedliche Anforderun-
gen an den Bestimmtheitsgrundsatz aus Art. 103
Abs.2 GG. Wihrend die Bestimmtheit eines Begriffs
fur einen strafrechtlichen Tatbestandes zwingend er-
forderlich sei, gelte dieser Grundsatz im Verwaltungs-
recht nicht in diesem Ausmafs. Anders als ein Straftat-
bestand der Zersetzung sollte fiir die verwaltungs-
rechtliche Rehabilitierung nicht an geltendes Recht
angeknupft werden, sondern vielmehr die Rehabilitie-
rung eines schon abgeschlossenen Sachverhalts gelin-
gen. Bei der Bestimmung der Zersetzungsdefinition
sei zudem auch der Adressat der Norm fir die Ausle-
gung entscheidend. So richte sich ein Strafrechtstatbe-
stand an die Justiz, wahrend die Rehabilitierungsge-
setze an die Verwaltung gerichtet sind.

5 Vgl. Knauer, NJ 2021, B 23.
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Die strafrechtliche Herleitung einer Zersetzungsdefi-
nitionen konne in zwei Schritten erfolgen. Im ersten
Schritt seien Tater und Opfer einer strafbaren Hand-
lung festzustellen sowie das Ziel, auf das die Hand-
lung gerichtet sei. Bei Herleitung einer rechtstatsachli-
chen Definition seien Tater der Zersetzung in der Re-
gel Angehorige des Staatsapparates, die sich zur Tat-
ausfuhrung auch Dritter bedienen konnten. Als Opfer
seien alle politischen Gegner des Staates zu verstehen.
Die Zersetzung als Tathandlung koénne man als
»mehrere offene oder verdeckte Einzelbandlungen de-
finieren, die das Opfer regelmdifig in verschiedenen
Lebensbereichen beeintrichtigen”. Ziel der Zerset-
zung sei die psychische Destabilisierung des Opfers,
damit es nicht mehr zur Durchfithrung seiner Opposi-
tionstitigkeiten in der Lage ist. Nach Festlegung der
Akteure und der Handlung fithrte Knauer im zweiten
Schritt die Begriffe in einen Straftatbestand der Zer-
setzung zusammen, woraus schlussendlich eine recht-
liche Definition resultierte.

Bei der Entwicklung einer verwaltungsrechtlichen
Zersetzungsdefinition sollten, dhnlich dem Strafrecht,
die vier Merkmale ,,handelnder Akteur®, , betroffene
Person®, ,,vorgenommene Handlung“ und das ,ange-
strebte Ziel“ zur Orientierung herangezogen werden.
Die oben genannte rechtstatsichliche Definition kon-
ne als Grundlage fur eine Definitionsherleitung fur
das VwRehaG dienen. Bei der Erarbeitung einer de-
taillierten Begriffsdefinition sei die Heranziehung der
Richtlinie 1/76 im Sinne einer Regelbeispielstechnik
durchaus sinnvoll. Ein solches Vorgehen wiirde bei
Mafinahmen nach der Richtlinie 1/76 eine Vermutung
fiir eine tatbestandliche Zersetzung begriinden, wobei
andere Maflnahmen mit dhnlicher Intensitit nicht
ausgeschlossen werden. Ebenso konne die Bezeich-
nung eines operativen Vorgangs eine Indizwirkung
fur einer Zersetzung erzeugen.

Abschliefsend trug Dr. Boof§ das Manuskript des Bei-
trags von Riidiger Droysen von Hamilton, Abteilung
AU des BStU, zu den Konsequenzen der Novellierung
fuir die Auskunftserteilungen durch den BStU vor. Der
BStU prufe bei Eingehen eines Ersuchens gemafs der
§§ 19 ff. StUG zum einen dessen Zulassigkeit, weiter-
hin ob ein zulissiger Verwendungszweck vorliegt, ob
das Ersuchen im Rahmen der Aufgaben des Empfan-
gers liegt und ob das Ersuchen erforderlich sei. Im
Falle eines Ersuchens zum Zwecke der Wiedergutma-
chung wiirden solche Gesichtspunkte mitgeteilt, die
fir die Gewahrung von z. B. einer Opferrente spre-
chen konnten, also MafSnahmen, die fur die angefrag-
te Person nachteilig waren. Hierbei sei es fiir den
BStU nicht mafSgeblich, ob es sich um Mafinahmen
mit dem Ziel der Zersetzung handelte. SchliefSlich
konnten belastende Mafinahmen gegen eine Person
bereits dann angewandt worden sein, als noch kein
operativer Vorgang angelegt worden war. Auch sol-

NJ-Beilage 1/2021— LKV-Beilage 1/2021

che Mafsnahmen wiirden vom BStU im Rahmen einer
Mitteilung der ersuchenden Stelle mitgeteilt werden.

Im Anschluss an die Vortrage erorterte der gesamte
Teilnehmerkreis unter Hinzuziehung einer schriftlich
vorliegenden ergianzenden Stellungnahme von Prof.
Dr. Giselher Spitzer, Berlin/Frankfurt (Oder), tiber
historische und soziologische Aspekte zur Definition
des Begriffs ,,Zersetzung® am Beispiel des Sports in
der DDR® im Rahmen einer von Prof. Dr. Weberling
moderierten Diskussion eine handhabbare Definition
des Begriffs »Zersetzung“ gemafs
§ 1a Abs. 2 VwRehaG. Zu Beginn betonte Weberling,
dass das Verhiltnis von §1 VwRehaG und
§ 1a VwRehaG nicht widerspruchsfrei ist. Moglich
sei eine kumulative Betrachtung beider Normen, aber
auch eine Bewertung der § 1a VwRehaG als Sonder-
bestimmung. Ausweislich der Gesetzesbegriindung sei
erkennbar, dass der Gesetzgeber ZersetzungsmafSnah-
men, wie sie in der Richtlinie 1/76 beschrieben seien,
per se fur rechtsstaatswidrig hidlt und es daher keiner
gesonderten Feststellung nach §1 Abs.2 VwRehaG
bedarf. Bei der Eingrenzung der rehabilitierungsfihi-
gen Mafsnahmen konne nicht auf das Merkmal ,,ho-
heitlich“ nach westlichem Verstindnis abgestellt wer-
den. Vielmehr seien alle Mafinahmen gemeint, die auf
Veranlassung des Staates durch Angehorige des
Staatsapparates oder durch Dritte erfolgten. Bei der
Bestimmung des Kreises der Betroffenen seien nicht
nur politische Gegner des Staates, sondern auch mut-
mafliche politische Gegner zu erfassen. Bei der Qua-
lifizierung von Mafinahmen bzw. Handlungsbiindeln
als Zersetzung sei der Ansatz von Prof. Dr. Knauer
und dessen Vorschlag einer Regelbeispieltechnik zu
begruflen. Anhand dieser konnten MafSnahmen ahnli-
cher Art und Intensitit, die vielleicht nicht Teil eines
operativen Vorgangs gewesen seien, ebenso rehabili-
tierungsfahig sein. Besonders hervorzuheben sei, dass
das Ziel der Zersetzung allein ausreiche und der Ge-
setzgeber keinen Zersetzungserfolg fordere. Offen sei
derzeit die Bewertung von Fillen, bei denen Zerset-
zungsmafSnahmen aufserhalb des ehemaligen DDR-
Staatsgebiets durchgefithrt wurden. Auch diese Be-
troffenen mussten eine Entschidigung erhalten kon-
nen, da nicht der Erfolgs- bzw. Wirkungsort der Zer-
setzung entscheidend sein konne, wenn die Mafsnah-
me vom Gebiet der DDR aus veranlasst wurde. § 1
Abs. 2 VwRehaG enthalte jedenfalls keine territoriale
Beschrankung.

Planer-Friedrich, Mitarbeiter des LStU Berlin, sowie
Guski-Leinwand und Wieser, Projektpartner des For-
schungsverbunds ,,Landschaften der Verfolgung*, be-
tonten aus ihrer Beratungspraxis und psychologi-
schen Betreuung der Betroffenen, dass ein Grofsteil

6 Vgl. Spitzer, NJ 2021, B 26.
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von Zersetzungsopfern bereits in anderer Form reha-
bilitiert ware. § 1 Abs.2 VwRehaG begriinde einen
neuen, jedoch keinen zusitzlichen Anspruch einzig
fir Personen, die bisher keine finanzielle Entschadi-
gung bekommen hitten. Aus psychologischer Sicht,
so Guski-Leinwand und Wieser, sei anzumerken, dass
die Zersetzung eine Strafersatzhandlung darstellte.
Strafe und Straferleben seien sehr individuell. Dem
Bundesgerichtshof geniige in anderem Kontext nicht
jeder psychischer Druck. Es sei auch erforderlich,
dass sich dieser auch pathologisch manifestiere. Zer-
setzung durfe nicht als Synonym fiir alle Formen der
staatlichen Repression herhalten. Nicht jedes Unrecht
sei als Zersetzung zu qualifizieren. Eine rein personli-
che Uberzeugung von vermeintlich Betroffenen, ohne
objektive Nachweise oder Kontakt zur Stasi miisse
von der Rehabilitierung ausgenommen werden. Dr.
Wolfgang Laflleben, Referent und Beauftragter des
Landes Sachsen-Anhalt zur Aufarbeitung der SED-
Diktatur, betonte, dass der Kreis der Betroffenen auf
mutmafliche politische Gegner auszudehnen sei. Die
Anwendung des VwRehaG auf Mafinahmen aufSer-
halb der DDR, gestalte sich angesichts der bisherigen
Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte, als schwie-
rig. Dr. Boof$ erinnerte erneut, dass die Richtlinie
1/76 einzig eine Kodifizierung des uiblichen Handelns
war, die Zersetzung allerdings nicht erst nach Erlass
der Richtlinie begann. Zudem sei anzufiihren, dass
90 % der Ausreiseantragsteller keine Operativakte bei
der Stasi hatten. Fillen von Mobbing im Betrieb seien
selten dokumentiert. Dr. Pingel-Schliemann erginzte
daraufhin, dass der Begriff des politischen Gegners
nach DDR-Verstindnis vielmehr feindlich negative
Personen meinte, sodass das Merkmal einer politi-
schen Motivation nicht zwingend entscheidend sein
musse. In Abgrenzung zu anderen Repressionsformen
konne es der Eingrenzung dienen, dass die Zersetzung

tiberwiegend verdeckt erfolgte und ein geheimpolizei-
liches Instrument war. § 1 Abs. 2 VwRehaG biete den
Betroffenen eine moralische Rehabilitierung, gerade
wenn sie anderweitig keine Rehabilitierung erfahren
konnten. Bei der Nachweisfiihrung sei zu beachten,
dass durch das Wesen der Zersetzungsmafinahmen er-
hebliche Eingriffe in das Intimleben notwendig gewe-
sen seien. Bei Betroffenen ohne Akten musse die Be-
weisfithrung deshalb so einfach wie moglich gestaltet
werden. Schon die Registrierung eines Vorgangs
konnte ausreichen. Frolich betonte abschliefSend
nochmals, dass der Gesetzgeber keine Mitwirkung
des MSS gefordert habe. Die Eingrenzung der Betrof-
fenen konne auf mehreren Ebenen, durch Feststellung
von Nachwirkungen und der personlichen Herabwiir-
digungen erfolgen. Prof. Dr. Knauer forderte Offen-
heit bezuglich der Moglichkeiten der Beweisfithrung.
Nach Dr. Lohn musse dabei zumindest eine Veranlas-
sung durch den Staatsapparat vorliegen.

Prof. Dr. Weberling merkte zur Beweisfiihrung an,
dass ein Nachweis zwingend erforderlich sei. Dieser
miisse aber auch im Wege einer detaillierten eides-
stattlichen Versicherung oder anderer Beweismittel
gefiihrt werden konnen. Erforderlich seien ausrei-
chende Fakten, Belege und Zeugen, die bei einer Ge-
samtbetrachtung die Kernmerkmale einer Zersetzung
erkennen liefSen. Eine Beteiligung des MfS konne da-
bei, wie bereits in § 1 Abs. 6 VwRehaG erkennbar, als
Regelbeispiel dienen.

Er betonte abschlieffend, dass die explizite Nennung
der Zersetzung im VwRehaG insbesondere eine mo-
ralische Rehabilitierung ermogliche. Nun liege es bei
der Verwaltungspraxis, dass dieser moralische Wert
erkannt und der Entschidigungstatbestand dahinge-
hend angemessen umgesetzt wird, um dessen Wir-
kung zur vollen Entfaltung bringen zu konnen.

§ 1a Abs. 2 VwRehaG im Lichte der Gesetzgebung

Dipl.-Jur. Myra Frélich, Frankfurt (Oder)*

Mit dem Inkraftireten des Gesetzes zur Verbesserung
rehabilitierungsrechtlicher Vorschriften fiir Opfer der
politischen Verfolgung in der ehemaligen DDR und
ur Anderung des Adoptionsvermittlungsgesetzes
wurde das Verwaltungsrechtliche Rebabilitierungsge-
setz um §1a Abs.2 VwRehaG erweitert. Nachste-
hend sollen Definitionsansdtze fiir die Begrifflichkeit
»mit dem Ziel der Zersetzung® i. S. d. §1a Abs. 2
VwRehaG aus dem Gesetzestext und der Gesetzesbe-
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griindung erarbeitet und die systematische Stellung
dieser Norm innerbalb des Verwaltungsrechtlichen
Rebhabilitierungsgesetzes erortert werden. Abschlie-

* Die Autorin ist Diplom-Juristin und wissenschaftliche Mitar-
beiterin der Arbeitsgruppe , Aufarbeitung und Recht” im Stu-
dien- und Forschungsschwerpunkt Medienrecht der Europa-
Universitat Viadrina Frankfurt (Oder) im Teilprojekt ,Rechts-
folgen politischer Verfolgung im wiedervereinigten Deutsch-
land“ des vom BMBF geforderten Forschungsverbunds ,Land-
schaften der Verfolgung®.
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fend soll im Fazit auf die Frage eingegangen werden,
wer vom neuen Folgeanspruch profitiert.

I. Einleitung

Im Jahr 2001, machte der Gesetzesentwurf der CDU/
CSU- Fraktion fir ein 3. Unrechtsbereinigungsgesetz
erstmals Hoffnung, dass Zersetzungsopfer als Opfer-
gruppe moralisch und materiell tiber eine sog. Ehren-
pension rehabilitiert werden konnten.! In der 171.
Sitzung des Bundestags am 18. Mai 2001 wurde die-
ser Gesetzesentwurf jedoch abgelehnt. Die Ablehnung
wurde von der Regierungsmehrheit damit begriindet,
dass man Haftopfer und Zersetzungsopfer nicht
gleichsetzen wolle.? Auflerdem erlaube die Kassenlage
eine solche sogenannte Ehrenpension nicht.? In der
gleichen Sitzung beschloss der Bundestag aber auch
die Erhohung der Altersbeziige fur ehemalige MIfS-
Mitarbeiter und SED-Funktionire, da das Bundesver-
fassungsgericht im Jahr 1999 die im Einigungsvertrag
festgelegte Streichung der Sonderanspriche fur diese
Personengruppen als gesetzwidrig erklirt hatte.* Ein
Umstand der viele, insbesondere Opfer und Verfolgte,
sprachlos machte. Fast zwei Jahrzehnte spiter, am
29. November 2019, trat das Sechste Gesetz zur Ver-
besserung rehabilitierungsrechtlicher Vorschriften fiir
Opfer der politischen Verfolgung in der ehemaligen
DDR und zur Anderung des Adoptionsvermittlungs-
gesetzes (6. SED-Unrechtsbereinigungsgesetz) in
Kraft.’ Es ist die gesetzgeberische Reaktion auf das
Anliegen, die Rehabilitierung nicht nur weiterhin
fristlos zu erméglichen, sondern die Rehabilitierung
auch zu erleichtern. Wie der Name des Gesetzes ,, Ver-
besserung der rehabilitierungsrechtlichen Vorschrif-
ten“ bereits besagt, ging es vorrangig um die Verbes-
serung der Durchsetzung bestehenden Rechts. Mit
dieser Gesetzesnovelle wurde aber auch das Verwal-
tungsrechtliche Rehabilitierungsgesetz um einen neu-
en Folgeanspruch gemidff §1a Abs.2 VwRehaG er-
weitert. Betrachtet man die Entstehungsgeschichte
dieser Norm, so muss man feststellen, dass der Ge-
setzgeber bei seiner Gesetzesnovellierung urspring-
lich nicht an die Zersetzungsopfer gedacht hatte.
Denn im ersten Entwurf des Bundesrates eines Sechs-
ten Gesetzes zur Verbesserung rehabilitierungsrechtli-
cher Vorschriften fur Opfer der politischen Verfol-
gung in der ehemaligen DDR war kein Folgeanspruch
vorgesehen.® Auch der nachfolgende Gesetzesentwurf
der Bundesregierung enthielt diesen Folgeanspruch
nicht.” Die Idee zu einer Norm wie §1a Abs.2
VwRehaG wurde noch nicht einmal in der Zielset-
zung des 6. SED-Unrechtsbereinigungsgesetz genannt.
Der Gesetzgeber hat diese Norm erst durch die An-
nahme der Beschlussempfehlung des Ausschusses fur
Recht und Verbraucherschutz (6.Ausschuss) tber-
nommen.® Aus den Gesetzesmaterialien zur Gesetzes-
novellierung ergibt sich, dass § 1a Abs.2 VwRehaG
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einem Vorstofs der FDP-Fraktion zu verdanken ist.
Die FDP-Fraktion hatte einen Anderungsantrag zu
dem Gesetzesentwurf in den Ausschuss fiir Recht und
Verbraucherschutz eingebracht, der sich explizit auf
die Zersetzungsopfer bezog.” Der Anderungsantrag
wurde zwar vom Ausschuss fur Recht und Verbrau-
cherschutz in seiner 64. Sitzung am 23. Oktober
2019 mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/
CSU, SPD und AfD gegen die Stimmen der Fraktio-
nen FDP und DIE LINKE bei Stimmenthaltung der
Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN abgelehnt.!?
Der Ausschuss ging aber auf den Vorschlag einer eige-
nen Norm fiir Zersetzungsopfer ein und prisentierte
die Empfehlung einer Norm, die sodann als §1a
Abs.2 VwRehaG mittels der angenommenen Be-
schlussempfehlung und des Ausschusses fiir Recht

und Verbraucherschutz Teil der Gesetzesnovelle wur-
de. 11

Il. Definitionsansatze der Begrifflichkeit ,,mit
dem Ziel der Zersetzung“i.S. d.des § 1a
Abs. 2 VWRehaG

Ansitze fur eine Definition der Begrifflichkeit ,,mit
dem Ziel Zersetzung®“ i. S. d. § 1a Abs.2 VwRehaG
bieten der Wortlaut und die Gesetzesbegriindung.

1. Wortlaut

§ 1a Abs. 2 VwRehaG lautet wortlich:

»§1a Feststellung der Rechtsstaatswidrigkeit in
sonstigen Fillen

(2) Ist die Rechtsstaatswidrigkeit wegen einer Mafs-
nabme, die mit dem Ziel der Zersetzung erfolgte,
festgestellt worden, erhilt der Betroffene auf Antrag
eine einmalige Leistung in Hohe von 1 500 Euro. Der
Anspruch auf die Leistung nach Satz 1 ist unpfind-
bar, nicht iibertragbar und nicht vererbbar. Die Leis-
tung nach Satz 1 bleibt bei Sozialleistungen, deren

1 BT-Drs.14/3665, S.3; Vgl. Pingel-Schliemann, Zersetzen Stra-
tegie einer Diktatur, 3. Auflage 2004, S. 356.

2 Vgl. Pingel-Schliemann (Fn.1) S.356; Kulick, Novum im Bun-

destag PDS und CDU im gemeinsamen Kampf fiir DDR-Op-

fer gescheitert, www.Spiegel.de, 18. Mai 2001, https://www

.spiegel.de/politik/deutschland/novum-im-bundestag-pds-

und-cdu-im-gemeinsamen-kampf-fuer-ddr-opfer-gescheite

rt-a-134693.html (letzter Abruf am 5. Januar 2021).

Vgl. Pingel-Schliemann (Fn. 1); Kulick (Fn. 2).

Vgl. BVerfG, Urt. v. 28. April 1999 — 1 BvL 11/94, 33/95, 1 BVvR

1560/97, BVerfGE 100, 138 = NJW 1999, 2505; Pingel-Schlie-

mann (Fn. 1), S. 356.

BGBI. 1, S.1752.

BR-Drs.233/19 (Gesetzentwurf).

BT-Drs.19/10817 (Gesetzentwurf).

BT-Plenarprotokoll 19/121, 5. 14946 (A) -Abstimmung.

BT-Drs. 19/10817 (vgl. BT-Drs.19/14427, S. 15 ).

BT-Drs.19/14427,S. 22.

Vgl. BT-Drs.19/14427,5.7 und 30.
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Zablung von anderen Einkommen abhdngig ist, als
Einkommen unberiicksichtigt.

(Hervorhebungen durch die Autorin)

Es fillt auf, dass die Norm von einer Mafinahme
»mit dem Ziel der Zersetzung“ spricht und nicht von
einer Mafinahme ,die zu einer Zersetzung fihrte“.
Dementsprechend folgt schon aus dem Wortlaut, dass
ein Betroffener nicht nachweisen muss, dass eine Zer-
setzung erfolgreich war. Dem Wortlaut des §1a
Abs.2 VwRehaG lidsst sich aber keinen tragfihigen
Hinweis auf das Verstindnis des Zersetzungsbegriffs
entnehmen.

2. Gesetzesbegriindung

Niheres zum Begriffsverstindnis ,,mit dem Ziel der
Zersetzung“ i. S. d. § 1a Abs.2 VwRehaG lasst sich
allerdings aus der Gesetzesbegrindung erschliefSen,
die zur Begrundung von § 1a Abs.2 VwRehaG wort-
lich ausfihrt:

»Opfer von als rechisstaatswidrig festgestellten Zer-
setzungsmafSnabmen, erhalten nach §1a Absatz 2
eine Einmalzahlung in Hobe von 1 500 Euro.

Erfasst werden diejenigen MafSnahmen mit dem Ziel
der Zersetzung, mit denen auf die Einstellung des Be-
troffenen systematisch und zielgerichtet eingewirkt
wurde, damit dieser nach Sicht der SED-Diktatur un-
erwiinschte Positionen oder Betditigungen aufgibt.
Beispiele derartiger ZersetzungsmafSnahmen nennt
die Richtlinie 1/76 der Staatssicherbeit zur Bearbei-
tung operativer Vorginge. Der Anspruch auf die Leis-
tung ist unpfandbar, nicht iibertragbar und nicht ver-
erbbar. Die Leistung bleibt ebenfalls bei Sozialleistun-
gen, deren Zahlung von anderen Einkommen abhdn-
gig ist, als Einkommen unberiicksichtigt. Der An-
spruch ist ausgeschlossen, wenn auf Grund desselben
Sachverhaltes Ausgleichsleistungen bezogen wurden
oder noch, auch in Zukunft, bezogen werden. “12

Auch die Gesetzesbegrundung belegt, dass nach dem
Willen des Gesetzgebers die Wirkungsweise der Zer-
setzungsmafinahme zwar systematisch und zielgerich-
tet sein muss, aber nicht notwendigerweise zum Er-
folg gefithrt haben.

Zum besseren Verstindnis, welche Mafinahmen ge-
meint sind, verweist der Gesetzgeber beispielhaft auf
die Richtlinie 1/76 des MIfS verwiesen. Durch die
Aufnahme der Richtlinie lediglich als Beispiel, begeg-
net der Gesetzgeber die Gefahr, dass nur in der Richt-
linie genannte ZersetzungsmafSnahmen zu einem An-
spruch fihren. Die Formulierung ,Beispiele derarti-
ger Zersetzungsmafinahmen® kann jedoch als Hin-
weis verstanden werden, dass die in Frage stehende
Mafinahme jedenfalls hinsichtlich ihrer Eingriffsin-
tensitdt einer der in der Richtlinie 1/76 genannten
Mafinahmen dhneln sollte.

B12

3. Ergebnis:

Die Art der MafSnahmen orientiert sich zuvorderst
nach den in der Richtlinie 1/76 der Staatssicherheit
zur Bearbeitung operativer Vorginge beschriebenen
Formen und Mittel der Zersetzung. Zersetzungsvari-
anten, die nicht in dieser Vorschrift festgehalten wur-
den, sind jedenfalls bei gleicher Eingriffsintensitit
eine MafSnahme mit dem Ziel der Zersetzung gemaf3
§1a Abs.2 VwRehaG. Diese Annahme wird auch
von der Gesetzesbegriindung zu § 3 VwRehaG unter-
stiitzt, wonach der Gesetzgeber mit dem Verwaltungs-
rechtlichen Rehabilitierungsgesetz auch Mafinahmen
wie ,,psychischen Terror durch Uberwachungsmafi-
nahmen, gezielte sachwidrige Medikation oder
psychiatrische Behandlung etc.“!3 erfassen wollte.

Fir die geforderte systematische und zielgerichtete
Wirkungsweise der Mafnahme ergeben sich zudem
aus der Rechtsprechung Anhaltspunkte fir eine vali-
de Definition. Aus dem Urteil des Bundesverwal-
tungsgerichts aus dem Jahr 2003'# zur Priifung einer
verwaltungsrechtlichen Rehabilitierung bei geltend
gemachten Gesundheitsschiadigung durch Zerset-
zungsmafSnahmen lasst sich ableiten, dass sich diese
zwei Definitionselemente in einem leitenden Plan
oder Willensentschluss manifestiert haben sollten, da
derartige Einzelmafsnahmen typischerweise Ausfluss
einer einheitlichen Entscheidung der staatlichen Stel-
len — insbesondere des MfS — sind, den Betroffenen in

dieser Weise ,,operativ zu bearbeiten.!3

lll. Einordnung in die Gesetzessystematik des
Verwaltungsrechtlichen
Rehabilitierungsgesetzes

1. Anspruchsvoraussetzungen aus dem
Verwaltungsrechtlichen
Rehabilitierungsgesetz

Der Gesetzessystematik des Verwaltungsrechtlichen
Rehabilitierungsgesetzes folgend sind unter MafSnah-
men i. S. d. § 1a Abs. 2 VwRehaG nicht nur hoheitli-
che Maflnahmen gem. §1 Abs.1 VwRehaG zu ver-
stehen. Denn nach §1 Abs.6 VwRehaG gelten die
Vorschriften dieses Gesetzes auch fir Mafinahmen
der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands oder
der von ihr dominierten Parteien und gesellschaftli-
chen Organisationen entsprechend. Aus der Gesetzes-
begriindung kann ferner abgeleitet werden, dass eine
Beteiligung des MIfS keine Anspruchsvoraussetzung
ist. Im Interesse einer effektiven Rehabilitierung ist es
daher geboten, den Kreis der uberpriifungsfihigen

12 BT-Drs.19/14427,S. 30.

13 BT-Drs.12/4994, S. 32.

14 Vgl. BVerwG, Urteil vom 9. Oktober 2003 — 3 C 1/03, VIZ,
2004, 136.

15 Vgl. BVerwG, Urteil vom 9. Oktober 2003 — 3 C 1/03, VIZ,
2004, 136 (138).
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Mafsnahmen tber die des MfS und solcher mit dem
Merkmal ,hoheitlich“ hinaus zu erweitern, damit
keine gravierenden Unrechtshandlungen bei der Pri-
fung von vornherein ausgeschlossen werden.

Seinem Wortlaut entsprechend setzt §1a Abs.2
VwRehaG die Rechtsstaatswidrigkeit der MafSnahme
voraus. Hinter dem Begriff der Rechtsstaatswidrigkeit
iSd VwRehaG verbirgt sich die Legaldefinition des § 1
Abs. 2 VwRehaG. Dementsprechend sind solche Mafs-
nahmen mit tragenden Grundsitzen eines Rechtsstaa-
tes schlechthin unvereinbar, die in schwerwiegender
Weise gegen die Prinzipien der Gerechtigkeit, der
Rechtssicherheit oder der VerhiltnismafSigkeit versto-
Ben haben und die der politischen Verfolgung gedient
oder Willkurrakte im Einzelfall dargestellt haben.

Das Merkmal ,Rechtsstaatswidrigkeit der Maf$nah-
me“ wird um die Festlegung ,,festgestellt worden“ er-
ganzt. Dass die Rechtsstaatswidrigkeit nicht allein zu
einer Rehabilitierung fiihrt, ergibt sich hierbei sowohl
aus dem Wort ,,soweit® als auch dem Wort ,,und® in
den Paragrafen §§ 1, 1a Abs. 1 VwRehaG. Diese Ver-
kniipfung stellt nicht nur den Kausalzusammenhang
zwischen der Herabwiirdigung bzw. Rechtsverletzung
und der heutigen Situation des Betroffenen dar, son-
dern erhebt die personliche Beeintrachtigung zur Vor-
aussetzung fur die Feststellung der Rechtsstaatswid-
rigkeit. Das Verwaltungsrechtliche Rehabilitierungs-
gesetz kennt zwei Moglichkeiten fiir die Feststellung
der Rechtsstaatswidrigkeit. Entweder richtet sich die
Feststellung nach §1 VwRehaG, sodass die rechts-
staatswidrige MafSnahme zu einer Verletzung der auf-
gezdhlten Rechtsguter gefuhrt hat und die Folgen
noch unmittelbar schwer und unzumutbar fortwir-
ken. Oder sie richtet sich nach der Feststellung gem.
§ 1a Abs. 1 VwRehaG, wonach die rechtsstaatswidri-
ge Mafsnahme aus Griinden der politischen Verfol-
gung zu einer schweren Herabwiirdigung des Betrof-
fenen im personlichen Lebensbereich gefiihrt hat.
Folglich fithrt der Weg zu § 1a Abs. 2 VwRehaG tber
§ 1 VwRehaG oder iiber § 1a Abs. 1 VwRehaG.

Dies ist besonders im Hinblick auf §1a Abs.1
VwRehaG uberraschend, da dieser als folgenloser Pa-
ragraf konzipiert war und diese Form der Rehabilitie-
rung keine materiellen Folgeanspriiche auslosen soll-
te.1¢ Allerdings spricht sowohl die Verortung des Fol-
geanspruchs als auch die Verwendung der gleichen Be-
grifflichkeiten dafiir, dass § 1a Abs. 1 VwRehaG einen
Anspruch aus § 1a Abs. 2 VwRehaG begriindet.

2. Grundentscheidungen des
Verwaltungsrechtlichen
Rehabilitierungsgesetz

Nimmt man die tragenden Grundentscheidungen zum
Gesetzgebungsverfahren beim 2. SED-Unrechtsberei-
nigungsgesetz!” in den Blick, so fillt auf, dass der Ge-
setzgeber einen neuen Weg eingeschlagen hat. Eine
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dieser tragenden Grundsatzentscheidungen ist, dass
grundsitzlich ein zweistufiger Verfahrensablauf vor-
gesehen war. '8 Dieser Verfahrensablauf war bisher so
ausgestaltet, dass das Gesetz die Entscheidung tber
die Rehabilitierung als solche und die Entscheidungen
uber etwaigen Ausgleich zwei unterschiedlichen Be-
horden in unterschiedlichen Verwaltungsverfahren
uberantwortet hatte und damit trennte. Dies ist mit
§ 1a Abs. 2 VwRehaG nicht mehr der Fall.

Die §§ 1, 1a VwRehaG beinhalten den eigentlichen
Rehabilitierungsakt, d. h. die Aufthebung oder Fest-
stellung der rechtsstaatswidrigen MafSnahme, welche
durch die Rehabilitierungsbehorde durchgefihrt wur-
de. Soziale Ausgleichsleistungen ergeben sich nur
nach einer Aufhebung der rechtsstaatswidrigen Mafs-
nahme gem. §1 VwRehaG. Je nach verletztem
Rechtsgut richten sich die nach §2 VwRehaG ge-
wahrten Folgeanspriiche nach den einschligigen Ge-
setzen. Hat die rechtsstaatswidrige Verwaltungsmafs-
nahme eine gesundheitliche Schidigung verursacht,
so wird den Betroffenen eine Beschidigtenversorgung
in entsprechender Anwendung des Bundesversor-
gungsgesetzes vom Versorgungsamt gewahrt (§ 31i. V.
m. § 12 Abs. 4 VwRehaG). Die nach dem Gesetz zur
Regelung offener Vermogensfragen (Vermogensgesetz
— VermG) zustiandige Behorde ist fir eine Entziehung
eines Vermogenwertes im Sinne von §2 Abs.2
VermG fur die Ruckiibertragung, Riickgabe oder Ent-
schidigung gem. §7 VwRehaG nach dem VermG,
dem Investitionsvorranggesetz und dem Entschadi-
gungsgesetz, zustandig. Bei einem Eingriff in den Be-
ruf wird gem. § 8 VwRehaG i. V. m. {1 Abs.1 Nr. 3
BerRehaG auf das Berufliche Rehabilitierungsgesetz
und die zustindigen Sozialleistungstrager verwiesen.
Der neue § 1a Abs. 2 VwRehaG bringt erstmals einen
direkten Anspruch auf eine soziale Ausgleichsleistung
in das VwRehaG. Gem. § 12 Abs. 2 VwRehaG ist die
Gewihrung der einmaligen Leistung nach § 1a Abs. 2
VwRehaG auf die Rehabilitierungsbehorden tibertra-
gen worden.

IV. Fazit: Wer profitiert von § 1a Abs. 2
VwRehaG?

Auch wenn der Gesetzgeber in neuerer Zeit die Aus-
gleichsleistungen punktuell zu Gunsten von Betroffe-
nen von Zersetzungsmafinahmen erweitert hat, er-
folgte dies doch immer vor dem Hintergrund, dass
die betreffende Personengruppe bei Vorliegen der An-
spruchsvoraussetzungen des §1 VwRehaG bereits
Ausgleichsleistungen erhalten hat. So ist der An-
spruch aus §1a Abs.2 VwRehaG ausgeschlossen,
wenn auf Grund desselben Sachverhaltes Ausgleichs-

16 Vgl. BT-Drs.12/4994, S. 55.
17 BT-Drs.12/4994,S.17.
18 BT-Drs.12/4994,S.17.
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leistungen bezogen wurden oder noch, auch in Zu-
kunft, bezogen werden.!” Betroffene, die also bereits
nach §1 Abs.1 VwRehaG aufgrund von Zerset-
zungsmafSnahmen rehabilitiert wurden und soziale
Ausgleichsleistungen erhalten, sind somit vom Folge-
anspruch nach § 1a Abs. 2 VwRehaG ausgeschlossen.
Dementsprechend ist der Folgeanspruch nur fir sol-
che Fallkonstellationen gegeben, bei denen eine Reha-
bilitierung nach § 1 VwRehaG zu keinen Ausgleichs-
leistungen gefiihrt hat oder bei denen die rechtsstaats-
widrige Mafsnahme nach § 1a Abs. 1 VwRehaG fest-
gestellt wurde und die festgestellte MafSnahme auch
gleichzeitig eine MafSnahme gem. §1a Abs.2
VwRehaG darstellt.

Ziel dieser Norm ist es daher, Betroffenen von Zerset-
zungsmafSnahmen im Verhiltnis zu anderen Betroffe-

Gab es in DDR-Betrieben

nengruppen eine Moglichkeit zu geben, explizit auf-
grund ihrer Beeintrachtigung eine soziale Ausgleichs-
leistung in Form einer Einmalleistung in Hohe von
1.500 Euro zu erhalten. Von §1a Abs.2 VwRehaG
wird deshalb nur ein kleiner Teil der Betroffenen aus
einer spezifischen Gruppe von Opfern von Verwal-
tungsunrecht profitieren.

§ 1a Abs. 2 VwRehaG durchbricht nur fir eine spezi-
fische Opfergruppe die Gesetzessystematik des Ver-
waltungsrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes. Ist der
§ 1a Abs.2 VwRehaG ein unbeabsichtigter systema-
tischer Gesetzesfehler oder der Vorbote eines Umden-
kens des Gesetzgebers?

19 BT-Drs.19/14427,S.30.

Zersetzungsmaflnahmen, die als
Rehabilitierungsfall anzuerkennen sind? —
Die Rolle der Betriebsleiter bei der Bekampfung

von Ausreisewilligen

Dr. Christian BooR, Frankfurt (Oder) / Berlin*

Im Rehabilitierungsrecht zum DDR-Unrecht wird auf
whobheitliche MafSnabmen verwiesen. Dieser aus der
westlichen Welt iibernommene Begriff konnte dazu
verleiten, politisch motivierte Pressionen in DDR-Be-
trieben und nicht explizit staatlichen Institutionen von
der Rehabilitierung auszuklammern. Die Rolle der Be-
triebsleiter bei der sogenannten ,Zuriickdrangung®
von Menschen, die die DDR fiir immer verlassen woll-
ten (Ausreiseantragsteller), zeigt, das eine derartige
Ausklammerung der Betriebssphdre an der Realitdt der
DDR vorbeigeben wiirde. Wichtige Betriebskader soll-
ten im Auftrag von Staat und Partei wirken und waren
in der Regel mit Parteiinstanzen und staatlichen Vertre-
tern, auch der Stasi, verklammert. Das Beispiel der
Ausreiseantragsteller zeigt dariiber hinaus, dass nicht
nur die Stasi massiven Druck auf die psychosoziale In-
tegritit von Biirgern ausiibte, um sie zu Verhaltensdin-
derungen zu veranlassen. Somit stellt sich die Frage, ob
ein derartiges Einwirken bei langer andauernder, inten-
siver ,,Bearbeitung“ ebenfalls in den rehablitierungsfd-
higen Kontext der ,,Zersetzung® im Sinne des Gesetz-
gebers einzuordnen ist.

B14

Ausgangssituation

Lange gab es die Forderung, Zersetzung, also das
psychisch-soziale Unterdrucksetzen von Personen in
der DDR, als Entschidigungsleistung anzuerkennen.
Der Gesetzgeber ist dem mit der Novelle der Rehabi-
litierungsgesetze vom 28. November 2019 in §1a
Abs.2 VwRehaG nF nunmehr nachgekommen.! Die
allgemeine Formulierung im Gesetz gibt wenig Hin-

*

Der Autor, Historiker und am juristischen Fachbereich der
HUB promoviert, ist wissenschaftlicher Projektkoordinator
des Teilprojekt ,Rechtsfolgen politischer Verfolgung im wie-
dervereinigten Deutschland” an der Europa-Universitat
Viadrina Frankfurt (Oder) des vom BMBF geforderten For-
schungsverbunds ,landschaften der Verfolgung®. Er war
wahrend der Umbruchzeit 1989 ff. als Korrepondent fiir den
Sender Freies Berlin in der DDR- bzw. Ostdeutschland tatig,
u. a. beim Magazin ,Kontraste“, spater beim ORB-Magazin
LKlartext“. Seit 2001 war er zunachst als Leiter der Presse-
und Offentlichkeitsarbeit bei der Stasi-Unterlagenbehdrde,
dann in deren Forschungsabteilung als Koordinator tatig.
2017 Promotion zum Dr. jur. an der Humboldt-Universitat Ber-
lin mit einer Arbeit lber die DDR-Rechtsanwalte.

1 Art.2 Abs. 1. Gesetz zur Verbesserung rehabilitierungsrechtli-
cher Vorschriften flir Opfer der politischen Verfolgung in der
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weise fiir die verwaltungsmifSige Umsetzung, was in
der Praxis alles als Zersetzung und damit als entscha-
digungsfahig anerkannt werden sollte.

Gemeinhin wird der Begriff Zersetzung mit dem
Staatssicherheitsdienst und dort dem entsprechenden
Passus in einer internen Uberwachungs-Richtlinie aus
1976 (MfS-RL 1/76) in Verbindung gebracht.? Aller-
dings hat der Gesetzgeber diese RL zwar erwihnt,
sich ihre Definition aber explizit nicht zu eigen ge-
macht, sie damit nicht einmal auf Stasi-Aktionen be-
schrankt.

Angesichts der DDR-typischen starken Verflochten-
heit der Institutionen der sozialen Kontrolle und Re-
pression erscheint dies plausibel, macht die Sache fur
die Rehabiltierungspraxis jedoch nicht einfacher. Hier
lohnt sich ein Blick in die Gesetzesbegriindung, in der
es heifldt: ,,Erfasst werden diejenigen MafSnabmen mit
dem Ziel der Zersetzung, mit denen auf die Einstel-
lung des Betroffenen systematisch und zielgerichtet
eingewirkt wurde, damit dieser nach Sicht der SED-
Diktatur unerwiinschte Positionen oder Betdtigungen
aufgibt.“.3 Der Passus bietet zumindest einen defini-
torischen Ansatzpunkt fur das, was man unter Zer-
setzung verstehen soll. Um derartige Einwirkungen
von Diktatur-alltaglichen Pressionen und Einschrin-
kungen zu unterschieden, miusste also auch eine
Drucksituation vorliegen, die auf psychosoziale Inte-
gritdt der betroffenen Person ldngerfristiger und/oder
gravierender einwirken sollte, um sie zu beeinflussen.
Der Bezug auf die SED-Diktatur verweist darauf, dass
derartige Mafinahmen nicht personlich, sondern
durch ein Herrschaftsinteresse des Einparteienstaates
motiviert sein muss.

Der Hinweis im VwRehaG auf , hoheitliche“4 Maf-
nahmen kann indes zu Missverstindnissen fihren.
Dieses Attribut ist in der Bundesrepublik eng mit der
rechtsstaatlich gebundenen Exekutive verbunden.
Von daher ist es nicht unbedingt gliicklich, dass dieser
Begriff tiberhaupt auf Verhiltnisse in der DDR uber-
tragen wurde. Schematisch angewendet, konnte die-
ses Kriterium dazu fiithren, dass Vorkommnisse in der
Wirtschaft a priori von der Rehabilitierung ausge-
schlossen wiren, da die damaligen Leiter von Wirt-
schaftsbetrieben keine hoheitlichen Befugnisse gehabt
hidtten. Doch schon prima vista ist augenfallig, dass
eine derartige Argumentation fir die Verhiltnisse der
buirgerlichen Gesellschaft zutreffen man, aber nicht
einer andersartig verfassten Gesellschaft mit einem
grofsen verstaatlichten Sektor tibergestiilpt werden
darf. Um dieser Frage konkret nachzugehen soll hier
am Beispiel von Personen, die die DDR verlassen
wollten, sogenannten Ausreiseantragstellern, darge-
stellt werden, wie die Betriebe und ihre Leitungskader
im Interesse von Staat und Einheitspartei wirkten.
Nebenbei stellt sich die Frage, ob hier nicht eine zen-
tral gewollte Zermiirbungsstrategie vorlag, die zu-
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mindest Analogien zur Zersetzung aufweist. Um
Missverstandnissen vorzubeugen, wird das Vorgehen
gegen sogenannte Ausreiseantragsteller nicht in aller
Breite erortert. Es soll hier auch nicht abschliefSend
geklart werden, ob und wie das, was diese an Schika-
nen erleiden mussten, moglicherweise juristisch ent-
schiadigungsberechtigt ist. Es geht an dieser Stelle in
drei Komplexen nur um die Rolle der verantwortli-
chen Betriebsleiter und ihrer Mithelfer.

1. Staatliches Weisungsverhaltnis

Am 18. Mirz 1977 wurde eine Verfiigung des Vorsit-
zenden des Ministerrates zur Bekampfung von Biir-
gern, die der DDR fiir immer den Riicken kehren
wollten, erlassen.’ Diese Verfiigung folgte einem ihn-
lich lautenden Beschluss des zentralen Parteiapparates
kurze Zeit zuvor.® Es wird klar gesagt, dass ein sol-
ches Ausreisebegehren abzulehnen und zu bekampfen
sei, denn ,ein Recht zur Ubersiedlung nach nichtso-
zialistischen Staaten und Westberlin [ist] nicht vorge-
sehen®.”

Der Kontext dieser Anordnung ist die KSZE-Schluss-
akte von Helsinki, welche die DDR freilich ohne un-
mittelbare Rechtsbindung im Lande selber unter-

DDR und zur Anderung des Adoptionsvermittlungsgesetzes
vom 28. November 2019. BGBI. 2019 T1, S. 1752.

2 RL 1/76. In: Engelmann (Hrsg.), Grundsatzdokumente des
MfS, Berlin 2004.

3 Vgl. BT-Drs.19/14427 S. 30:

»Zu Nummer 3

Opfer von als rechtsstaatswidrig festgestellten Zersetzungs-
malknahmen, erhalten nach §1a Absatz 2 eine Einmalzah-
lung in Hohe von 1500 Euro. Erfasst werden diejenigen Mal3-
nahmen mit dem Ziel der Zersetzung, mit denen auf die Ein-
stellung des Betroffenen systematisch und zielgerichtet ein-
gewirkt wurde, damit dieser nach Sicht der SED-Diktatur un-
erwiinschte Positionen oder Betatigungen aufgibt. Beispiele
derartiger Zersetzungsmafnahmen nennt die Richtlinie 1/76
der Staatssicherheit zur Bearbeitung operativer Vorgange.
Der Anspruch auf die Leistung ist unpfandbar, nicht lber-
tragbar und nicht vererbbar. Die Leistung bleibt ebenfalls bei
Sozialleistungen, deren Zahlung von anderen Einkommen
abhangig ist, als Einkommen unberticksichtigt. Der Anspruch
ist ausgeschlossen, wenn auf Grund desselben Sachverhaltes
Ausgleichsleistungen bezogen wurden oder noch, auch in Zu-
kunft, bezogen werden. (...)".

4 Art.1 Gesetz zur Verbesserung rehabilitierungsrechtlicher
Vorschriften fiir Opfer der politischen Verfolgung in der DDR
und zur Anderung des Adoptionsvermittlungsgesetzes vom
28. November 2019. BGBI. 2019 T1, S. 1752.

5 Verfligung Nr.34/77 des Vorsitzenden des Ministerrates zur
Gewdhrleistung des einheitlichen abgestimmten Vorgehens
der staatlichen und wirtschaftsleitenden Organe, Betriebe,
Kombinate und Einrichtungen in Zusammenarbeit mit ge-
sellschaftlichen Organisationen zur Unterbindung rechtswid-
riger Versuche von Biirgern der DDR, die Ubersiedlung nach
nichtsozialistischen Staaten und Westberlin zu erreichen.
8. Méarz 1977, in: Lochen/Meyer-Seitz (Hrsg.), Die geheimen
Anweisungen zur Diskriminierung Ausreisewilliger, Koln
1992, S. 44 ff.

6 Entscheidung des ZK der SED, 16. Februar 977, SAPMO (neu)
DY 30 58196; (alt) DY 30/J IV 2/3/2555.

7 Verfligung 34/77,in: Lochen/Meyer-Seitz (Fn.5), S. 45.
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zeichnet hatte, um ihre internationale Anerkennung
voranzutreiben.® Auch wenn die Freiziigigkeit in dem
Text nicht explizit garantiert wurde, bezogen sich in
der Folgezeit doch tausende von DDR-Biirgern auf
diese international verbriefte Anerkennung der Men-
schenrechte, wenn sie die DDR fiir immer verlassen
wollten.

Es ist oft der Findruck erweckt worden, dass es iiber-
wiegend die Aufgabe der Stasi war, sogenannte Aus-
reiseantragsteller abzuwehren. In der Tat war die Sta-
si zwar meist irgendwie dabei, wenn es um dieses
Thema ging. Vor Ort, in den Kreisen und Stiddten
wurden die sogenannten Arbeitsgruppen 0118 gebil-
det, in denen die Sicherheitsverantwortlichen Strategi-
en gegen den Ausreisetrend schmiedeten.” Hier war
selbstverstandlich auch die ortlich Stasi Dbeteiligt.
Aber die koordinierende Leitung dieser AG lag bei
den Abteilungen Inneres der Rite. Denn Inneres war
grundsitzlich fur Personenstands-, Aufenthaltsstatus-
und Reisefragen zustindig. Vorrangig ging es auch
nicht darum, die Antragsteller zu kriminalisieren,
sondern sie durch eine Mischung von integrativen Be-
mithungen und repressiven Drohungen dazu zu bewe-
gen, ihren Antrag zuriickzunehmen. Das gelang
durchaus in bemerkenswerten GrofSenordnungen. Die
Stasi selbst konzentrierte sich dagegen im Wesentli-
chen auf ca. 12% der Antragsteller, die als besonders
»hartniackig® eingestuft wurden oder in der Gefahr
waren, im In- oder Ausland, etwas durch Demonstra-
tionen, Presseveroffentlichungen oder Botschaftsbe-
setzungen, politisch Arger zu machen.!?

In diesem Zusammenhang ist bedeutsam, dass den
Betrieben eine, wenn nicht die Hauptlast bei der ,,Zu-
rickdrangung“ zugewiesen wurde. Gefordert war ein
»einheitliches und abgestimmtes Vorgehen aller staat-
lichen und wirtschaftsleitenden Organe, Betriebe,
Kombinate, Einrichtungen und Genossenschaften zur
Unterbindung rechtswidriger Versuche von Biirgern
der DDR, die ,,Ubersiedlung“!! zu erreichen. Man
muss im Blick haben, welche Bedeutung in der kom-
munistischen Wertvorstellung die Welt der Arbeit hat-
te, um zu verstehen, warum gerade den Betrieben eine
solche Rolle bei der Beeinflussung von Menschen zu-
gesprochen wurde. Hinzu kam, dass wegen der hohen
Erwerbsrate in der DDR ein grofser Teil der Bevolke-
rung iiber die Betriebe erreichbar war.

Der Ministerratsbeschluss richtete sich nicht nur di-
rekt an die Leiter der unterschiedlichen Betriebsfor-
men, sondern auch an die ihnen tbergeordneten In-
stanzen: die Industrieministerien, die den zentral ge-
leiteten Kombinate und Betrieben vorstanden, und
die regionalen Rite, welche die Bezirks- und Kreisge-
leiteten Betriebe koordinierten, auch Genossenschaf-
ten und dhnliche Einrichtungen,!? die nur auf dem
Papier unabhingig waren.!3 Die Betriebsleiter unter-
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standen also in dieser Frage doppelt staatlicher Wei-
sung.

Ihr Handeln sollte vor allem in zwei Richtungen zie-
len: Werktitige zu beeinflussen und gegebenenfalls
mit arbeitsrechtlichen MafSnahmen zu tberziehen.
Zusitzlich sollten sie mit einer ,hohen Wachsam-
keit“1* die Entwicklung beobachten und staatliche
Stellen informieren. Das musste nicht in jedem Fall
die Stasi sein, konnte es aber sein. Die Stasi bemiihte
sich stark darum, die Betriebsleiter in ihrem Sinne zu
beeinflussen, um ein kooperatives Verhiltnis herzu-
stellen, auch wenn sie nicht formlich als inoffizielle
Mitarbeiter o0.a. verpflichtet waren.

Auf der Betriebsebene selbst sollten die Leiter viele
Helfer nutzen, um Wankelmiitige von ihrem Ausreise-
wunsch abzubringen und ,,politisch-ideologische Ein-
flussnabme zu uben. Sie sollten ,,eng mit den Partei-
organisationen der SED, den Gewerkschaftsleitungen
und anderen gesellschaftlichen Organisationen und
Kriften zusammenarbeiten, sowie sichern, dass die
Durchsetzung der erforderlichen MafSnabmen durch
die jeweiligen Arbeitskollektive unterstiitzt wer-
den.«13

Oppositionelle, die sich an dhnliche Kontrollen und
Einflussnahmen an ihrem Arbeitsplatz erinnern, wei-
sen darauf hin, dass dies eher selten durch IM ge-
schah, sondern durch einfache Kollegen.'® Der Begriff
wgesellschaftliche Krifte“, der in diesem Zusammen-
hang genannt ist, ist leider wenig untersucht. Auch in
anderen Kontexten werden solche Krafte genannt, die
in zugespitzten Situationen zusitzlich zu den zustin-
digen Organen Uberwachungs-, Kontroll- und Uber-
zeugungsarbeit leisten. Es dirfte sich also in der Re-
gel um kleine Funktiondre, der Gewerkschaft etwa,
einfache Parteimitglieder, zumindest aber Parteigdn-
ger der SED gehandelt haben. Die ideologische Argu-
mentationshilfe lieferten tiglich die parteigesteuerten
Medien, orchestriert von den Parteisekretiren vor
Ort. Das ist leider wenig untersucht. Aber fir Lehrer,
die nur Besuchsreisen im Westen machen wollten, ist
dargestellt worden, wie sehr sie dem Druck von Kol-
legen ausgesetzt waren, dies zu unterlassen.!” Lehrer

8 Ebd. (Fn.7).

9 Vgl. Hiirtgen, Ausreise per Antrag: Der lange Weg nach dru-
ben. Eine Studie Uber Herrschaft und Alltag in der DDR-Pro-
vinz, Gottingen 2014.

10 Nach einigen Kreisergebnissen, Boofs, Vom Scheitern der ky-
bernetischen Utopie, Gottingen 2020, S. 150 f.

1 Verfligung 34/77, in: Lochen/Meyer-Seitz (Fn.5), S. 47.

12 Es gab in der DDR Einrichtungen, die faktisch Betriebe wa-
ren. Wie z. B. in der Landwirtschaft Zwischengenossen-
schaftliche Einrichtungen (ZGE).

13 Verfiigung 34/77, in: Lochen/Meyer-Seitz (Fn.5), S. 51.

14 Verfligung 34/77,in: Lochen/Meyer-Seitz (Fn.5), S. 48 f.

15 Verfligung 34/77, in: Lochen/Meyer-Seitz (Fn.5), S. 48.

16 Gesprache von Gerd und Ulrike Poppe mit dem Autor.

17 Vgl. Budde (Hrsg.), Reisen in die Bundesrepublik und der
'glaserne’ DDR-Blirger, Baden-Baden 1997.
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waren in der DDR sicher stirker ideologisiert als an-
dere Berufsgruppen. Und sicher kommt es immer auf
die konkreten Umstinde an. Aber es ist plausibel,
dass diese Form der konzertierten politisch-ideologi-
schen Einflussnahme den Charakter von, neudeutsch
gesprochen, Mobbing, oder besser Bossing, weil von
oben initiiert, annehmen konnte.

Hier stellt sich die Frage, ob ein derart penetrantes
Erzeugen von psychosozialem Druck nicht dem ent-
spricht, was der Bundesgesetzgeber 2019 im novel-
lierten § 1a Abs. 2 VwRehaG als rehabilitierungsfahi-
ge Zersetzung ansah. Bei der Stasi selber waren Zer-
setzungen im Prinzip mit Hilfe der ,operativen Psy-
chologie“, zu der an ihrer Hochschule geforscht und
gelehrt wurden, theoretisch aufgeladen. Aber in der
geheimpolizeilichen Praxis, wie sie in den Fallakten
dokumentiert ist, basieren ZersetzungsmafSnahmen
doch oft eher auf Kiichenpsychologie, die auch nicht
Stasi-ausgebildete Funktiondre beherrscht haben
diirften. Dass bei Drangsalierungen im Betrieb zuwei-
len auch noch die Stasi ihre Finger im Spiel haben
konnte, die Betriebs- und Kaderleitern, Parteisekreti-
ren und anderen mit ihnen kooperierenden Vertrau-
enspersonen Hinweise gaben, kam in vielen Fillen
nur dazu.'8

Dass der Druck, in der rein betrieblich auf Ausreise-
antragsteller ausgeubt werden sollte, keineswegs mil-
de war, zeigt dass er mit mit Drohungen gepaart sein
konnte, den Betreffenden von seinem Arbeitsplatz zu
entfernen. Die zitierte Ministerratsdirektive nennt
mehrere Griinde: Wenn sie Leitungsfunktionen inne-
hétten, mit Staats- und Dienstgeheimnissen zu tun
hitten, in der Kinder- und Jugenderziehung titig sei-
en oder in wichtigen Produktionsanlagen.'® Wortlich
genommen, dienten diese arbeitsrechtlichen MafSnah-
men Sicherheitsbelangen bzw. dem Versuch, eine
»Ansteckung® anderer im Betrieb zu verhindern.
Aber erstens interpretierte man Sicherheits-Interessen
in der DDR sehr weit entgrenzt.2’ Zweitens scheint in
der Praxis der arbeitsrechtliche Eingriff auch dariiber
hinaus als Druckmittel eingesetzt worden zu sein.
Eine zeitnah erlassene Orientierung ermahnte daher,
sicher nicht ohne Grund, vor solchen MafSnahmen
erst ,griindlich zu priifen“,>! ob deren Voraussetzun-
gen Uberhaupt vorhanden seien. Erst kurz vor dem
Ende der DDR, im Jahr 1988, wurden offenbar unter
dem Einfluss der Wiener KSZE-Vereinbarungen ar-
beitsrechtlichen Sanktionen als Reaktion auf einen
Ausreisewunsch zumindest auf dem Papier komplett
untersagt.’> Damals wurde auch mit der Nachpriif-
barkeit von Ausreiseablehnungen ein rudimentires
verwaltungsrechtliches Rechtsmittel gegen solche Ent-
scheidungen eingefithrt. Zehn Jahre zuvor waren der-
artige Zersetzungs- und Entlassungs-Schikanen aller-
dings ublich, wenngleich ihre wahren Beweggriinde
vertuscht werden sollten. Betriebsleiter hatten bei Ver-
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setzungen und Entlassungen die wahren Griinde zwar
in die Personalakte (Kaderakte) einzutragen,?3 aber
andere Griinde wie ,,Nichteignung fiir diese Tatigkeit
(wie Pflicht- und Disziplinarverletzung)“**
schieben. Den Betriebsangehorigen selbst war die vol-
le Einsicht in ihre Personalakte generell verwehrt.
Ohnehin waren die zitierten Anordnungen, die in den
Folgejahren modifiziert wiederholt wurden,?® streng
geheim. Sie wurden selbst gegentuber den Betriebslei-
tern sogar nur mundlich ,,unter Beachtung der Wach-
samkeit und Geheimhaltung“*® von den staatlichen
Stellen vorgegeben. Ein derartiges Instruktions-Ver-
fahren entspricht klassischen kommunistischen Herr-
schaftstechniken. Allein diese klandestine Einbindung
der Betriebsleiter spricht dagegen, dass man sie von
einer quasi hoheitlichen staatlichen Sphire kiinstlich
abtrennen kann. Die Trennung von Wirtschaft, Staat
und Gesellschaft mag man aus wissenschaftlich-ana-
lytischen Griinden auch auf die DDR anwenden, sie
entspricht aber als Gesellschaftsmodell dem ,,westli-
chen“ und ist nicht geeignet, die eingebundene Rolle
der Betriebsleiter im System der DDR zu beschreiben.

vorzu-

2. Geheime rechtliche Abdeckung

Die Leiter der verstaatlichten und faktisch staatlich ge-
leiteten Betriebe unterstanden also, wie dargestellt,
einer staatlichen Weisung, wenn sie auf die geschilderte
Art und Weise Betriebsangehorige unter Druck setzten,
um nicht zu sagen schikanierten, damit sie in der DDR
blieben. Hinzu kam eine Abdeckung dieses Verhaltens
durch die Justizorgane. Ebenfalls im Jahr 1977 wurde
eine Orientierung des Obersten Gerichtes und der Ge-
neralstaatsanwaltschaft erlassen.?” Diese ist zuweilen
als Weisung an die Betriebe zur arbeitsrechtlichen Dis-
ziplinierung missverstanden worden. Diese Funktion
kam jedoch der beschriebenen Ministerratsverfigung
zu. Die juristische Orientierung hatte demgegentiber
die Funktion, arbeitsrechtliche Schikanen rechtsfest zu

18 Es ist ein Missverstandnis anzunehmen, dass sich die Stasi
hauptsachlich inoffizieller Mitarbeiter zur Einflussnahme
bediente. Viel verbreiteter war die Kooperation mit soge-
nannten Partnern des offiziellen Zusammenwirkens (PO-
ZW), womit alle eher systemnahen Bezugspersonen ge-
meint waren.

19 Verfiigung 34/77, in: Lochen/Meyer-Seitz (Fn.5), S. 49.

20 Vgl. Boof (Fn.10), S.307.

21 Orientierung des obersten Gerichtes, des Generalstaatsan-
waltes und des Bundesvorstandes des FDGB zur einheitli-
chen Behandlung arbeitsrechtlicher Probleme, die sich erge-
ben kénne, wenn Burger die Absicht zur Ubersiedlung in die
BRD verfolgen, in: Lochen/Meyer-Seitz (Fn. 5), S. 52 ff.

22 Verfligung 1988. 8.12.1988, in: Lochen/Meyer-Seitz (Fn.5),
S. 236 ff. (237).

23 Verfligung 34/77, in: Lochen/Meyer-Seitz (Fn.5), S. 54.

24 Verfligung 34/77,in: Lochen/Meyer-Seitz (Fn.5), S. 49.

25 1983, in: Lochen/Meyer-Seitz (Fn.5), S. 153ff; 1988, in: Lochen/
Meyer-Seitz (Fn.5), S. 236 ff.

26 Verfligung 34/77,in: Lochen/Meyer-Seitz (Fn. 5), S. 51.

27 Orientierungs. Fn 22.
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machen, ihre Griinde zu verschleiern und ihre Aufhe-
bung von Gerichts wegen zu verhindern. Sie starkten
also den Betriebsleitern den Riicken, indem sich diese
juristisch auf der staatlich vorgegebenen sicheren Seite
fuhlen konnten. Derartige Orientierungen beruhten
auf Geheimabsprachen der obersten Justiz- und Er-
mittlungsorgane zusammen mit dem zentralen Partei-
apparat.28 Sie gaben Richtern und Ermittlern die juris-
tischen Leitlinien vor, nach denen sie sich verhalten
sollten. In diesem Fall hatte auch der Gewerkschafts-
dachverband, der FDGB, mitgezeichnet, der iiber Ge-
werkschaftsleitungen bei arbeitsrechtlichen MafSnah-
men in den Betrieben sowie bei der Arbeitsrechtspre-
chung beteiligt war. Die Doppelbodigkeit dieser Art
der geheimen Einflussnahme wird an der Orientierung
deutlich. Einerseits sollte das durchaus soziale Arbeits-
recht der DDR bei Pramien-, Lohnrestzahlungen, etc.
selbst in diesen repressiv motivierten Fallen korrekt an-
gewendet werden. Allerdings wurde das geschriebene
Recht im Interesse der Partei ,,parteilich“ uminterpre-
tiert. ,,Ist der Abschluss eines Anderungsvertrages
nicht moglich, kommt der Ausspruch einer Kiindigung
des Arbeitsrechtsverbiltnisses wegen Nichteignung
[...] in Betracht. [Dem Betreffenden ist] eine andere Ar-
beit zu iibertragen.|...]| Weigert sich der Werktditige, die
[...] andere Tatigkeit auszuiiben, kann das disziplinari-
schen MafSnabmen bis zur Kiindigung nach sich zie-
hen.«2?

Sicher gibt es auch in anderen Rechtssystemen eine der-
artige arbeitsrechtliche Sanktionseskalation. Aber in
der DDR waren gerade durch diese Orientierung
Rechtsmittel faktisch ausgeschlossen bzw. zog eine Be-
schwerde die schirfere Sanktion geradezu nach sich.
Auch die wahren Grinde von Versetzung bzw. Entlas-
sung waren dem Betroffenen vorzuenthalten. Sie soll-
ten zwar in dessen Personalakte (Kaderakte) vermerkt
und ggf. dem Gericht iibermittelt werden. Aber das Ge-
richt sollte aber ,,in keinem Falle“3° den eigentlichen
Anlass nennen. In manchen Fillen sei die fristlose Kiin-
digung ohnehin nur miindlich zu {ibermitteln.?! Die
Problematik, dass die Orientierung dem DDR-Recht,
umso mehr einem rechtsstaatlichen Verfahren mangels
Verfahrenstransparenz und verlésslichen Regeln gleich
mehrfach widersprach, war offenbar auch den DDR-
Oberen bewusst. Die Orientierung selbst war daher so
geheim, dass sie selbst den Direktoren von Bezirks- und
Kreisgerichten bzw. den Bezirksstaatsanwilten nur
miindlich kommuniziert werden durfte.3?

3. Parteiliche Einbindung als Nomenklaturkader

Als dritter Punkt kommt zur staatlichen Einbindung
und geheimen arbeitsrechtlichen Abdeckung die par-
teiliche Einbindung der Betriebsleiter hinzu. Die SED-
Fiihrung konnte sich im Grundsatz darauf verlassen,
dass ,,ihre“ Betriebsleiter derartigen geheimen proble-
matischen Vorgaben folgen wiirden. Die meisten von
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Thnen waren ohnehin in der SED und zusitzlich No-
menklaturkader, selbst wenn sie nicht Mitglied der
Monopolpartei waren. Die Nomenklatura band seit
Stalin, in der DDR seit den 1950er Jahren, die oberste
Fuhrungsschicht nicht nur an ihre Vorgesetzten, son-
dern auch entsprechend ihrem Rang an die jeweils zu-
stindige Parteiebene. Die Partei-Nomenklatur-Ebene
musste bei der Besetzung des Postens zustimmen,
konnte von ihren Inhabern parteiliche Loyalitit erwar-
ten bis hin zu politischen Anweisungen. Die Nomen-
klatura war das wahre ,,Riickgrat“33 des SED-Staates.
Und die Wirtschaftselite gehorte dazu. Weil die No-
menklatura erstaunlich schlecht erforscht ist, wird un-
terschatzt, wie weit diese nach ,unten® ging. In Berlin
gehorten beispielsweise auch der Leiter einer landwirt-
schaftlichen Genossenschaft oder einer grofSeren Kauf-
halle zur Nomenklatur der Bezirks- bzw. Kreisleitung.

Das Verhalten der Betriebsleiter gegeniiber den Aus-
reiseantragstellern der DDR war also auf mindest
dreifache Weise, durch die wirtschaftsleitenden Insti-
tutionen, durch die rechtliche Deckung ihrer arbeits-
rechtlichen MafSnahmen und ihre Zugehorigkeit zur
SED-Nomenklatura, bestimmt. Dieses Beispiel ist
durchaus auf andere weniger formalisierte, etwa die
Unterkontrollnahme von Oppositionellen in Betrie-
ben, zu ubertragen.

Zusammenfassung

Betriebsleiter in der DDR fungierten nicht autonom,
sondern grundsitzlich im Interesse und Auftrag von
Staat und Partei. Dem sind Betriebsleiter sicher mehr
oder weniger nachgekommen. Im Laufe der Jahre
wurde immer mehr geklagt, dass die Erfolge bei der
»Zuriickdrangung® nachliefSen, sei es dass die Werk-
zeuge der Bearbeitung abstumpften, sei es dass die
Bemiihungen nachlieflen.3* Wirtschaftsfunktionire
mochten diese eher politische Aufgabe nicht zu ihren
primaren zdhlen. Vielleicht mochten sie sich auch
nicht mit ihren Belegschaften anlegen oder hielten
derartige Bemuihungen fur vergeblich. Jedenfalls war
es in den 1980er Jahren die Aufgabe der Stasi, derar-
tige Nachladssigkeiten aufzuspiiren und gegebenenfalls
die ersten Sekretire der regionalen Parteileitungen zu
informieren. Diesen seien ,,Empfeblungen bzw. Vor-
schlige zu unterbreiten, wie von den Leitern der
staatlichen Organe, Kombinate, Betriebe und Einrich-
tungen die ihnen iibertragenen Aufgaben |[...] mit

28 Vgl. Boofs, Im goldenen Kafig. Zwischen SED, Staatssicher-
heit, Justizministerium und Mandat. Die DDR-Anwalte im
politischen Prozess, Gottingen 2017, S. 238 ff..

29 Orientierung 1977, in: Lochen/Meyer-Seitz (Fn.5), S. 53.
30 Orientierung 1977, in: Lochen/Meyer-Seitz (Fn. 5), S. 54.
31 Orientierung 1977, in: Lochen/Meyer-Seitz (Fn. 5), S. 54.
32 Orientierung 1977, in: Lochen/Meyer-Seitz (Fn.5), S. 56.

33 Schroeder, Der SED-Staat, Miinchen 1998.
34 Vgl. Hiirtgen (Fn. 9).

NJ-Beilage 1/2021— LKV-Beilage 1/2021



Merkmale, Genese und Vielfalt von ZersetzungsmaRBnahmen - Pingel-Schliemann | Beitrage

einer noch hoheren Effektivitit gelost werden kon-
nen.“35 Diese Kontrolle ist ein weiteres Indiz fiir die
herrschaftsbezogene quasi-hoheitliche Funktion auch
von Wirtschaftsfunktiondren. Die Methoden der Ein-
flussnahme wurden, je schwieriger sie sich darstellte,
immer ,differenzierter®, subtiler. Aber gerade das
konnte psychosoziale Einflussnahmen begriinden:
wDort wo Ubersiedlungsersuchende arbeiten, wo man
sie am besten kennt, sind alle aufrichtigen und klas-
senbewussten Biirger, der ,,Kollege nebenan®, in die
offensive Auseinandersetzung mit solchen Personen
einzubeziehen [...]. Ihnen muss von den Arbeitskolle-
gen verstandlich und iiberzeugend demonstriert wer-
den, wie sehr sie eine solche Absicht verurteilen.«36
Gruppendruck und Gruppenisolierung, zwei geradezu
klassische Instrumentarien auch der Stasi-Zersetzung,
sollten verstarkt zum Einsatz kommen.

Es ist angesichts der unterschiedlichen Verhaltenswei-
sen von Betriebsverantwortlichen eine Frage der Ana-

lyse des Einzelfalls vor Ort, um feststellen zu konnen,
ob und wie Betriebsangehorige in der DDR aus politi-
schen Motiven in ihrer psychosozialen Integritdt be-
eintrachtigt wurden. Angesichts des hohen Verschleie-
rungsgrades diirfte die Belegfiihrung in der Regel
schwierig sein. Aber gerade weil diese Verschleierung
charakteristisch fiir solche MafSnahmen ist, diirfte
Aussagen der Betroffenen und eventuellen Zeugen
eine hohe Bedeutung zukommen. Dass derartige Schi-
kanen in einem Wirtschafts- oder Handelsbetrieb der
DDR nicht auf unmittelbare Veranlassung von staatli-
chen Stellen, der Stasi gar, geschahen, ist fur sich ge-
nommen, kein Grund die Rehabilitierung grundsatz-
lich auszuschlieSen.

35 MfS, DA 2/83. 13101983, in: Lochen/Meyer-Seitz (Fn.5),
S. 89 ff. (130f).

36 MfS. Hinweise zu DA 2/83, Anlage V, in: Lochen/Meyer-Seitz
(Fn. 5), S. 169 ff. (174).

Merkmale, Genese und Vielfalt von

Zersetzungsmalinahmen

Dr. Sandra Pingel-Schliemann, Liibz*

I. Vorbemerkung

Die Betroffenen von Zersetzungsmafinahmen sind
eine Opfergruppe, die in der Rehabilitierungsgesetz-
gebung viel zu lange keine ernsthafte Beriicksichti-
gung gefunden hat, obwohl Forschungen belegt ha-
ben, wie personlich folgenreich die Zersetzung neben
anderen VerfolgungsmafSnahmen wie der politischen
Haft war. Mehr noch: Der Gesetzgeber hat verkannt,
dass die Zersetzung vor allem seit 1976 neben der
Haft eine der grundlegenden Verfolgungsstrategien
gegen die Menschen war, die sich fiir Recht und Frei-
heit einsetzten und die in der SED-Diktatur als
»feindlich-negativ eingestuft wurden. Als eigenstan-
dige Opfergruppe sollen die Betroffenen nun - 30
Jahre nach der deutschen Einheit — eine minimale,
einmalige, aber lingst uberfillige Kapitalentschadi-
gung fir das an ihnen begangene Unrecht erhalten.

Die Dimension der Zersetzung ist Gegenstand des fol-
genden Aufsatzes und vermittelt wesentliche For-
schungsergebnisse aus der von mir in der Schriftenrei-
he der Robert-Havemann-Gesellschaft 2002 in 1.
Auflage erschienenen Studie: ,Zersetzen. Strategie

einer Diktatur®.!
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Il. Veranderung der Repressionsinstrumente

Unter der Agide Walter Ulbrichts dominierte von der
Staatsgriindung bis in die 1960er Jahre hinein eine of-
fene und brutale Unterdriickung der politischen Geg-
nerschaft. Vor allem mit Hilfe des politischen Straf-
rechtes wurden politische Gegner ausgeschaltet. Nach
dem Amtsantritt Erich Honeckers sprachen Absol-
venten der Juristischen Hochschule (JHS) des MfS
von ,neuen Klassenkampfbedingungen®, die es not-
wendig machten, ,neue Waffen zu schmieden und
neue Wege zu beschreiten®.? Die ,neuen Klassen-

*

Die Autorin ist promovierte Politikwissenschaftlerin und ar-
beitet als freie Autorin und Kuratorin. Zahlreiche Veroffent-
lichungen zur SED-Diktatur, u. a. Zersetzen. Strategie einer
Diktatur, 3. Aufl., Berlin 2004; Frauen der Friedlichen Revoluti-
on. Zwanzig Portrats aus Mecklenburg-Vorpommern, 2. Aufl,,
Schwerin 2015; ,Ihr kdnnt doch nicht auf mich schieBen!” Die
Grenze zwischen Libecker Bucht und Elbe 1945 bis 1989,
3. Aufl., Schwerin 2017; Ausstellungen u. a.: Mutige Frauen.
Widerstandiges Verhalten in Zeiten von Diktaturen, Wander-
ausstellung (2012); Zersetzung. Repressionsmethode des
Staatssicherheitsdienstes, Wanderausstellung (2018); Aus-
grenzen und Eingrenzen. Die Geschichte der innerdeutschen
Grenze zwischen Ostsee und Elbe, Dauerausstellung Grenz-
hus Schlagsdorf (2018).

1 Vgl. nunmehr Pingel-Schliemann, Zersetzen. Strategie einer
Diktatur, 3. Aufl.,, Berlin 2004.
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kampfbedingungen“ brachten die MfS-Mitarbeiter
dabei mit dem Bestreben der Partei- und Staatsfih-
rung nach internationaler Reputation in Verbindung.
Honecker wollte auflenpolitisch an Profil gewinnen
und die Wirtschaftsbeziehungen zu den westlichen
Landern verbessern, weil beides fur die Stabilisierung
der SED-Diktatur von Bedeutung war. Honecker be-
kam von Seiten des Westens jedoch nur politische
Aufmerksamkeit und Finanzspritzen, wenn er dies
mit einem ,gewissen Wohlverhalten“ bezahlte. Das
bedeutete: Er musste dem Westen Konzessionen im
Bereich der Menschenrechte machen. Mit dem Bei-
tritt der DDR zur UNO am 18. September 1973 und
der Unterzeichnung der KSZE-Schlussakte am 1. Au-
gust 1975 signalisierte Honecker dem Westen, dass er
dazu bereit sei. In Wirklichkeit jedoch reagierte der
Staatschef der DDR auf die politischen Forderungen
»nicht mit einer Liberalisierung des Herrschaftssys-
tems, sondern mit einer Anpassung der Herrschaftsin-
strumente*.’> Neben die offenen und wahrnehmbaren
Formen des Terrors traten zunehmend subtile und
verdeckte Verfolgungsmechanismen. Der Apparat des
Staatssicherheitsdienstes wurde massiv ausgebaut und
die Spitzeltatigkeit intensiviert. Pragnantester Aus-
druck fir die Verdnderungen im Repressionsapparat
war aber vor allem die Entwicklung und Anwendung
der Methode der ,,Zersetzung“. Kern des Wandels
war: Dem Westen sollte mit der tiberwiegenden Be-
schrankung auf ,lautlose“ MafSnahmen der ,,Zerset-
zung® der Anschein von Rechtsstaatlichkeit in der
DDR vermittelt werden. Im Klartext: Fur die politi-
schen Interessen der DDR wurden ,,zersetzte“ Perso-
nen ,weit weniger gefihrlich als inhaftierte ,Marty-
rer<.4

lll. Betroffene von ZersetzungsmaRnahmen

Opfer von Zersetzungsmafsnahmen wurden Men-
schen, die im Rahmen von Operativen Vorgingen
(OV), weniger in Operativen Personenkontrollen
(OPK) geheimpolizeilich verfolgt worden sind und
dies vorrangig seit 1976 mit der Einfihrung der
»Richtlinie Nr.1/76 zur Entwicklung und Bearbei-
tung Operativer Vorgiange“. Die Richtlinie dokumen-
tiert theoretisch, was im Verlauf der kommenden Jah-
re praktische Wirklichkeit werden sollte: neben den
Verhaftungen politischer Gegner setzte das Ministeri-
um fiir Staatssicherheit zunehmend auf verdeckte und
lautlose Repressionsformen fiir die vor allem die Me-
thode der Zersetzung steht.

Dabei muss jedoch angemerkt werden, dass das MfS
bereits singular in den 1950er Jahren mit Zerset-
zungsmafSnahmen operierte, z. B. gegen den Untersu-
chungsausschuss Freiheitlicher Juristen in Westberlin.
In den 1960er Jahren sind nachweislich erste Diplom-
arbeiten an der JHS bekannt, die sich mit der Zerset-
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zung beschiftigen, z. B. gegen Jugendliche und kirch-

liche Mitarbeiter.

Von einer systematischen Anwendung kann jedoch

erst ab 1976 mit der Einfilhrung der benannten

Richtlinie die Rede sein.

Die Forschung konnte folgende Zielgruppen spezifi-

zieren, die von Mafinahmen der Zersetzung betroffen

waren:

In der DDR:

m sogenannte ,reaktiondre“ Kirchenkreise, also
Mitglieder der evangelischen und katholischen
Kirche, z. B. Junge Gemeinde

m  Antragsteller auf Ausreise

m als ,feindlich-negativ® eingestufte Kulturschaffen-
de

®m  Angehorige von anderen Religionsgemeinschaften
wie Zeugen Jehovas

m als ,negativ® charakterisierte Jugendliche wie
Punks

=  Mitglieder von Oppositionsgruppen

In der Bundesrepublik:

m Ehemalige DDR-Biirger und andere, wie bundes-
deutsche Journalisten, die auf Probleme in der
DDR aufmerksam machten

m Einrichtungen der Kommunismus- und Osteuro-
paforschung
Menschenrechtsorganisationen wie ai
Angehorige von Kirchen, die enge Verbindungen
in die DDR unterhielten

m  Mitarbeiter von Geheimdiensten’

Verlassliche Zahlen zur Quantitit liegen bislang nur

von Bernd Eisenfeld vor. Er hat dargestellt, dass das

MIS zwischen 1985 und 1988 zwischen 4.500

und 5.000 OV fihrte, einige davon jahrelang. Damit

schitzt er die Zahl der Betroffenen in der 2. Halfte
der 1980er Jahre auf 20.000 bis 25.000 Personen.®

Dabei handelt es sich um Menschen, die heute nur

aufgrund ihrer MfS-Akte rekonstruieren konnen, wie

die politische Geheimpolizei der DDR im Verborge-
nen versucht hat, ihre Lebenswege zu beeinflussen.

Einige gerieten willkiirlich in das Visier des Staatssi-

cherheitsdienstes, weil sie von jemandem denunziert

2 BStU, ZA, MfS, JHS VVS 001-200/79, S. 522.

3 HolzweiBig/Kuhrt/Buck (Hrsg.), Am Ende des realen Sozialis-
mus, Bd.1, Opladen, 1996, S. 14.

4 MDA, MfS GVS 001-11/78, S. 11.

Vgl. Stiss, Repressive Strukturen in der SBZ/DDR — Analyse von

Strategien der Zersetzung durch Staatsorgane der DDR ge-

gentiber Biirgern der DDR, in Deutscher Bundestag (Hrsg.):

Materialien der Enquete Kommission , Aufarbeitung von Ge-

schichte und Folgen der SED-Diktatur in Deutschland“ (12.

Wahlperiode des Deutschen Bundestages), neun Bénde in 18

Teilbdanden, Baden-Baden, 1995, hier Bd. I1/1, 5.193-250.

6 Vgl. Eisenfeld, Widerstdndiges Verhalten im Spiegel von Sta-
tistiken und Analysen des MfS, in: Henke / Engelmann
(Hrsg.): Aktenlage. Die Bedeutung der Unterlagen des Staats-
sicherheitsdienstes fiir die Zeitgeschichtsforschung (Schrif-
tenreihe des BStU; 1), 2. Aufl., Berlin 1995, S. 157 —176.

v
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worden sind oder weil sie zur falschen Zeit an einem
falschen Ort waren. Andere hatten sich kritisch im
Betrieb geduflert, verliebten sich in einen westdeut-
schen Staatsbiirger oder engagierten sich in der Um-
welt- und Friedensbewegung der achtziger Jahre.

IV. Zersetzungsstrategien

Das MIS kompromittierte und isolierte politische
Gegner im Rahmen seiner ZersetzungsmafSnahmen
durch Geriichte und falsche Informationen. Es krimi-
nalisierte sie wegen Delikten, die in keinerlei Bezug zu
ihrem politischen Engagement gesetzt werden konn-
ten. Der Staatssicherheitsdienst inszenierte verdeckt
ihre berufliche Ausgrenzung und trieb sie in das so-
ziale Abseits, um bei ihnen Existenzingste auszulo-
sen. In der von Staatssicherheitsminister Erich Mielke
als Geheime Verschlusssache (GVS) erlassenen
»Richtlinie Nr. 1/76 zur Entwicklung und Bearbei-
tung Operativer Vorgiange (OV)“ wurden fiur die
MfS-Mitarbeiter im Jahr 1976 erstmals Zersetzungs-
maf$nahmen normiert. Nach dieser Richtlinie gehor-
ten zu den ,bewihrten Formen der Zersetzung“ un-
ter anderem: ,systematische Diskreditierung des 6f-
fentliches Rufes, des Ansehens und des Prestiges auf
der Grundlage miteinander verbundener wabhrer,
uberpriifbarer und diskreditierender sowie unwahrer,
glaubhafter, nicht widerlegbarer und damit ebenfalls
diskreditierender Angaben; systematische Organisie-
rung beruflicher und gesellschaftlicher Misserfolge
zur Untergrabung des Selbstvertrauens einzelner Per-
sonen; zielstrebige Untergrabung von Uberzeugungen
im Zusammenhang mit bestimmten Idealen, Vorbil-
dern usw. und die Erzeugung von Zweifeln an der
personlichen Perspektive; [...] ortliches und zeitliches
Unterbinden bzw. Einschrianken der gegenseitigen Be-
ziehungen der Mitglieder einer Gruppe, Gruppierung
oder Organisation auf der Grundlage geltender ge-
setzlicher Bestimmungen, z. B. durch Arbeitsplatzbin-
dung, Zuweisung ortlich entfernt liegender Arbeits-
plitze usw.“.”

Die eingesetzten geheimpolizeilichen Instrumente wa-
ren vielfiltig, um diese Ziele zu erreichen, galt es
doch in der Praxis, ,jeglichen Schematismus zu ver-
meiden und einen originellen, der Situation angepass-
ten Losungsweg auszuarbeiten, durch den auch die
Konspiration strikt gewahrt bleibt.“.8 In der ,,Richtli-
nie 1/76“ wurden jedoch Mittel beschrieben, die sich
gegen ,.feindlich-negative“ Personen bereits als effek-
tiv erwiesen hatten, wie ,,die Verwendung anonymer
oder pseudonymer Briefe, Telegramme, Telefonanrufe
usw.; kompromittierender Fotos [...], z. B. von statt-
gefundenen oder vorgetiuschten Begegnungen; die
gezielte Verbreitung von Geriichten tber bestimmte
Personen einer Gruppe, Gruppierung und Organisati-
on; gezielte Indiskretionen bzw. das Vortiduschen
einer Dekonspiration von Abwehrmafinahmen des
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MfS; die Vorladung von Personen zu staatlichen
Dienststellen oder gesellschaftlichen Organisationen
mit glaubhafter oder unglaubhafter Begriindung.*.?
In der Praxis waren die in der ,,Richtlinie 1/76% be-
schriebenen Formen und Mittel der Zersetzung ohne
Zweifel typisch. Aber es gab eine Reihe anderer Zer-
setzungsvarianten, die nicht in dieser Vorschrift fest-
gehalten waren. Sie gingen tiber das bereits in der
»Richtlinie 1/76“ deutlich gewordene destruktive
Ausmaf der Zersetzung noch hinaus.'® Nur als Stich-
punkt seien die Eingriffe des Staatssicherheitsdienstes
in das Intimleben von verfolgten Personen genannt.
Im MIS wurde von einer ,,Unbegrenztheit operativer
Zersetzungsmethoden® gesprochen.!!

In den personenbezogenen MfS-Akten liefSen sich fol-
gende typische Strategien der Zersetzung erkennen: 1.
die Inszenierung beruflicher Misserfolge durch Bil-
dungs- und Berufsverweigerung, die Verhinderung
von Fortbildungs- und Aufstiegschancen, die Zuwei-
sung eines neues Arbeitsplatzes, die Verringerung des
Gehaltes, das Ausbleiben betrieblicher und o6ffentli-
cher Anerkennung, die Konfrontation mit permanen-
ter fachlicher Kritik durch die Vorgesetzten oder
durch den Ausschluss aus Berufsverbinden oder
Nichtzulassung zu diesen; 2. die Verunsicherung und
Disziplinierung durch stindige Aussprachen bei den
beruflichen Vorgesetzten, der Polizei, dem MfS und
den Massenorganisationen; 3. die Einschrankung der
Bewegungsfreiheit durch die Verhdngung einer Reise-
sperre, die Aussprache eines Berlin-Verbots,'? die Er-
stellung eines PM 12,13 die Finberufung zum Wehr-
dienst, die Stilllegung des PKW, den Entzug des Fiih-
rerscheins, die Verhinderung von Wohnortwechseln
oder die Organisierung von Wohnungszuweisungen;
4. die Diskreditierung des Ansehens durch die Ver-
breitung von Geriichten und falschen Informationen,
konzentriert auf Ehebruch, pornografische Interessen,
Alkoholmissbrauch, Verfithrung Minderjihriger, Ko-
operation mit dem MIfS, Vernachlissigung elterlicher
Pflichten, Verrat von politischen Mitstreitern, Freun-
den und Verwandten in Verhoren, Kontakte zu
rechtsextremen Kreisen, ,dekadente Lebensauffas-

7 Matthias-Domaschk-Archiv
008-100/76, S. 47f.

8 MDA, MfS, GVS (Geheime Verschlusssache) 001-11/78, S. 22.

9 MDA, MfS, GVS 008-100/76, S. 48.

10 Vgl. ausfihrlich Pingel-Schliemann (Fn.1); dies., Lebenswege.
Im Schatten des Staatssicherheitsdienstes, Landesbeauf-
tragter fur die MfS-Unterlagen in Mecklenburg-Vorpom-
mern (Hrsg.), Schwerin 2008.

1M MfS, VVS Eft. (Vertrauliche Verschlusssache Erfurt)
0024-30/89, abgedruckt in: Blirgerkomitee des Landes Thii-
ringen, Agonie und Auflésung des MfS, Zella-Mehlis o.J.,
S. 60.

12 Die Hauptstadt durfte von den Betroffenen nicht bereist
werden.

13 Mit einem PM 12 durften sich die Betroffenen nur noch in
der DDR aufhalten, vom pass- und visafreien Verkehr wur-
den sie ausgeschlossen.

Berlin (MDA), MfS, GVS
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sungen; 5. die Zerstorung des Privatlebens durch de-
monstrative Tag- und Nachtbeobachtungen, anonyme
telefonische Anrufe, Annoncenkampagnen, heimliche
Hauseinbriiche und das Verstellen von Gegenstinden,
Beschadigung privaten Eigentums, Vortiuschung au-
Berehelicher Kontakte, verdeckt organisierte Entfrem-
dung der Kinder zu den Eltern; 6. die Kriminalisie-
rung wegen unpolitischer Delikte durch Einleitung
von Ermittlungsverfahren wegen Zoll- und Devisen-
vergehens, Drogenbesitzes, Verfiihrung Minderjahri-
ger, Vergewaltigung, Diebstahls, Steuerhinterziehung,
asozialen Verhaltens.

V. Anonyme Gewaltform

Typisch fiir die Zersetzungsmafinahmen war, dass sie
nicht offen, sondern verdeckt eingesetzt wurden. Das
MIS als Urheber der Zersetzungsmafsnahmen blieb
fur die Betroffenen in aller Regel im Verborgenen. In
der Regel machten die Zersetzungsopfer deshalb auch
andere fur die personlichen Krisen im Leben verant-
wortlich: Familie, Verwandte, Freunde oder Bekann-
te.

In der Regel gestaltete das MfS die Eingriffe in die
Biografien der in OV und OPK verfolgten Personen
vor allem mit Hilfe der Inoffiziellen Mitarbeiter (IM)
und der so genannten Partner des ,,politisch-operati-
ven Zusammenwirkens®, zu denen Mitarbeiter aus
allen staatlichen und gesellschaftlichen Organen und
Institutionen in der DDR gezahlt werden miissen wie
Polizisten, Rechtsanwilte, Lehrer, Journalisten, Be-
triebsdirektoren und nicht zuletzt auch Hausnach-
barn. Nur aufgrund deren Kooperationsbereitschaft
wurde es fur die MfS-Offiziere tiberhaupt moglich,
ZersetzungsmafSnahmen aus so vielen Richtungen zu
organisieren, dass es fiir die Opfer schlichtweg un-
moglich wurde, ihre eigene Verfolgungssituation zu
erkennen.

VI. Individuelle Gewaltform

Die Detailversessenheit, die Akribie, mit der das MfS
die Verfolgung von politischen Gegnern betrieb, ldsst
ein zweites spezifisches Merkmal der Zersetzung her-
vortreten: Neben ihrer Anonymitit zeichnete sich die
Zersetzung dadurch aus, dass sie eine personlichkeits-
orientierte Gewalt war. Das heifst sie richtete sich we-
sentlich nach der Individualitit des Opfers. ,,Je per-
sonlichkeitsbezogener die Formen, Mittel und Metho-
den der Zersetzung zur Anwendung gebracht wer-
den®, so hiefs es in einer Arbeit der Juristischen
Hochschule des MfS, ,,umso groflere Erfolge im Sinne
vorbeugender Wirksamkeit sind zu verzeichnen.“14
Vor der Einleitung von ZersetzungsmafSnahmen er-
folgte deshalb eine umfassende ,,Aufklirung® der zu
verfolgenden Person. Im Zuge der Ermittlungen soll-
ten vor allem solche Eigenschaften und Verhaltens-
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weisen ausgekundschaftet werden ,,wie Angst, Unsi-
cherheit, Renommiersucht, Geltungsbedurfnis, Kar-
rierismus, Neigungen zu kriminellen Handlungen, Al-
koholismus, Homosexualitit und andere sexuelle Ab-
arten, Sammler- und Spielleidenschaften, Stuchtigkeit
oder Abhingigkeit von Medikamenten.“!S Es galt in
der geheimpolizeilichen Arbeit immer der Grundsatz:
den ,schwichsten Punkt“ oder die ,empfindlichste
Stelle“ des Opfers herauszufinden.

Jedes Detail aus dem Leben eines Menschen, all seine
Starken und Schwichen wurden fur den Staatssicher-
heitsdienst von Interesse. Es gab nichts, was fir die
Organisierung von Zersetzungsmafinahmen zu be-
langlos oder zu abwegig war.

Der geheimpolizeiliche Aufwand, der mit der Anony-
misierung sowie der Personlichkeitsorientierung der
Gewalt verbunden war, fiithrte dazu, dass Zerset-
zungsmafSnahmen nicht flichendeckend eingesetzt
wurden. Anders als in Zeiten offenen Terrors, in de-
nen jeder Biirger darauf gefasst sein musste, von re-
pressiven MafSnahmen betroffen zu werden, richtete
sich die ,,Zersetzung“ gegen eine ausgewahlte Gruppe
von Menschen, die vor allem im Rahmen von OV ver-
folgt wurden.

Ein weiteres wichtiges Kriterium fur die Zersetzung
ist, dass nicht eine ZersetzungsmafSnahme gegen Be-
troffene zum Zuge kam, sondern mehrere und diese
in der Regel miteinander kombiniert wurden.

VIl. Folgen

Die ,,Zersetzung® war eine Bestrafung ohne Urteil,
mit meist verheerenden Folgen. Auch ohne, dass den
politisch Verfolgten duflere Gewalt angetan wurde,
gelang es dem MIS dennoch, sie unmenschlich, grau-
sam und erniedrigend zu behandeln. Vor allem auf
der beruflichen und sozialen Ebene haben Zerset-
zungsmafSnahmen intensiv wirken konnen. Berufliche
Abstiege oder das Verhindern beruflichen Fortkom-
mens waren mit Existenziangsten und dem Verlust an
Selbstvertrauen bei den Betroffenen verbunden. Die
bewusst organisierte Zerstorung von FEhen und
Freundschaften — in vielen Fillen irreparabel — war
eine weitere drastische Folge der Zersetzung. Verlust-
angste, Wahnvorstellungen, Schlafdefizite, Angstzu-
stinde, deprimierte Stimmungen, Bindungslosigkeit,
Alptraume, aber auch Herzleiden und Magenge-
schwiire und nicht zuletzt auch Selbsttotungsversuche
markieren die psychischen und physischen Kosten der
Zersetzung. Wie jeder mit ZersetzungsmafSnahmen
fertig wurde, hing und hingt jedoch nicht nur von
seiner personlichen Umgebung ab, sondern auch von
seiner psychischen Belastbarkeit. Das Geschehene
durch die Offnung der MfS-Akten endlich einordnen

14 BStU, ZA, MfS, JHS VVS 001-200/79, S. 507.
15 MDA, MfS, JHS GVS 001-11/78, S. 33.
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zu konnen, wirkte fiir viele der Betroffenen von Zer-
setzungsmafinahmen befreiend: selbst dann noch, als
Freunde und Verwandte als Spitzel enttarnt wurden.
Bei anderen ziehen sich die Folgen der Zersetzung bis
in die Gegenwart. Und nicht selten werden ihre Angs-
te missverstanden, wird ihren Erzahlungen heute
noch wenig Glauben geschenkt. Es gibt geniigend Bei-

spiele daftir, dass Menschen, die vom Staatssicher-
heitsdienst im Rahmen von Zersetzungsplinen zum
»Alkoholiker“, ,Stasi-Spitzel“, ,,Fremdganger* oder
»Kriminellen“ gemacht wurden, bis heute dieses Stig-
ma nicht loswerden: und das obwohl es einst staatlich
inszeniert wurde.

Tatbestandliche Erfassung der Zersetzung de lege

ferenda

Unter besonderer Bertcksichtigung der Reformdiskussion im

Strafrecht

Prof. Dr. Florian Knauer, Jena*

I. Einleitung

Als ich gefragt wurde, ob ich mit einem kurzen State-
ment zu der heutigen Veranstaltung zur Zersetzung
beitragen konnte, habe ich sehr gerne zugesagt. Mafs-
geblich dafur waren vor allem zwei Griinde.

Zum einen ist das Phinomen der Zersetzung einer
der interessantesten Gegenstinde des Rechts und der
Rechtstatsachen, mit denen ich mich bislang wissen-
schaftlich beschiftigt habe. Das Thema begegnete mir
wahrend der Arbeit an meiner Habilitationsschrift
zum Schutz der Psyche im Strafrecht.! Darin wollte
ich von Anfang an drei moderne Angriffsformen auf
die Psyche untersuchen, ndmlich Stalking, Mobbing
und psychische Folter. Im Fortgang der Arbeit an
meiner Monografie stief§ ich zundchst auf einen Arti-
kel des Zersetzungsopfers Jiirgen Fuchs? und kurz da-
rauf auf das Buch von Sandra Pingel-Schliemann.’
Nach der Lektiire dieser beiden Publikationen war
mir klar, dass ich die Zersetzung als vierte Angriffs-
form in meine Untersuchung aufnehmen musste.

Zum anderen hat die Zersetzung bis heute noch nicht
die gebotene Aufmerksamkeit seitens der Rechtswis-
senschaft gefunden. Jedenfalls fur die Strafrechtswis-
senschaft kann ich das mit Gewissheit sagen.* Daher
habe ich mich sehr tiber die heutige Veranstaltung
und den Austausch mit Rechts- und interdisziplindren
Experten gefreut, denen das Thema ebenso wichtig ist
wie mir.

Il. Voriiberlegungen zur Bedeutung des
Strafrechts fiir das VwRehaG

Der Grund fiir meinen vorsichtigen Optimismus, dass
ich zu der heutigen Veranstaltung moglicherweise we-
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nigstens ein Stiick weit beitragen konnte, ist, dass ich
damals in meiner Habilitationsschrift eine abstrakte
Beschreibung des Phinomens ,Zersetzung® entwi-
ckeln wollte, so wie wir dies heute auch vorhaben. In
meiner Arbeit zielten diese Bemithungen auf das For-
mulieren eines Straftatbestandes, der Mafnahmen der
Zersetzung unter Strafe stellen sollte. Das Ziel der
heutigen Veranstaltung ist es, eine Definition fiir die
Auslegung des Merkmals ,,Mafsnahme mit dem Ziel
der Zersetzung“ gem. § 1a Abs. 2 Verwaltungsrechtli-
ches Rehabilitierungsgesetz (VwRehaG) nF zu erar-
beiten.

Bevor ich Thnen meine entsprechenden Reformuberle-
gungen vorstelle, mochte ich Sie jedoch zunachst auf
sechs bedeutsame Grenzen hinweisen, die bei der
Ubertragung meiner fritheren Uberlegungen auf unse-
re heutige Diskussion zu beachten sind.

Erstens betrafen meine Uberlegungen das Strafrecht,
wiahrend es heute um das Recht der Rehabilitierung
geht. Bei meinen Reformiuberlegungen zur Ausarbei-
tung eines Straftatbestandes der Zersetzung musste
ich mich daher um eine Formulierung meines Geset-
zesvorschlags bemithen, die den Anforderungen des
Bestimmtheitsgrundsatzes gem. Art. 103 Abs.2 GG
entspricht. Fiir die heute in Rede stehende Definition
des Merkmals ,Zersetzung“ gem. §1la Abs.2

* Der Autor ist Inhaber des Lehrstuhls fiir Strafrecht, Krimino-
logie, Strafvollzugsrecht und Jugendstrafrecht an der Fried-
rich-Schiller-Universitat Jena.

1 Knauer, Der Schutz der Psyche im Strafrecht, 2013.

2 Fuchs, Frankfurter Rundschau vom 23. April 1997,S.12.

3 Pingel-Schliemann, Zersetzen — Strategie einer Diktatur, 2002
(3. Auflage 2004).

4 Vgl.immerhin Kargl, NJ 2017, 94.
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VwRehaG ist das verfassungsrechtliche Gesetzlich-
keitsprinzip hingegen nicht einschlagig.

Zweitens ging es in meinem Buch um die Einfithrung
eines neuen Straftatbestandes in das heutige gesami-
deutsche Recht, das mafsgeblich in der Bundesrepu-
blik Deutschland gepragt worden ist. Dementspre-
chend habe ich mich bei der Ausarbeitung meines Ge-
setzesvorschlags gezielt um die Verwendung von
Merkmalen bemiiht, die auch in anderen Strafvor-
schriften des geltenden StGB verwendet werden. Bei-
spiele dafiir sind die Merkmale ,,Amtstrager®, ,plan-
malig®, ,rechtswidrige Tat“ oder ,rechtswidrige
Diensthandlung®. Mit §1a Abs.2 VwRehaG wid-
men wir uns heute zwar auch dem geltenden gesamt-
deutschen Recht. Jedoch wird es in diesem Rechtsge-
biet voraussichtlich nicht zweckmafig sein, das Vor-
liegen von abgeschlossenen Zersetzungsvorgangen in
der ehemaligen DDR gezielt anhand rechtlicher
Merkmale aus dem heutigen gesamtdeutschen Recht
bestimmen zu wollen.

Drittens unterscheiden sich meine eigenen Uberlegun-
gen und das Ziel der heutigen Veranstaltung im Hin-
blick auf ihre zeitliche Perspektive. In meiner Habili-
tationsschrift wollte ich einen Gesetzesvorschlag fur
einen Straftatbestand der Zersetzung entwickeln, der
in der Gegenwart zu beobachtende und in der Zu-
kunft zu beftirchtende Verhaltensweisen im Geltungs-
bereich unseres StGB erfasst. Daher konnte ich es
nicht bei einer blofsen deskriptiven Beschreibung der
Zersetzung in der ehemaligen DDR belassen. Viel-
mehr musste ich deren Merkmale so allgemein for-
mulieren, dass auch der Zersetzung vergleichbare
Handlungen in anderen historischen, politischen und
gesellschaftlichen Kontexten erfasst werden. Zur Ver-
anschaulichung sei auf eigene Befragungen eines in
Deutschland lebenden Kritikers der russischen Regie-
rung und eines deutschen Journalisten verwiesen, die
beide Opfer zersetzungsihnlicher MafSnahmen russi-
scher Sicherheitsbehérden geworden sind.> Meine
Perspektive zielte daher auf die Gegenwart und die
Zukunft. Die heute zu erarbeitende Definition der
Zersetzung kann sich hingegen auf eine Beschreibung
der entsprechenden MafSnahmen der Sicherheitsbe-
horden in der ehemaligen DDR beschranken, also auf
bereits abgeschlossene Vorgiange. Unser Blick in der
heutigen Veranstaltung ist daher stirker auf die Ver-
gangenheit gerichtet als der in meiner Arbeit.

Viertens besteht ein weiterer Unterschied hinsichtlich
der Adressaten der Zersetzungsdefinitionen. In mei-
ner Arbeit habe ich die Einfuhrung einer gesetzlichen
Vorschrift vorgeschlagen, so dass mein Reformvor-
schlag an den Gesetzgeber gerichtet war. Demgegen-
tber soll heute eine Definition fiir ein gesetzliches
Merkmal erarbeitet werden mit der Folge, dass die
Ergebnisse dieser Veranstaltung auf die Anwendung
in der Rechtspraxis abzielen.
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Fiinftens folgt eine weitere Besonderheit meiner Defi-
nition aus der Themenstellung meiner Habilitations-
schrift. Diese behandelte, wie bereits erwihnt, den
Schutz der Psyche im Strafrecht. In meiner Arbeit
wollte ich daher Reformuberlegungen zu Strafvor-
schriften anstellen, denen als geschutztes Rechtsgut
die Psyche zugrunde liegt. Demgegeniiber erscheint
mir — ohne die Ergebnisse der heutigen Diskussion
vorwegnehmen zu wollen — beziiglich §1a Abs.2
VwRehaG auch eine Definition vorstellbar, die nicht
in gleicher Weise gezielt auf psychische Beeintrachti-
gungen beim Opfer abstellt.

Sechstens muss ich natirlich anerkennen, dass meine
kriminalpolitischen Uberlegungen als Wissenschaftler
weniger Gewicht als entsprechende Entwiirfe des Ge-
setzgebers haben. Daher sei noch einmal klargestellt,
dass ich Thnen heute tiber meine eigenen Reformiiber-
legungen zur Zersetzung im Strafrecht berichte und
nicht Giber das geltende Strafrecht.

lll. Definitionen von Zersetzung im Strafrecht
und im VwRehaG

1. Bisherige Definitionen von Zersetzung im
Strafrecht

Fur die Formulierung eines Gesetzesvorschlags fur
einen Straftatbestand der Zersetzung bin ich in mei-
ner Arbeit in zwei Schritten vorgegangen. In einem
ersten Schritt habe ich versucht, die Hauptmerkmale
der Zersetzung in der ehemaligen DDR in rechtstat-
sichlicher Hinsicht generalisierend zu beschreiben.
In einem zweiten Schritt habe ich mich daran an-
knupfend bemiiht, diese Merkmale in die Struktur
und Begrifflichkeit des gesamtdeutschen Strafrechts
einzupassen und dabei die verfassungsrechtlichen
Grenzen aus Art. 103 Abs. 2 GG zu beachten.”

In meinem ersten Schritt habe ich — etwa unter Be-
rucksichtigung der MfS-Richtlinie Nr. 1/76 und der
Monografie von Pingel-Schliemann - vier Haupt-
merkmale von Zersetzung ausgemacht, bei deren For-
mulierung ich freilich schon gezielt in strafrechtlichen
Kategorien (wie Taterkreis, Tatobjekt, Tathandlung,
Taterfolg und etwaige subjektive Absichten) gedacht
habe. Danach zeichnet sich Zersetzung durch folgen-
de Charakteristika aus:

m  Titer von Zersetzung sind Angehorige des Staats-
apparates, die sich fiir die Durchfithrung der ein-
zelnen Zersetzungsmafinahmen hiufig Personen
im Umfeld des Opfers oder sonstiger Dritter be-
dienen.

m  Opfer von Zersetzung sind politische Gegner des
Staates.

5 Knauer (Fn.1),S. 266 f. Fn. 201 und 203.
6 Knauer (Fn.1), S.125ff,, 265.
7 Knauer (Fn.1), S. 275 ff.
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m  Zersetzung besteht in der Regel aus mehreren of-
fenen oder verdeckten Einzelbandlungen, die das
Opfer regelmifiig in verschiedenen Lebensberei-
chen (z. B. Beruf, Freizeit, Familie) beeintrichti-
gen.

m  Ziel von Zersetzung ist es, das Opfer psychisch zu
destabilisieren, sodass es zu weiteren Oppositions-
titigkeiten nicht mehr in der Lage ist.8

In einem zweiten Schritt habe ich sodann den Versuch

unternommen, diese Merkmale in Gesetzesform zu

bringen. Mein entsprechender Reformvorschlag fiir
einen Straftatbestand der Zersetzung lautet:

»Zersetzung

(1) Wer als Amtstrager oder als fur den offentlichen

Dienst besonders Verpflichteter planmifSig

1. rechtswidrige Taten begeht oder begehen lisst
oder

2. a) Diensthandlungen vornimmt, von denen er

weifS, dass sie rechtswidrig sind oder
b) Handlungen vornehmen ldsst, von denen er

weifs, dass sie rechtswidrige Diensthandlun-
gen wiren, wenn er sie selbst vorgenommen
hitte,

und dadurch die psychische Gesundheit einer anderen

Person schadigt, um sie zu einer Handlung, Duldung

oder Unterlassung zu bestimmen, wird mit Freiheits-

strafe von drei Monaten bis zu fiinf Jahren bestraft.

(2) Der Versuch ist strafbar.

(3) Amtstrager im Sinne von Abs. 1 ist auch ein Amts-

trager eines anderen Staates, soweit seine Stellung

einem Amtstrager im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 2 des

Strafgesetzbuches entspricht.“?

Bei einer Gegeniiberstellung beider Beschreibungen

von Zersetzung werden folgende Gemeinsamkeiten

und Unterschiede deutlich. Gemein ist den beiden in-
soweit aufeinander aufbauenden Vorschliagen, dass
sie jeweils die handelnden Akteure, die betroffenen

Personen, die vorgenommenen Handlungen und die

angestrebten Ziele unterscheiden. Auseinander gehen

die beiden Varianten hingegen bei der konkreten Be-
schreibung dieser vier Charakteristika.

2. Folgen fiir die Definition von Zersetzung im
VwRehaG

Meines Erachtens ist es zweckmiflig, diese beiden zu-
letzt genannten Fragen auch im Rahmen der heutigen
Diskussion tiber eine Definition von Zersetzung gem.
§ 1a Abs. 2 VwRehaG auseinanderzuhalten.

Die erste Frage, ob wir uns auch fiir die Definition im
Rehabilitierungsrecht an den vier Merkmalen ,han-
delnde Akteure, ,,betroffene Personen®, ,,vorgenom-
mene Handlungen® und ,,angestrebte Ziele“ orientie-
ren sollten, wiirde ich bejahen. Denn erst unter Be-
rucksichtigung aller vier Merkmale erhalt man eine
einigermaflen praktikable Definition von Zersetzung.
Ich mochte das kurz niher veranschaulichen:
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m Wenn die handelnden Akteure ohne staatlichen
Auftrag oder anderweitige Bezlige zum Staat vor-
gehen, fehlt ein wichtiges Charakteristikum der
aus der DDR bekannten Zersetzung.

m  Handelt es sich bei den betroffenen Personen nicht
um Oppositionelle (sondern z. B. um normale
Straftiter), besteht ebenfalls eine wichtige Abwei-
chung vom Regelfall der Zersetzung in der ehema-
ligen DDR.

m  Bei den vorgenommenen Handlungen muss es sich
ferner um mehrere systematisch miteinander ver-
bundene Einzelakte handeln. Eine einzelne Hand-
lung ist in der Regel noch keine Zersetzung.

m  Das angestrebte Ziel von Zersetzung ist, die Res-
sourcen der betroffenen Personen so stark zu be-
lasten, dass ihnen die Kraft fir weitere Oppositi-
onstatigkeiten fehlt.

Schwieriger zu beantworten ist meines Erachtens die

zweite Frage, ob fir die Definition von Zersetzung

gem. §1a Abs.2 VwRehaG eher die Beschreibung
der vier Charakteristika aus der rechtstatsichlichen

Begriffsbestimmung oder aus der rechtlichen Defini-

tion leitend sein soll. Unter Beriicksichtigung meiner

Vortiberlegungen zur Bedeutung der strafrechtlichen

Reformdiskussion fiir das VwRehaG neige ich dazu,

die rechtstatsichliche Definition zum Ausgangspunkt

fur die heutige Diskussion zu nehmen. Beispielsweise
muss beim VwRehaG, wie gezeigt, der verfassungs-

rechtliche Bestimmtheitsgrundsatz gem. Art. 103

Abs.2 GG nicht zwingend beachtet werden, der in

meinem Gesetzesvorschlag den Hintergrund mehrerer

Prazisierungsbemithungen bildete. Ferner sind die in

meinem Reformvorschlag verwendeten Begrifflichkei-

ten wie ,rechtswidrige Tat“ oder ,rechtswidrige

Diensthandlung“ dem geltenden StGB und nicht dem

Recht und der Rechtswirklichkeit in der ehemaligen

DDR entnommen und konnten daher bezogen auf

abgeschlossene Handlungen der Staatssicherheit un-

passend sein. SchliefSlich darf der Blick im Rehabili-
tierungsrecht durchaus vor allem in die Vergangenheit
gerichtet sein und darf anders als im Strafrecht die

Gegenwart und Zukunft stirker aufser Betracht las-

sen.

IV. Ergebnis

Im Ergebnis schlage ich daher als Diskussionsgrund-

lage fiir die Erarbeitung einer Definition fir eine

»MafSnahme, die mit dem Ziel der Zersetzung erfolg-

te“ — ggf. in Form einer Regelbeispielstechnik — fol-

gende Begriffsbestimmungen vor:

m  Titer von Zersetzung sind Angehorige des Staats-
apparates, die sich fiir die Durchfithrung der ein-
zelnen Zersetzungsmafinahmen hiufig Personen

8 Knauer (Fn.1), S. 265.
9 Knauer (Fn.1), S.284.
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im Umfeld des Opfers oder sonstiger Dritter be-
dienen.

m  Opfer von Zersetzung sind politische Gegner des
Staates.

m  Zersetzung besteht in der Regel aus mehreren of-
fenen oder verdeckten Einzelhandlungen, die das

Opfer regelmifSig in verschiedenen Lebensberei-
chen (z. B. Beruf, Freizeit, Familie) beeintrachti-
gen.

m  Ziel von Zersetzung ist es, das Opfer psychisch zu
destabilisieren, sodass es zu weiteren Oppositions-
tatigkeiten nicht mehr in der Lage ist.

»Zersetzung® — Historische und soziologische
Aspekte zur Definition am Beispiel des Sports in

der DDR

Prof. Dr. habil. Giselher Spitzer, Berlin/Frankfurt (Oder)*

Die Diskussion von Folgen der Stasi-Eingriffe hat
Auswirkungen auf die Begrifflichkeit, eine Novellie-
rung des Gesetzestextes und die Anwendbarkeit bzw.
Giiltigkeit. Das Konzept der ,,Zersetzung® entstamm-
te dem biologistisch-mechanistischen Weltbild des
Staatssicherbeitsdienstes. Aus der Auseinandersetzung
mit diesem Herrschaftsmittel ergibt sich der Vor-
schlag, ,,Zersetzung® als die planmaflige Zerstorung
von jeweils fiir ,falsch® gehaltenen gesellschaftlichen
Strukturen sowie der Personlichkeit der sie tragenden
Individuen oder Einzelpersonen in der DDR, aber
auch in der Bundesrepublik Deutschland zu iiberset-
zen. Das gesellschaftliche Subsystem ,,Hochleistungs-
sport” in der DDR ist dafiir als Untersuchungsfeld
gut geeignet. Es wird gezeigt, dass die Folgen fiir die
Verfolgten hdufig schwerer waren als geplant, dass
Opfer bei in Kraft treten des Einigungsvertrages auch
in der alten Bundesrepublik oder im Ausland wohn-
ten und dass der Grund fiir die Verfolgung nicht
zwingend in politischer Abweichung lag.

I. ,Zersetzung” als Terminus technicus auch
im Sportbereich

Fur das Ministerium fir Staatssicherheit der DDR
(MIFS) stellte ,,Zersetzung“ keinen Hauptarbeitsge-
genstand dar, dem damit schliefSlich eine eigenstindi-
ge interne Norm zugekommen wire: sie wurde als
eine der vielen ,operativen® ,,MafSnahmen* einge-
ordnet. Das Themenfeld ,,Zersetzung“! war lediglich
ein Gegenstand innerhalb einer umfangreichen Ge-
heimsache der hochsten Stufe GVS: ,,Richtlinie 1/76
zur Bearbeitung Operativer Vorginge“.> Bei einer
Durchsicht zu Sportbetreffen im Bestand ,,Sekretariat
des Ministers“ (fuir Staatssicherheit) wurden beispiels-
weise keine Nachweise zur ,,Zersetzung“ im Sportbe-
reich gefunden,? moglicherweise auch wegen der sog.
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»inneren Konspiration®, die viele Vorgiange in der
»Arbeitsgruppe des Ministers“ oder der ,Arbeits-
gruppe Geheimnisschutz“ konzentrierte.

»Zersetzung“ kann als Terminus technicus im Univer-
sum der terroristischen Zwangsherrschaft des MfS
betrachtet werden, wobei die Begriffsgeschichte nicht
im Zentrum dieses Beitrages steht.

Zwei Perspektiven bei der Nutzung dieses Begriffes
der Zersetzung begrindeten sogar die Existenz des
Geheimdienstes an sich:

m Das MfS gebrauchte ihn einmal passivisch, wenn
es um den sog. ,negativen“ Einfluss des westli-
chen Gesellschaftssystems oder dessen angenom-
mener Geheimdienstaktivititen ging und begriin-
dete so seine Mafsnahmen als staatserhaltende
»Abwehr«.

m  Das MIFS benutzte den Begriff ,,Zersetzung“ aber
auch aktivisch, um offensiv im eigenen Staatsge-
biet zu handeln. Dieser Aspekt steht im Zentrum
dieses Beitrages.

Als Beispiel fur den ersten Aspekt — der Abwehr ge-
gen angenommenen dufSeren Einfluss auf die DDR -

Der Autor ist seit 2009 apl. Professor fiir Sportwissenschaft
an der Humboldt-Universitat zu Berlin und war Koordinator
im BMBF-Verbundprojekt ,Translating Doping®. Er ist Griin-
dungsmitglied der Arbeitsgruppe , Aufarbeitung und Recht*
im Studien- und Forschungsschwerpunkt ,Medienrecht” der
Europa-Universitat Viadrina Frankfurt (Oder).

1 Hierzu allgemein die Ausfiihrungen von L6hn zu ,Norm und
Praxis im MfS“ auf dem 33. (Hybrid-) Workshop der Arbeits-
gruppe Aufarbeitung und Recht am 21. September 2020, vgl.
Breckwoldt/Kowalczyk, NJ 2021, B 6.

2 Quelle: BStU, MfS, AGM, Nr. 198, BI. 307-367.

3 Bei einem BISp-geforderten Projekt der Universitat Potsdam

1996-1998 erbrachte eine Durchsicht der Findhilfsmittel

beim BStU zum Bestand ,Sekretariat des Ministers” (fir

Staatssicherheit) zu Sportbetreffen keine Schlagworte zur

,Zersetzung®.
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dient die Neuordnung der Sportkontrolle von 1971.
In der ,Dienstanweisung Nr. 4/71 iiber die politisch-
operative Arbeit im Bereich Korperkultur und Sport®,
die von Minister Mielke gezeichnet wurde, wurde
dieser Aspekt deutlich:

»Die Krafte des Gegners, unter ihnen insbesonde-
re die westdeutsche Regierung und die von ihr ge-
steuerten Einrichtungen des westdeutschen Staats-
apparates und anderen Institutionen des staatsmo-
nopolistischen Systems sowie die westdeutsche
Sportfihrung, feindliche Organisationen, negative
Personengruppen und Einzelpersonen, versuchen
verstarkt, die Politik der Alleinvertretungsan-
mafSung, der verstiarkten politisch-ideologischen
Diversion, Aufweichung und Zersetzung und die
feindliche Kontaktpolitik durchzusetzen. “*

Die hohe Bedeutung des DDR-Hochleistungssports
spiegelt sich auch in der internen Aufgabenstellung
der Stasi. Sie verdeutlicht den hohen Anspruch, so-
wohl fiir das Inlands-MfS als auch die HVA. 2005
stellte sich als robustes Forschungsergebnis tibrigens
heraus, dass es keine gezielte Abwerbung von Sport-
lern durch den Westen und auch keine BND-Titigkeit
im DDR-Sport gegeben hat.> Hier war das MfS also
der eigenen Annahme aufgesessen.

Allgemein wurde die Thematik nach Offnung der Ar-
chive iiber Betroffene und Medien in die breite Of-
fentlichkeit gebracht und dort diskutiert. Beispiels-
weise wurde der menschenrechtswidrige, stasi-verant-
wortete Versuch der ,,Zersetzung®“ von Jiirgen Fuchs
und Robert Havemann diskutiert. Die Problematik
fand zeitnah Eingang in Forschung, politische Bil-
dung und zeitversetzt in psychologische Studien, bei-
spielhaft auf den Seiten der Bundeszentrale fur politi-
sche Bildung ,,Psychofolgen bis heute: ,Zersetzungs’-
Opfer der DDR-Geheimpolizei“.® Auch der Internet-
auftritt des Bundesbeauftragten fur die Unterlagen
des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR
(BStU) stellt umfangreiche, illustrierte und mit zahl-
reichen Quellen versehene Informationen bereit. Dar-
unter finden sich ein Faksimile der oben zitierten
»Richtlinie“, einschlagige ,,MafSnahmepliane® sowie
diesbeziigliche zeitgenossische Stasi-, also Tater-,,For-
schungen®. Letztere dienten der Gewihrleistung der
gewiinschten ,Zersetzung“.” Die Beispiele zeigen:
Mit diesen Internet-Medien sind fir viele Zielgruppen
orientierende Informationsmoglichkeiten gegeben, die
fiir die Problematik sensibilisieren konnen.

Wenden wir den Blick von den dokumentierten Kata-
logen an Terrormafinahmen gegen Personen oder
Gruppen zu einer empirischen Priifung. Wurden diese
Pline realisiert und welche Auswirkungen hatten sie
auf die Objekte staatlicher Willkiir? Sollte der Stasi-
Begriff benutzt werden? Wie kann das Stasi-Kon-
strukt in der Realitit, also dem nachweisbaren Ein-
wirken auf die Opfer und die sich anschliefSenden
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Folgen fur die Opfer aus heutiger Sicht, beschrieben
werden?8 Auf der Grundlage der Thematik Hochleis-
tungssport, Breitensport, Gesundheit sowie Journalis-
mus kann die intensive Auseinandersetzung mit den
verschiedenen ~ Akteniiberlieferungen,  unterstiitzt
durch eine dreistellige Zahl an themenbezogenen Ge-
sprachen mit Zeitzeugen, zu folgender Interpretation
fuhren:

m Im biologistisch-mechanistischen Weltbild des
Staatssicherheitsdienstes war ,,Zersetzung® die
planmiflige Zerstorung von jeweils fur ,falsch
gehaltenen gesellschaftlichen Strukturen sowie der
Personlichkeit der sie tragenden Individuen oder
Einzelpersonen gemeint — innerhalb der DDR,
aber auch in Richtung der Bundesrepublik
Deutschland.

Il. Sonderfall ,,Hauptverwaltung Aufklarung®

Der Sonderfall ,Hauptverwaltung Aufklarung®
»HVA“ findet Berticksichtigung, obwohl durch die le-
gale Aktenvernichtung von 1990 kein vergleichbarer
Aktenbestand vorliegt.

Im Sportbereich gibt es jedoch in einigen Fillen eine
Hilfsuberlieferung, die quellengesittigte Einblicke zu-
ldsst. Da die MfS-Sportkontrolle hauptsachlich im In-
landsbereich ,,arbeitete, haben sich Akten mit HVA-
Bezug erhalten, mit denen Planungen fiir ,,Zerset-
zung® gegen den Westen belegbar sind. Zu Sportthe-
men stiitzte sich die Staatssicherheit dabei hauptsich-
lich auf den hochdifferenzierten IM-Apparat der ,,Li-
nie Sport“ mit etwa 3 000 Zutragern. Die eigentlich
fiir die Auslandsspionage vorgesehene ,,Hauptverwal-
tung Aufklirung® (HVA) des MfS wurde deshalb nur

4 Quelle: BStU, MfS, ZA, Dokumentenstelle 100660. Ausfihr-
lich dokumentiert und kommentiert in: Spitzer ,Sicherungs-
vorgang Sport“. Das Ministerium fiir Staatssicherheit und der
DDR-Spitzensport, 2005, S. 350 — 358.

5 Dies gilt auch fiir den BND-Bericht tiber DDR-Doping, der von
einer nicht-deutschen Stelle an den BND gelangte: Spitzer
(Fn.4), s.238 — 243.

6 Vgl. Trobisch-Liitge: Psychofolgen bis heute: ,Zersetzungs’-
Opfer der DDR-Geheimpolizei, https://www.bpb.de/geschich
te/deutsche-geschichte/stasi/218417/psychofolgen-bis-heut
e (letzter Abruf 4. Januar 2021).

7 Vgl. BStU, Das Recht auf Wiirde des Menschen. Mit Zerset-
zungsmaflinahmen wollte die Staatssicherheit ,die Zersplit-
terung, Lahmung, Desorganisierung und Isolierung feindlich-
negativer Kréfte" erreichen, https://www.demokratie-statt-d
iktatur.de/stasi-und-die-menschenrechte/wuerde-des-mens
chen/#c16191 (letzter Abruf 4. Januar 2021).

8 Zum Doping-System und den Folgen fiir Sportler aller Alters-
stufen: Spitzer, Giselher, Doping in der DDR. Ein historischer
Uberblick zu einer konspirativen Praxis. Genese — Verantwor-
tung — Gefahren, K&ln 2018; ders., Opfer des DDR-Dopingsys-
tems. Eine Dokumentation von 52 Lebensgeschichten, Teil 2.
Methodische Aspekte zur Untersuchung und ausgewahlte
Schadensbilanzen, Kéln 2018. Zur rechtlich besonderen Form
der Entschadigung siehe: Zweites Dopingopfer-Hilfegesetz
vom 28. Juni 2016 (BGBI.| S.1546), gedndert durch Artikel 3
des Gesetzes vom 5. Juli 2017 (BGBI. | S. 2206).
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in Ausnahmefillen genutzt oder beauftragt. Opfer
waren in diesem Fall in der Regel keine Burger inner-
halb der DDR, sondern besonders die wichtigsten
Sportpolitiker der Bundesrepublik sowie Personen des
offentlichen Lebens aus dem Sportbereich: prominen-
te Trainer oder bekannte Sportler, die die DDR ver-
lassen hatten. Auf den letzten Aspekt wird im Kon-
text der Frage des Geltungsbereichs fiir Anerkennung
und Entschidigung eingegangen.

Das moglicherweise prominenteste Beispiel aus dem
Sport mag das aggressive Vorgehen beleuchten. Zu
den Ausgeforschten gehorte der langjahrige NOK-
und Grindungs-Prasident des Deutschen Sportbunds,
Prof. h.c. Willi Daume, der auch als aussichtsreicher
Kandidat fiir die IOC-Prasidentschaft galt. Das MfS
versuchte zur Vorbereitung einer rufschidigenden in-
ternationalen Kampagne Belege iiber mogliches Fehl-
verhalten Daumes als Fabrikant in der NS-Zeit zu
finden. Dies misslang jedoch trotz intensiver Recher-
chen. Archivunterlagen, Stasi-Quellen einschliefSlich
Abhormafinahmen sowie eine Anfrage beim sowjeti-
schen KGB konnten keine Belastungen aufzeigen. Am
25. September 1979 wurde in der HA XX zur Rolle
Daumes im wichtigsten Bereich festgehalten: ,,Aus
den Unterlagen gehen keine Hinweise auf die Aneig-
nung von Vermogen jiidischer Biirger hervor.“ Ange-
sichts des Aufwandes des MfS sollte das als ausrei-
chend gesichertes Ergebnis angesehen werden.” Trotz
der aufwendigen ,Recherche“ konnte das MfS den
wohl bedeutendsten bundesdeutschen Sportpolitiker
jener Periode nicht belasten.

Weitere Beispiele tiber bundesdeutsche Sportfunktio-
nére konnten folgen. Aus Raumgriinden soll nun eine
andere Opfergruppe in der Bundesrepublik Deutsch-
land angesprochen werden: Zahlreiche bekannte
Sportler, Trainer oder Sport-Mediziner hatten die
DDR vor der friedlichen Revolution verlassen und
hielten sich nun in der Bundesrepublik auf. Bei vielen
dieser Prominenten, die aus der Sicht des MfS ,,Sport-
verrater waren, lasst sich durch erhaltene Akten eine
Verfolgung grundsitzlich nachweisen. Gab es neben
»Zersetzung® auch konkrete Planungen fiir Entfih-
rungen und sogar Anschlige gegen das Leben? Man-
gels geschlossener Aktenbestinde konnte diese Frage
bisher nicht abschlieflend beantwortet werden, Ent-
fihrungsplanungen finden sich. Der bekannte Fufs-
ballspieler Lutz Eigendorf, Spieler des BFC Dynamo
Berlin (Vorsitzender: Erich Mielke) und Mitglied der
DDR-Nationalmannschaft, war 1979 nach einem
Freundschaftsspiel in Kaiserslautern nicht mehr zu-
ruckgekehrt. Nach einem nichtlichen Unfall am
5. Mirz 1983 verstarb er an den Folgen.'® Bei der
Prufung der umfangreichen Unterlagen, die mit die-
sem besonders prominenten Fall von in Verbindung
gebracht werden konnen, durch den Verfasser fillt
auf: Vergiftung oder das sogenannte nachtliche Ver-
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blitzen eines Autofahrers (vor einer gefdhrlichen Kur-
ve mit der Absicht, einen schweren oder todlichen
Unfall herbeizufuhren) sind in den Unterlagen des
MIS nachzuweisen. Ein konkreter Tétungsplan oder
ein direkter Zusammenhang zu Eigendorf ldsst sich
allerdings nicht belegen. So bleibt: Rund funfzig
»Hauptamtliche“ sowie um zwanzig ,Inoffizielle
Mitarbeiter” tiberwachten ihn und seine in der DDR
gebliebene Ehefrau,!! darunter IM in der Bundesre-
publik, mit entsprechenden Moglichkeiten zur ,,Zer-
setzung“.

An dieser Stelle ist zu fragen, inwieweit der HVA-As-
pekt bzw. die Opferthematik fiir Personen mit Auf-
enthalt in der Bundesrepublik Deutschland Eingang
in die Definition finden sollte. Sollte der Wohnsitz vor
oder nach Inkrafttreten des Einigungsvertrages iiber-
haupt eine Rolle spielen, wenn es um Rehabilitierung
geht? Wire die Ehefrau heute zur Rehabilitierung be-
rechtigt, der nunmehrige Braunschweiger Eigendorf —
hitte er den Unfall tberlebt — aber nicht?

lll. Historische Aspekte am Beispiel des
Sports: Wie konnten sich diese Angriffe
auf Personen auswirken?

Beispiele aus dem Sport zeigen, dass viele Opfer tber
ihre Verfolgung keine Kenntnis erlangt haben, ,weil
ihnen berufliche Veranderungen eher als Schicksals-
schlage vorkamen denn als aufwendig konstruierte
Dramen, die das MfS erdachte, um heimlich seine
Ziele zu erreichen“.!? Auflerdem waren die Folgen
haufig schwerwiegender als vom MIfS urspringlich
geplant. Der Grund lag darin, dass sich eine Stigmati-
sierung bei Mitburgern ergeben konnte, entweder -
gezielt — durch die Ausstreuung unwahrer Geriichte
durch IM oder von der Offentlichkeit misstrauisch
wahrgenommene Karriereabbriiche. Die Opfer des
MIS wurden deshalb unter Umstianden jahrelang zu-
sdtzlich belastet, haufig bis in die Gegenwart hinein.
Zwei Fallstudien sollen in diesem Zusammenhang
zitiert werden. Zunichst geht es um den heimlichen
Ausschluss aus dem Sport und sich anschliefSende per-
manente Verfolgung:

Ein hochrangiger Handballtrainer des SC Leipzig
wollte zum Wissenschaftlichen Mitarbeiter in einer
Forschungsgruppe der DHfK aufsteigen, wobei die

9 Vgl. zu diesem Abschnitt ohne Einzelnachweise Spitzer
(Fn. 4), S.243 - 250.

10 Vgl. Purschke, Der DDR-Sport und die Stasi, https://www.sp
ortschau.de/ 30jahremauerfall/ddr-sport-und-die-stasi-106.
html (letzter Aufruf 3. Oktober 2020); ders., Fall Lutz Eigen-
dorf Ungeklarter Tod eines DDR-Ful3ballers, Kolner Stadt-
Anzeiger, 7. Marz 2013, https://www.ksta.de/sport/fussball/
fall-lutz-eigendorf-ungeklaerter-tod-eines-ddr-fussballers-3
980538?cb=1609779011519, Letzter Aufruf 4. Januar 2021).

11 Zahlen nach Fn.10.

12 Spitzer (Fn. 4), S. 249.
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fachliche Eignung nicht bestritten wurde. Weil bei der
Ehefrau des Sportwissenschaftlers laut IM-Treffbe-
richten ,, Westverbindungen“ bestanden haben sollten,
war das Ergebnis jedoch anders als erwartet: ,,Durch
operative Einflussnahmen auf Schliisselpositionen der
DHIfK*, also Inoffizielle Mitarbeiter in hohen Dienst-
stellungen, wurde ,,die Aufnahme einer Tatigkeit des
R. an der Hochschule verhindert.“13

Die Staatssicherheit hatte also zunichst einen Erfolg
zu verbuchen: Auf diese Weise war durch offizielle
wie inoffizielle Mafinahmen erfolgreich verhindert
worden, dass ein nicht vollig zweifelsfrei durch IM
als zuverlissig beurteilter Spitzentrainer in den Ge-
heimbereich der Spitzensportforschung eindringen
konnte. Es begann jedoch - selbst wenn hier der
Nachweis nicht im Einzelnen gefiithrt werden kann —
eine Kampagne zur Herausdringung des anerkannten
Trainers. So wurde ihm ebenfalls absichtlich ein un-
terwertiger Ersatzarbeitsplatz angeboten, um ihn zum
freiwilligen Verzicht zu bewegen: Man bot dem Pro-
minenten lediglich die Position eines Sportlehrers an
einer Polytechnischen Oberschule an.

Dies war nur der Beginn einer Spirale: Als der Spit-
zentrainer auf dieses Angebot nicht eingehen wollte,
blieb ihm nur noch der nichste Kadervorschlag: Es
handelte sich um den Wechsel zur BSG Wismut Ron-
neburg, also das ginzliche Ausscheiden aus dem De-
legierungssportbereich. Dies war ganz im Sinne der
M(£S-Politik, zugunsten der Staatssicherheit auf gute,
aber angeblich politisch unzuverldssige Arbeitskrafte
zu verzichten bzw. sie heraus zu drangen.

Der Ausschluss aus dem Leistungssport brachte je-
doch immer noch nicht das Ende der Verfolgung: Die
Akten des Trainers gingen nun zur durch den Umzug
zustandigen Bezirksverwaltung des MfS Gera. Dort
war es die Kreisdienststelle Ronneburg, die nun die
Uberwachung mit IM organisierte. Aus der ,,Linie
Leistungssport“ in der Sportstadt Leipzig war der
Trainer nun nach derselben Quelle in die ,,Linie Wis-
mut® tberfiihrt worden, ,,zur weiteren Bearbeitung*.
Ab diesem Zeitpunkt wurde das Opfer nicht mehr
von Sport-IM tberwacht, was einen wichtigen Hin-
weis darstellt: Das Netz des Sports konnte je nach
den Erfordernissen jederzeit durch andere Teile des
Uberwachungs- und Terrorapparates erginzt werden.
Dieser Wechsel erhohte die ,,Sicherheit“. Die ,, Wis-
mut“ SAG war wegen ihres fur die sowjetische Kern-
waffenproduktion wichtigen Uranbergbaus polizei-
lich und geheimdienstlich besonders aufwindig gesi-
chert. Dies trug dazu bei, diesen potentiellen Flucht-
kandidaten stirker unter Kontrolle halten zu kon-
nen.'#

Das zweite Beispiel zeigt die Verfolgung eines Schii-
lers, der sich als Elitesportler und zugleich in einer
Leipziger Umweltschutzgruppe engagierte. Es kam
zur Zerstorung der sportlichen wie der beruflichen
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Karriere, auch noch nach dem Ausscheiden des Ju-
gendlichen aus dem Spitzensport. Angesichts der
Schuldlosigkeit des Verfolgten wird die Machtfulle
und das Selbstverstindnis des MfS tiberdeutlich:

Ein KJS-Schiiler aus der Sektion Leichtathletik wurde
Mitglied der im Frithjahr 1981 gegriindeten ,,Arbeits-
gruppe Umweltschutz Leipzig“ beim Stadtjugend-
pfarramt. Sport und MfS wussten dies, hatten es aber
zugunsten der Erfilllung der Leistungsziele in Kauf
genommen. Sie nahmen deshalb auch hin, dass K. je-
de Umweltschutzaktion in Leipzig mitgestaltete. Die
Situation verschirfte sich im Laufe der Zeit. Der Ju-
gendliche vertrat auch in Deutsch-Aufsitzen an der
Kinder- und Jugendsportschule seine kritischen Posi-
tionen und wollte wegen seiner kirchlichen Bindung
nicht am Fach Wehrerziehung teilnehmen, was die IM
dem MIS zutrugen. Man hielt zwar zur eigenen Beru-
higung nach diesem bewusst eingegangenen Delegie-
rungsrisiko fest, dass der auffillige Schiiler , keinerlei
Anklang innerhalb der KJS“ fand. Trotzdem sonderte
man ihn mit Ablauf der zehnten Klasse aus. Hier-
durch fiel der Schiler prinzipiell aus der Zustindig-
keit der ,,Linie Sport“ des MfS heraus. Wihrend in
den normalen Opferakten der weitere Lebensweg sel-
ten einmal nachgezeichnet wird, ist es bei diesem Op-
fer anders.

Da es in der Quelle um die Jahresauswertung der
M(S-Tatigkeit geht, liegt der seltene Fall vor, dass —
dhnlich wie beim Fall des verfolgten Trainers — auch
die nichste Kontrollphase deutlich wird. Das Opfer
war durch die Aussonderung nicht etwa der Verfol-
gung entkommen, denn das MIS sorgte fur die zu-
kiinftige Uberwachung im ,,Lehrbetrieb und Freizeit-
bereich“ und entschied sich dazu, dem Lehrling auch
gleich die Zukunft zu verbauen: ,Ein EOS-Besuch
und die Vormerkung fir einen Studienplatz an der
TH Merseburg wurde verhindert.!

Beide Fallbeispiele zeigen, dass es dem MIS gelingen
konnte, die angezielten Eingriffe in das personliche
und berufliche Leben im Systemsinn erfolgreich
,durchzufithren“ — ohne offentliches Aufsehen und
sogar ohne Kenntnis der Betroffenen.

Verhaftung und Gerichtsverfahren, ob o6ffentlich oder
geheim, waren die Ultima ratio des MfS, wenn die ge-
plante ,Zersetzung“ gescheitert war oder die Zeit
nicht ausreichte, Opfer ohne deren Kenntnis noch er-
folgreich zu manipulieren. Deshalb folgt als letztes
Beispiel die Verhaftung aufgrund von IM-, Ermitt-
lungsarbeit*:

Durch die miindlichen Auskiinfte von Inoffiziellen
Mitarbeitern aus dem Leipziger Spitzensportbereich
nahm das MfS an, dass ein Lehrer im Hochschul-

13 Vgl. BStU ASt Lpz Abt. XX/00023, BV Leipzig, Abt. XX vom 25.
10.1982, 26 Seiten, S. 9.

14 Vgl. Spitzer (Fn. 4), S. 306 —308.

15 Vgl. Spitzer (Fn.4), S.300. ,EOS" = Erweiterte Oberschule.
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dienst der DHfK zusammen mit seinem Sohn eine
»Republikflucht“ planen wiirde. Im Ergebnis des dar-
aufhin eingeleiteten Operativen Vorganges (OV)
»DOLMETSCHER® wurden Vater und Sohn (!) am
16. Dezember 1981 durch das MfS heimlich und fir
die Offentlichkeit nicht wahrnehmbar verhaftet. Erst
im Mai 1982 kam es zu einem Urteil. Das Gericht er-
kannte auf drei bzw. zwei Jahre Haft sowie 15 000
Mark Geldstrafe.'®

Diese Opfer bekamen Kenntnis tiber die ,,MafSnah-
men“ des MfS, aber nicht iiber die Hintergriinde oder
die Denunzianten. Sie lebten von da an im Ungewis-
sen, wer aus dem Freundeskreis oder der Berufswelt
die Verantwortung trug. Konnen sie heute alle pro-
blemlos Belege vorlegen, dass sie Opfer von ,,Zerset-
zung® sind, wenn sie allenfalls Anhaltspunkte dafir
haben, dass ihre beruflichen und sozialen Lebensver-
haltnisse vom MIS nachhaltig zerstort oder zumindest
beeintrachtigt worden sind?

IV. Soziologische Aspekte

Der Sport war eines der wenigen gesellschaftlichen
Subsysteme der DDR mit ,,Weltniveau“. Es verfuigte
uber fast unbegrenzte finanzielle und technologische
Mittel und wurde vom MIfS sowohl kontrolliert als
auch gestutzt. Dies wurde erst nach 1990 belegbar,
ebenso wie die Systembestandteile extreme Trainings-
belastungen und Dopingmitteleinsatz, die Biographi-
en schidigen konnten. Diese Fille wurden mit grofSer
Energie und Stasi-Unterstutzung geheim gehalten.
Verlasst man die Sozial- und Zeitgeschichte und rich-
tet den Blick auf die soziologischen Zuginge, so fillt
eine Andersartigkeit in der DDR auf. Die sozialwis-
senschaftliche Differenzierungstheorie von Renate
Mayntz und Uwe Schimank ist passfihig. Sie deutet
»Modernisierung“ namlich als Prozess der stindigen
Ausdifferenzierung beider Kern-Elemente moderner
Industrie-Gesellschaften: Es geht um den dauernden
Wandel von Institutionen und Sinnorientierungen, da-
mit diese den sich verdndernden Bediirfnissen der ge-
sellschaftlichen Akteure entsprechen. Die DDR ver-
hielt sich anders. Obwohl ebenfalls eine Industriege-
sellschaft mit zunehmender Ausdifferenzierung ihrer
Institutionen war jedoch ein wichtiges Element nicht
entwickelt. In der DDR wurde auf der Sinnebene be-
wusst gehemmt und wurden den Akteuren damit
passfahige Losungen vorenthalten. Die DDR-Gesell-
schaft war hier aus politischen Griinden ,verstei-
nert®:

m Die fur demokratische Gesellschaften typische
Ausdifferenzierung auf der Sinnebene ist ein
Merkmal gelingender Modernisierung, um die
sich dndernden Bediirfnisse der gesellschaftlichen
Akteure zu erfiillen. Genau dies war nicht passfa-
hig mit den starren Vorgaben der SED, die auf den
gesellschaftlichen Machterhalt abzielten und an-
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sonsten den Staat und ihre Herrschaft durch eine
Veranderung auf der Sinnebene in Frage stellen
wiurden. Dies erklart aus soziologischer Sicht die
Aggressivitit besonders der Stasi zur Aufrechter-
haltung des Systems.
Beispiele fir Differenzierung bei Sinnorientierungen
im Sport der Industriegesellschaften sind zum Beispiel
der Trend zur Individualisierung, zum Freizeitsport
sowie zur Erlebnis- und Gesundheitsorientierung. In
der Bundesrepublik erweiterte dieses Sinnverstindnis
bis dahin dominierende Bilder vom ,,richtigen* Sport
(vorher Dominanz von Leistung und Training in fes-
ten Vereinsgruppen). Seitdem hilt sie fiir alle Akteure
passfahige Angebote bereit, die das Feld von Sport
und Bewegungskultur nachhaltig verandert haben.
In der DDR war diese ,moderne“ Erweiterung der
Sinnzuschreibung fur Sport nicht offiziell, sondern
nur heimlich moglich und fihrte bei Erkennen zu Ver-
folgung durch Stasi, Polizei und den organisierten
DDR-Sport selbst.!” Der DDR-Sport war auf der In-
stitutionenebene unvergleichlich stirker ausdifferen-
ziert war als die Bundesrepublik. Das galt aber nur
fur den technisierten und verwissenschaftlichten
Hochleistungssport und ist fiir einen Teil des Medail-
lenerfolges im Sport ursdchlich. Auf der Sinnebene
blieb er versteinert. Moderne Entwicklungen, die in
westlichen Gesellschaften entstanden, wurden u. a.
auf der Oberfliche als ,,westlich-dekadent® stigmati-
siert.
Auch allgemein gilt, dass entsprechende gesellschaftli-
che, akteursorientierte Modernisierungen im Feld so-
zialer oder politischer Bewegungen in der DDR be-
reits im Ansatz und mit allen Mitteln bekdmpft wur-
den. Sie haben aber letztlich deren Ende bewirkt, da
SED und MfS offensichtlich langfristig das, was die
Stasi selbst als ,,Menschenrechtsdemagogie“!® be-
zeichnete, nicht mehr unter Kontrolle halten konnte.
Die neuen Bundes-Linder konnten so endlich An-
schluss gewinnen an die Modernisierung aller gesell-
schaftlichen Bereich, nun mit den Moglichkeiten der
Demokratie.

V. Elemente einer Arbeits-Definition aus
historischer und soziologischer Perspektive

Im letzten Abschnitt sollen aus diesen Uberlegungen
Elemente einer Arbeits-Definition der ,,Zersetzung*
herausgearbeitet werden. Sie werden aus historischer
und soziologischer Perspektive heraus entwickelt, be-
rucksichtigen also nicht die vielfiltigen rechtlichen
Aspekte.

16 Vgl. Spitzer (Fn.4), S.308 — 309. Zitat: Abt. XX/00023, BV
Leipzig, Abt. XX vom 25.10.1982,S.7.

17 Vgl. dazu Spitzer (Fn. 4), S. 262 — 265; dort auch weitere Lite-
ratur zu Triathlon, Karate oder Windsurfen. Spitzer, Fussball
und Triathlon, Sportentwicklung in der DDR, Aachen 2004.

18 Vgl. dazu Spitzer (Fn. 4), 5.129 —136.
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1. ,Zersetzung“ ist als Terminus technicus nicht
benutzbar

Ein Hinweis aus dem Diktaturvergleich drangt sich
auf: Die Parallele der ,,Lingua tertii imperii“ (LTT), in
der es die ,,Ausmerze“ oder ,,Ausmerzung“ gab. Sie
zielte auf ,falsches® Denken und Verhaltensweisen
und machte Isolierung, Haft sowie letztendlich die
physische Vernichtung moglich. Hier haben sich riick-
blickend andere Begriffe eingebuirgert, deren Begriffs-
feld von ,,Verfolgung® bis zur ,,Ermordung® reicht.
Der Begriff ,,Zersetzung“, wie er vom MIfS genutzt
wurde, ist nicht hinreichend zur Benutzung geeignet:
In seiner eigentlichen Bedeutung zerstort ,,Zerset-
zung“ biologische Organismen nachhaltig, in der bio-
logistischen Ubertragung durch das MfS demnach ge-
sellschaftliche Strukturen und Entwicklungen ebenso
wie Einzelpersonen, ihre Personlichkeit und ihre Wiir-
de. Die symbolische Aufladung durch den Staatssi-
cherheitsdienst verbietet eine Verwendung.

= Der vom MIS mit Inhalt besetzte Begriff ,,Zerset-
zung“ kann als Terminus technicus der terroristi-
schen Zwangsherrschaft des MfS nicht genutzt
werden, da er sich nicht im Bedeutungsfeld von
Rechtsdenken und Verfassungswirklichkeit einer
freien Gesellschaft befindet, die sich mit der Reha-
bilitation von Unrechtshandlungen befasst.

m Die Theorie der ,Zersetzung“ ist zudem wissen-
schaftlich falsch. Sie ist das Konstrukt eines der
offentlichen Kontrolle entriickten und selbstrefe-
rentiellen Geheimdienstapparates.

m  Aus analytischer Perspektive heraus muss also
zwingend eine andere Begrifflichkeit gefunden
werden.

Eine straf- wie rehabilitationsrechtliche Wurdigung

sowie historische Priifung von entsprechenden Vor-

gangen steht dieser Setzung nicht entgegen.

2. Entscheidung fiir das Bedeutungsfeld
»planmaRige Zerstérung von
gesellschaftlichen Strukturen und
Personlichkeiten®

Als Ergebnis dieser Uberlegungen sollen Elemente
einer historischen und soziologischen Arbeits-Defini-
tion entwickelt werden.

m Im biologistisch-mechanistischen Weltbild des
Staatssicherheitsdienstes war ,Zersetzung“ aus
heutiger Sicht die planmifSige Zerstorung von je-
weils fur ,falsch“ gehaltenen gesellschaftlichen
Strukturen sowie der Personlichkeit der sie tragen-
den Individuen gemeint. So etwas wie eine Folgen-
abschatzung fir die Geschadigten gab es nicht.

Mit diesem Ansatz wird der Begrifflichkeit von ,,ge-

sellschaftlichen Strukturen“ der Vorzug gegentiber

»Subsystem®, ,sozialem Setting“ oder ,Personen-

gruppen“ gegeben, die sich aus soziologischer und

historischer Sicht ebenfalls anbieten wiirden. Neue
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fur das MIS nicht akzeptierbare gesellschaftliche
Strukturen sollten ja gerade an der Ausdifferenzie-
rung zu einer aktiven sozialen Bewegung oder politi-
schen Gruppe gehindert werden (,,Schwerter zu
Pflugscharen®). Stindig durch Bespitzelung festge-
stellte Warnsignale oder oft genug blofSer Verdacht
sollten das aus Stasi-Sicht abweichende Verhalten
nachhaltig unterbinden.

Der Blick auf den Umgang mit Individuen nutzt die
Begrifflichkeit ,,Personlichkeit“, da sie alle Aspekte
von Identitdt und Erleben eines Menschen umfasst.
Eine solche Einordnung als ,,planmafSige Zerstorung®
ist zwar sehr weitgehend, aber sie stellt immerhin das
Ziel im Denken und Handeln der Staatssicherheit dar,
zu dem es keine Alternative gab.'” Ob der Zusatz
»oder der Versuch® erfolgen sollte, wire fiir die juris-
tische Bewertung relevant.

Weichere Begrifflichkeiten wie ,,Benachteiligung
treffen nicht den Kern der Stasi-,,MafSnahmen®.
Ebenso wiren die Begriffe ,,Behinderung® oder
»Schwichung® zwar notwendig, aber nicht hinrei-
chend fiir eine Definition.

3. ,Ohne Wohnsitzausschluss und auch ohne
Nachweis von politischer Abweichung*

Die Opfer lebten bei Inkrafttreten des Einigungsver-
trages oder auch durch Wohnortswechsel danach in
der Bundesrepublik oder im Ausland. Sollte sich eine
Definition nur auf in der DDR lebende Personen er-
strecken, wiren alle anderen von einer Rehabilitation
ausgeschlossen. Ein Wohnsitzausschluss der alten
Bundesldnder wiirde die Arbeit der Stasi riickblickend
belohnen, weil sie einen Teil der Geschadigten aus-
schlieflen wiirde.

Gerade der DDR-Sport zeigt, dass der Grund fiir eine
Verfolgung nicht zwingend in politischer Abweichung
lag, sondern ganz andere Griinde haben konnte (wie
Doping oder Dopingfolgenverdeckung).

4. ,Haufig, wenn nicht sogar liberwiegend
groBere Schaden als beabsichtigt”

Angesichts der Verhiltnisse in der DDR sollte auch
bedacht werden, dass sich beispielweise in beruflichen
Kontexten oder privaten Konkurrenzverhaltnissen so
etwas wie Mobbing ergeben konnte. Dies ging dann
uber den geplanten Angriff des MfS hinaus und ver-
starkte ohne Kenntnis des Stasi-Hintergrunds der Be-
nachteiligung den Effekt noch. Diese Folgen der
»Zersetzung“ sind im Einzelfall natiirlich schwerer zu
belegen als aktengestiitzten Recherchen. Aus Raum-
grinden muss hier eine entsprechende Darstellung
von belegbaren Schidigungen entfallen.

19 Man konnte von einem bindren Code sprechen: Zersetzung
war qualitativ gedacht, nicht quantitativ und beispielsweise
zu 50% realisierbar.
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Die systematische Zerstorung durch eine solchen An-

griffsplan des MfS endete erst, wenn das gewunschte

Ziel einer Beeinflussung des gesellschaftlichen Subsys-

tems oder des Verhaltens oder eine entsprechende Per-

sonlichkeitsinderung der Opfer beobachtet wurde.

Im Sport konnen viele Fallbeispiele aktengestiitzt die

Benachteiligung nachzeichnen.

m Historische Beispiele zeigen zu dem herausgehobe-
nen Bereich des Hochleistungssports in der DDR
eindriicklich: Haufig entstanden in biographischer
Hinsicht grofSere Schaden als eigentlich beabsich-
tigt. Soziale, gesundheitliche, psychische, materiel-
le Schadigungen konnen sogar bis heute nachwir-
ken.20

Fir den Bereich der Verdeckung von Korperschiaden

gegenliber Aktiven und ihren Angehorigen gilt das

selbstredend, aber auch im psychischen Bereich sind

Folgeschaden belegt. Zudem ist neben der unmittel-

baren traumatischen und haufig bis heute anhalten-

den posttraumatischen Belastung von Haftopfern
auch auf eine zeitversetzt einsetzende mogliche Re-

Traumatisierung hinzuweisen, welche das Schadens-

bild noch verstarkt. Ebenso wird auf eine Beeintrach-

tigung der psychischen Gesundheit der zweiten Gene-
ration hingewiesen. Diese Prozesse konnte auf der Ba-
sis der Erfahrungen mit Holocaust-Opfern zu einer

zeitlich verzogerten Antragsstellung von 20 bis 30

Jahren fiihren.2!

An dieser Stelle im Zeitstrahl befinden wir uns jetzt.

Als valide Kurz-Definition, welche sowohl die Dis-

kussion auf eine neue Stufe heben als auch den recht-

lichen Umgang erleichtern kann, bietet sich deshalb

an:

m ,Zersetzung®“ war die planmdifSige Zerstorung von
jeweils fur ,falsch® gehaltenen gesellschaftlichen
Strukturen sowie der Personlichkeit der sie tragen-
den Individuen oder Einzelpersonen - sie erfolgte
ohne Wohnsitzausschluss und auch ohne Nach-
weis von politischer Abweichung, und haufig,
wenn nicht sogar tiberwiegend, bewirkte sie gro-
BSere Schiden als beabsichtigt.

20 Dem Problem der Dopinggeschadigten stellte sich der Ge-
setzgeber in weltweit einmaliger Art mit der rechtlich be-
sonderen Form der Entschadigung, vgl. Fn.8: Zweites Do-
pingopfer-Hilfegesetz vom 28. Juni 2016.

21 Vgl. zu den Folgeschdden bei Dopingopfern neben Fn. 8 be-

sonders: ,Die korperlichen Folgen betreffen ein sehr breites
Spektrum von Erkrankungen®. Titelthema. Ein Gesprach mit
Harald J. Freyberger, Arzt und Professor fiir Psychiatrie und
Psychotherapie, Gerbergasse 18/ Ausgabe 2/2018, S.21-23;;
Spitzer, DDR-Doping als Lernfeld —
Schaden bei Sportlern bis in die zweite Generation und die
Rolle der Stasi, Horch und Guck (2012), Heft 75. Zu den end-
lich vorliegenden psychosozialen Studien zur allgemeinen
Folgenforschung Freyberger / Frommer / Maercker / Steil.,
Gesundheitliche Folgen politischer Haft in der DDR. Exper-
tengutachten als Broschiire herausgegeben von der Konfe-
renz der Landesbeauftragten fiir die Unterlagen des Staatsi-
cherheitsdienstes der ehemaligen DDR. 2003 (als PDF her-
unterladbar unter: http://service.mvnet.de/ php/downloa
d.php?datei_id=42407, Letzter Abruf 4. Januar 2021).

Gesetz uber die Aufhebung rechtsstaatswidriger
Verwaltungsentscheidungen im Beitrittsgebiet
und die daran ankniipfenden Folgeanspriiche
(Verwaltungsrechtliches Rehabilitierungsgesetz —

VwRehaG)

vom 23. Juni 1994 (BGBI. | S. 1311), neugefasst durch Bek. v. 1. Juli 1997 (BGBI. I S. 1620), zuletzt gedn-
dert durch Art. 13 G v. 12. Dezember 2019 (BGBI. | 2652)

§ 1 Aufhebung rechtsstaatswidriger
Verwaltungsentscheidungen

(1) Die hoheitliche MafSnahme einer deutschen be-
hordlichen Stelle zur Regelung eines Einzelfalls in
dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten
Gebiet (Beitrittsgebiet) aus der Zeit vom 8. Mai 1945
bis zum 2. Oktober 1990 (Verwaltungsentscheidung),
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die zu einer gesundheitlichen Schiadigung (§ 3), einem
Eingriff in Vermogenswerte (§ 7) oder einer berufli-
chen Benachteiligung (§ 8) gefiihrt hat, ist auf Antrag
aufzuheben, soweit sie mit tragenden Grundsitzen ei-
nes Rechtsstaates schlechthin unvereinbar ist und ihre
Folgen noch unmittelbar schwer und unzumutbar
fortwirken. Auf Verwaltungsentscheidungen in Steu-
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ersachen und auf Mafinahmen, die vom Vermogens-
gesetz oder vom Entschiadigungsrentengesetz erfaft
werden, findet dieses Gesetz keine Anwendung. Dies
gilt auch fir die in § 1 Abs. 8 des Vermogensgesetzes
erwahnten Fallgruppen.

(2) Mit tragenden Grundsitzen eines Rechtsstaates
schlechthin unvereinbar sind MafSnahmen, die in
schwerwiegender Weise gegen die Prinzipien der Ge-
rechtigkeit, der Rechtssicherheit oder der Verhaltnis-
mifSigkeit verstofSen haben und die der politischen
Verfolgung gedient oder Willkiirakte im Einzelfall
dargestellt haben.

(3) Mit tragenden Grundsitzen eines Rechtsstaates
schlechthin unvereinbar sind die Zwangsaussiedlun-
gen aus dem Grenzgebiet der friheren Deutschen De-
mokratischen Republik auf der Grundlage der Ver-
ordnung tiber Mafinahmen an der Demarkationslinie
zwischen der Deutschen Demokratischen Republik
und den westlichen Besatzungszonen Deutschlands
vom 26. Mai 1952 (GBI. Nr. 65 S. 405) oder der Ver-
ordnung tiber Aufenthaltsbeschrinkung vom 24. Au-
gust 1961 (GBI II Nr. 55 S. 343). Das gleiche gilt fur
die mit den Zwangsaussiedlungen in Zusammenhang
stehenden Eingriffe in Vermogenswerte.

(4) Besteht die Mafsnahme nach Absatz 1 in der Auf-
hebung einer Verwaltungsentscheidung, so wird die
Mafsnahme nur aufgehoben, wenn eine Verwaltungs-
entscheidung gleichen Inhalts erneut erlassen werden
konnte. Andernfalls tritt an die Stelle der Aufhebung
der Mafinahme die Feststellung ihrer Rechtsstaats-
widrigkeit. Satz 2 gilt auch fir MafSnahmen, die einen
Eingriff in ein Ausbildungsverhiltnis oder ein Dienst-
verhiltnis bei den bewaffneten Organen zum Gegen-
stand haben.

(5) Fiir eine hoheitliche MafSnahme, die nicht auf die
Herbeifithrung einer Rechtsfolge gerichtet ist, gelten
die Vorschriften dieses Gesetzes entsprechend. An die
Stelle der Aufhebung der MafSnahme tritt die Feststel-
lung ihrer Rechtsstaatswidrigkeit.

(6) Fiir Mafsnahmen der Sozialistischen Einheitspartei
Deutschlands oder der von ihr beherrschten Parteien
und gesellschaftlichen Organisationen gelten die Vor-
schriften dieses Gesetzes entsprechend.

§ 1a Feststellung der Rechtsstaatswidrigkeit in
sonstigen Fillen

(1) Fur eine Verwaltungsentscheidung nach § 1 Abs. 1
oder eine MafSnahme nach §1 Abs.5 Satz1 oder
Abs. 6, die nicht zu einer Beeintrachtigung der in § 1
Abs. 1 Satz1 genannten Rechtsgiiter gefiihrt hat, ist
auf Antrag die Rechtsstaatswidrigkeit festzustellen,
soweit die Verwaltungsentscheidung oder die Mafs-
nahme mit tragenden Grundsitzen eines Rechtsstaa-
tes schlechthin unvereinbar ist und aus Griinden der
politischen Verfolgung zu einer schweren Herabwir-
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digung des Betroffenen im personlichen Lebensbe-
reich gefiihrt hat.

(2) Ist die Rechtsstaatswidrigkeit wegen einer Maf3-
nahme, die mit dem Ziel der Zersetzung erfolgte, fest-
gestellt worden, erhilt der Betroffene auf Antrag eine
einmalige Leistung in Hohe von 1 500 Euro. Der An-
spruch auf die Leistung nach Satz 1 ist unpfindbar,
nicht Gbertragbar und nicht vererbbar. Die Leistung
nach Satz 1 bleibt bei Sozialleistungen, deren Zahlung
von anderen Einkommen abhingig ist, als Einkom-
men unbertcksichtigt.

(3) §1 Abs.3 Satz1 in Verbindung mit Abs.2 gilt

entsprechend.

§ 2 Folgeanspriiche

(1) Die Aufhebung oder die Feststellung der Rechts-
staatswidrigkeit einer MafSnahme nach § 1 begriindet
Anspruche nach Mafsgabe dieses Gesetzes.

(2) Folgeanspriiche nach diesem Gesetz sind ausge-
schlossen, wenn der Berechtigte oder derjenige, von
dem er seine Rechte herleitet, gegen die Grundsitze
der Menschlichkeit oder Rechtsstaatlichkeit versto-
Ben oder in schwerwiegendem Mafse seine Stellung
zum eigenen Vorteil oder zum Nachteil anderer
mifSbraucht hat.

(3) Andere Anspriiche wegen MafSnahmen nach § 1
konnen gegen die Bundesrepublik Deutschland oder
andere Korperschaften oder Anstalten des offentliche
Rechts nur geltendgemacht werden, wenn sie in
einem Gesetz, das Anspriche dieser Art regelt, vorge-
sehen sind. Fur Anspriiche aus Pacht- oder Nutzungs-
vertragen zwischen dem Rat des Kreises und dem Ei-
gentumer eines landwirtschaftlichen Grundstiickes
oder Betriebes wegen mangelnder Instandhaltung
oder sonstiger Verschlechterung der verpachteten
oder zur Nutzung tiberlassenen Sache gilt Satz 1 ent-
sprechend.

(4) Bei den Folgeanspriichen sind auf Grund dessel-
ben Sachverhalts erbrachte andere Ausgleichsleistun-
gen zu berticksichtigen, soweit diese tatsachlich zuge-
flossen sind. Dies gilt insbesondere fiir die von der
Deutschen Demokratische Republik gewidhrten Ent-
schadigungen. Bei Folgeanspriichen im Sinne des § 7
Abs. 1 Satz 1 sind Entschadigungen fiir lebendes oder
totes Inventar, das nicht wesentlicher Bestandteil ei-
nes Grundstiickes oder eines Gebaudes ist, nur zu be-
rucksichtigen, soweit das Inventar zurtickibertragen
oder zuriickgegeben wird. In Mark der Deutschen
Demokratischen Republik gezahlte Betrige sind im
Verhiltnis 2:1 auf Deutsche Mark umzustellen. Wur-
de als Entschiadigung ein Ersatzgrundstick tbereig-
net, so hat der Berechtigte das Eigentum an diesem
aufzugeben oder dessen Verkehrswert zu entrichten.
Befindet sich das Ersatzgrundstiick nicht mehr im Ei-
gentum des Berechtigten, so ist dessen Wert zum Zeit-
punkt des Eigentumsverlustes mafsgebend. Das Er-
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satzgrundstiick betreffende Maffnahmen oder Rechts-
geschifte des Berechtigten bleiben bei der Ermittlung
des Verkehrswerts aufSer Betracht. Das Aneignungs-
recht an dem Ersatzgrundstiick oder der Anspruch
auf dessen Verkehrswert sowie der Anspruch auf her-
auszugebende andere Ausgleichsleistungen stehen
dem Entschiddigungsfonds zu. Abweichend von Satz 1
ist der Folgeanspruch nach § 1a Absatz 2 Satz 1 aus-
geschlossen, wenn auf Grund desselben Sachverhalts
Ausgleichsleistungen gewdhrt wurden oder zukiinftig
gewadhrt werden.

§ 3 Beschadigtenversorgung

(1) Ein Betroffener, der infolge einer Mafsnahme nach
§ 1 eine gesundheitliche Schadigung erlitten hat, er-
hilt wegen der gesundheitlichen und wirtschaftlichen
Folgen dieser Schiadigung auf Antrag Versorgung in
entsprechender Anwendung des Bundesversorgungs-
gesetzes. Dies gilt nicht, soweit er wegen desselben
schidigenden Ereignisses bereits Versorgung auf
Grund des Bundesversorgungsgesetzes oder auf
Grund von Gesetzen, die eine entsprechende Anwen-
dung des Bundesversorgungsgesetzes vorsehen, erhilt.
(2) Einer Schidigung im Sinne des Absatzes 1 steht
eine gesundheitliche Schidigung gleich, die durch
einen Unfall unter den Voraussetzungen des §1
Abs. 2 Buchstabe e oderf. des Bundesversorgungsge-
setzes herbeigefithrt worden ist.

(3) Wer als Berechtigter oder Leistungsempfanger
nach Absatz 1 dieser Vorschrift oder § 4 dieses Geset-
zes in Verbindung mit § 10 Abs. 4 oder 5 des Bundes-
versorgungsgesetzes, als Pflegeperson oder als Begleit-
person bei einer notwendigen Begleitung des Bescha-
digten durch einen Unfall unter den Voraussetzungen
des § 8a des Bundesversorgungsgesetzes eine gesund-
heitliche Schadigung erleidet, erhilt Versorgung nach
Absatz 1.

(4) Einer gesundheitlichen Schadigung im Sinne der
Absitze 1 bis 3 steht die Beschidigung eines am Kor-
per getragenen Hilfsmittels, einer Brille, von Kontakt-
linsen oder von Zahnersatz gleich.

(5) 1Zur Anerkennung einer Gesundheitsstorung als
Folge einer Schadigung gentigt die Wahrscheinlichkeit
des ursichlichen Zusammenhanges. 2Wenn die Wahr-
scheinlichkeit nur deshalb nicht gegeben ist, weil tiber
die Ursache des festgestellten Leidens in der medizini-
schen Wissenschaft Ungewifsheit besteht, kann mit
Zustimmung des Bundesministeriums fiir Arbeit und
Soziales die Gesundheitsstorung als Folge einer Scha-
digung anerkannt werden; die Zustimmung kann all-
gemein erteilt werden.

§ 4 Hinterbliebenenversorgung

Ist der Betroffene an den Folgen der Schiadigung ge-
storben, erhalten die Hinterbliebenen auf Antrag Ver-
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sorgung in entsprechender Anwendung des Bundes-
versorgungsgesetzes. Dies gilt nicht, soweit die Hin-
terbliebenen bereits Versorgung auf Grund des Bun-
desversorgungsgesetzes oder auf Grund von Gesetzen,
die eine entsprechende Anwendung des Bundesversor-
gungsgesetzes vorsehen, erhalten. §3 Abs. 3 dieses
Gesetzes und die §§48 und 52 des Bundesversor-
gungsgesetzes sind entsprechend anzuwenden.

§ 5 Zusammentreffen von Anspriichen

(1) Treffen Anspriiche aus § 3 mit Anspriichen aus
§ 1 des Bundesversorgungsgesetzes oder aus anderen
Gesetzen zusammen, die eine entsprechende Anwen-
dung des Bundesversorgungsgesetzes vorsehen, ist un-
ter Berticksichtigung des durch die gesamten Schadi-
gungsfolgen bedingten Grades der Schiadigungsfolgen
eine einheitliche Rente festzusetzen. Die Kosten, die
durch das Hinzutreten der weiteren Schidigung ver-
ursacht werden, sind von dem Leistungstriager zu
ibernehmen, der fir die Versorgung wegen der weite-
ren Schiadigung zustiandig ist.

(2) Treffen Leistungen nach § 3 oder § 4 mit Leistun-
gen zusammen, die nach dem Bundesversorgungsge-
setz oder nach Gesetzen, die eine entsprechende An-
wendung des Bundesversorgungsgesetzes vorsehen,
gewihrt werden, findet § 55 des Bundesversorgungs-
gesetzes Anwendung.

(3) Bei der Feststellung der Elternrente sind auch die
Kinder zu beriicksichtigen, die infolge einer Schadi-
gung im Sinne des Bundesversorgungsgesetzes gestor-
ben oder verschollen sind. Besteht bereits ein An-
spruch auf Elternrente nach dem Bundesversorgungs-
gesetz, wird sie nach diesem Gesetz nicht gewdhrt.
Die Siatze 1 und 2 gelten entsprechend fiir den An-
spruch auf Elternrente nach Gesetzen, die eine ent-
sprechende Anwendung des Bundesversorgungsgeset-
zes vorsehen; § 51 Abs.2 Satz2 des Bundesversor-
gungsgesetzes ist entsprechend anzuwenden.

§ 6 Anwendung des
Bundesversorgungsgesetzes

Die Bestimmungen des Bundesversorgungsgesetzes
und die zu seiner Durchfiihrung erlassenen Vorschrif-
ten, die nach diesem Gesetz entsprechende Anwen-
dung finden sollen, gelten jeweils mit den in Anlage I
Kapitel VIII Sachgebiet K Abschnitt IIT des Einigungs-
vertrages vom 31. August 1990 (BGBIL. 1990 II
S. 885, 1067) aufgefithrten Maf§gaben.

§ 7 Eingriff in Vermogenswerte

(1) Hat die Maflnahme nach § 1 die Entziehung eines
Vermogenswertes im Sinne des § 2 Abs. 2 des Vermo-
gensgesetzes zur Folge, so richtet sich nach deren
Aufhebung oder Feststellung der Rechtsstaatswidrig-
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keit die Riickiibertragung, Riickgabe oder Entschadi-
gung nach dem Vermogensgesetz, dem Investitions-
vorranggesetz und dem Entschadigungsgesetz. §35
Abs. 2 des Vermogensgesetzes und §7 Abs.1 und 2
des Vermogensgesetzes finden mit der MafSgabe An-
wendung, dafl die mafSgeblichen tatsiachlichen Um-
stinde am 15. Februar 1992 vorgelegen haben miis-
sen. Der Antragsteller erhidlt von der Rehabilitie-
rungsbehorde eine Bescheinigung tiber die Antragstel-
lung zur Vorlage bei der nach dem Vermogensgesetz
zustandigen Behorde, sofern sein Antrag nicht offen-
sichtlich unbegriindet ist. Mit Vorlage der Bescheini-
gung bei dieser Behorde treten die Verfiigungsbe-
schrankungen des §3 Abs.3 des Vermogensgesetzes
ein. SDie nach dem Vermogensgesetz zustindige Be-
horde trifft in dem Bescheid tiber die Riickiibertra-
gung des entzogenen Vermogenswertes auch die nach
§ 2 Abs. 4 erforderlichen Entscheidungen.

(2) Wurde durch eine sonstige MafSnahme nach § 1 in
ein Grundstick eingegriffen und dadurch an diesem
eine Wertminderung verursacht, so kann der Eigenti-
mer das Eigentum an dem Grundstiick aufgeben und
statt dessen Entschidigung nach dem Entschadi-
gungsgesetz wihlen. Mit dem Wirksamwerden des
Verzichts wird er von allen Verpflichtungen frei, die
aus dem durch den Eingriff verursachten Zustand des
Grundstiickes bestehen. Die Verpflichtungen gehen
auf das Bundesland iiber, in dessen Gebiet das Grund-
stiick liegt.

§ 8 Berufliche Benachteiligung

Hatte eine MafSnahme nach §1 Auswirkungen auf
den Beruf oder ein Ausbildungsverhiltnis und wurde
dadurch eine Benachteiligung nach § 1 Abs. 1 des Be-
ruflichen Rehabilitierungsgesetzes oder nach §3
Abs. 1 des Beruflichen Rehabilitierungsgesetzes verur-
sacht, so findet nach der Aufhebung oder Feststellung
der Rechtsstaatswidrigkeit der Mafinahme das Beruf-
liche Rehabilitierungsgesetz Anwendung. Eine schwe-
re und unzumutbare Folge im Sinne des §1 Abs. 1
liegt insbesondere dann vor, wenn infolge der Maf3-
nahme ein Ausgleich von Nachteilen in der Renten-
versicherung nach dem Beruflichen Rehabilitierungs-
gesetz in Betracht kommt.

§ 9 Antrag

(1) Der Antrag nach § 1 kann von einer natiirlichen
Person, die durch die MafSnahme unmittelbar in ihren
Rechten betroffen ist und nach deren Tod von demje-
nigen, der ein rechtliches Interesse an der Rehabilitie-
rung des unmittelbar Betroffenen hat, gestellt werden.
(2) Der Antrag nach §1a Absatz 1 kann von einer
natiirlichen Person, die durch die Mafsnahme unmit-
telbar betroffen ist, und nach deren Tod von demjeni-
gen, der ein berechtigtes Interesse an der Rehabilitie-
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rung des unmittelbar Betroffenen hat, gestellt werden.
Der Antrag nach § 1a Absatz 2 kann von einer natur-
lichen Person, die durch die MafSnahme unmittelbar
betroffen ist, gestellt werden.

(3) Der Antrag nach § 1 oder § 1a ist schriftlich bei
der zustiandigen Rehabilitierungsbehorde zu stellen.

§ 10 Inhalt des Antrags

(1) Der Antrag soll enthalten

1. Angaben zu den personlichen und wirtschaftli-
chen Verhiltnissen,

2. eine Darstellung des die Aufhebung der MafSnah-

me rechtfertigenden Sachverhalts,

Angabe von Beweismitteln,

4. Angaben tiber Art und Umfang von Folgeansprii-
chen sowie

5. eine Erkldarung, ob der Antragsteller andere Aus-
gleichsleistungen bereits erhalten und ob und wo
er schon frither einen Antrag gestellt hat.

R

(2) Der Antrag nach § 1a soll neben den notwendigen
Angaben zu den personlichen Verhiltnissen die in Ab-
satz 1 Nummer 2, 3 und 5 vorgeschriebenen Angaben
enthalten.

§ 11 Verarbeitung von personenbezogenen
Daten

Personenbezogene Daten aus einem verwaltungs-
rechtlichen Rehabilitierungsverfahren durfen auch fur
andere Verfahren zur Rehabilitierung, Wiedergutma-
chung oder Gewihrung von Leistungen nach dem
Hiftlingshilfegesetz soweit erforderlich verarbeitet
werden.

§ 12 Rehabilitierungsbehérde

(1) Die Aufhebung oder die Feststellung der Rechts-
staatswidrigkeit einer MafSnahme nach § 1 sowie die
Entscheidung tiber Ausschlieffungsgriinde nach § 2
Abs. 2 obliegt der Rehabilitierungsbehorde des Lan-
des, in dessen Gebiet nach dem Stand vom 3. Okto-
ber 1990 die Mafsnahme ergangen ist. Sind hiernach
die Rehabilitierungsbehorden mehrerer Lander zu-
standig, so entscheidet die Behorde, die zuerst mit der
Sache befafSt worden ist. Die Feststellungen der Reha-
bilitierungsbehorde sind fir die Behérden und Stellen
bindend, die tiber die Folgeanspriiche entscheiden.

(2) Die Feststellung der Rechtsstaatswidrigkeit einer
Mafsnahme im Sinne des § 1a, die Gewihrung der
einmaligen Leistung nach § 1a Absatz 2 Satz1 und
die Entscheidung tiber die AusschliefSungsgriinde
nach § 2 Absatz 2 und 4 Satz 9 obliegen der Rehabili-
tierungsbehorde des Landes, in dessen Gebiet nach
dem Stand vom 3. Oktober 1990 die MafSnahme er-
gangen ist.
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(3) Rehabilitierungsbehorden werden in den Lindern
Berlin, Brandenburg, Mecklenburg- Vorpommern,
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thiiringen errichtet.

(4) Werden Anspriiche nach den §§ 3 und 4 geltend
gemacht, trifft die Rehabilitierungsbehorde Feststel-
lungen zur Rechtsstaatswidrigkeit der MafSnahme im
Sinne des § 1 sowie iiber AusschliefSungsgriinde nach
§2 Abs.2. Die nach dem Bundesversorgungsgesetz
erforderlichen Feststellungen treffen die Behorden,
denen die Durchfiihrung des Bundesversorgungsgeset-
zes obliegt. Soweit die Verwaltungsbehorden der
Kriegsopferversorgung zustandig sind, richtet sich das
Verfahren nach den fir die Kriegsopferversorgung
geltenden Vorschriften.

§ 13 Verwaltungsverfahren

(1) In dem Verfahren vor der Rehabilitierungsbehorde
sind Zeugen zur Aussage und Sachverstindige zur Er-
stattung von Gutachten verpflichtet. § 65 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes gilt entsprechend.

(2) Die Angaben des Antragstellers, die sich auf die
Rechtsstaatswidrigkeit einer Mafsnahme im Sinne des
§ 1 oder § 1a beziehen, konnen, wenn Beweismittel
nicht vorhanden oder nicht zu beschaffen oder ohne
Verschulden des Antragstellers oder desjenigen, von
dem er seine Rechte herleitet, verlorengegangen sind,
der Entscheidung zugrunde gelegt werden, soweit sie
glaubhaft erscheinen. Unter den Voraussetzungen des
Satzes 1 kann die Rehabilitierungsbehorde vom An-
tragsteller die Versicherung an Eides Statt gemafs § 27
des Verwaltungsverfahrensgesetzes verlangen.

(3) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt
ist, gelten bis zum Erlafs entsprechender landesrechtli-
cher Bestimmungen die Vorschriften des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes, des Verwaltungszustellungsgeset-
zes und des Verwaltungs-Vollstreckungsgesetzes.

§ 14 Kosten

Das Verwaltungsverfahren vor den Rehabilitierungs-
behorden einschliefSlich des Widerspruchsverfahrens
ist kostenfrei. Wurde ein Antrag im Verwaltungsver-
fahren oder ein Widerspruch als offensichtlich unbe-
grundet zuruckgewiesen, so konnen dem Antragstel-
ler die Kosten auferlegt werden.

§ 15 Bestandskraft nach allgemeinen
Vorschriften

Fur die Wirksamkeit von Verwaltungsentscheidungen
gelten die verwaltungsverfahrensrechtlichen Nichtig-
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keitsbestimmungen erst ab dem 3. Oktober 1990. So-
weit diese MafSnahmen noch wirksam sind, finden
die allgemeinen Aufhebungsvorschriften Anwendung.
Eine Aufhebung mit Wirkung fiir die Vergangenheit
darf nicht fur die Zeit vor dem 3. Oktober 1990 er-
folgen.

§ 16 Rechtsweg

(1) In Streitigkeiten nach diesem Gesetz ist der Ver-
waltungsrechtsweg gegeben. Die Berufung gegen ein
Urteil und die Beschwerde gegen eine andere Ent-
scheidung des Verwaltungsgerichts sind ausgeschlos-
sen. Das gilt nicht fir die Beschwerde gegen die
Nichtzulassung der Revision nach § 135 in Verbin-
dung mit § 133 der Verwaltungsgerichtsordnung und
die Beschwerde gegen Beschliisse tiber den Rechtsweg
nach §17a Abs.2 und 3 des Gerichtsverfassungsge-
setzes. Auf die Beschwerde gegen die Beschlisse tiber
den Rechtsweg findet §17a Abs. 4 Satz4 bis 6 des
Gerichtsverfassungsgesetzes entsprechend Anwen-
dung.

(2) Soweit dieses Gesetz von den fur die Kriegsopfer-
versorgung zustandigen Verwaltungsbehorden durch-
gefithrt wird, entscheiden tber o6ffentlich- rechtliche
Streitigkeiten die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit.
Fur diese Verfahren sind die Vorschriften des Sozial-
gerichtsgesetzes fiir Angelegenheiten der Kriegsopfer-
versorgung mafsgebend. § 51 Abs. 1 Nr. 6 des Sozial-
gerichtsgesetzes bleibt unberiihrt.

§ 17 Kostenregelung

Der Bund tragt 60 vom Hundert der Ausgaben, die
den Lindern durch Geldleistungen nach diesem Ge-
setz entstehen. Zu den Geldleistungen gehoren nicht
solche Geldbetrige, die zur Abgeltung oder anstelle
einer Sachleistung gezahlt werden. Zur Vereinfachung
der Abrechnung erstattet der Bund den Lindern in
einem pauschalierten Verfahren jeweils 57 Prozent
der ihnen nach den §§ 3 und 4 entstandenen Kosten.
Der Bund iiberprift in einem Abstand von funf Jah-
ren, erstmals im Jahr 2014, die Voraussetzungen fur
die in Satz 3 genannte Quote.

§ 18 Ubergangsregelung

Ist die zu zahlende Entschadigung entgegen § 2 Abs. 4
Satz 3 festgesetzt worden, ist der Verwaltungsakt in-
soweit mit Wirkung fiir die Vergangenheit zuriickzu-
nehmen und ein bereits gezahlter Betrag zu erstatten.
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Die Benennung von Tater-Namen
bei der Aufarbeitung des SED-Unrechts

Johannes Weberling (Hrsg.)

Verantwortliche beim

Namen nennen —
Tater haben ein Gesicht

Seit Mitte 2008 befindet sich die gesamte Szene fiir die Aufarbei-
tung der Stasi-Vergangenheit in Aufruhr. Es haufen sich die
Falle, in denen unter Bezug auf ein angebliches ,Recht auf
Vergessen®, die Lebach I-Entscheidung des BVerfG oder allge-
mein auf ein angebliches ,Recht, anonym zu bleiben® seriose
Publikationen aller Art angegriffen und verboten werden, in
denen Stasi-Tater beim Namen genannt werden.

Die notwendige Diskussion dieses Themas in der Offentlichkeit
wird nur dann zu befriedigenden Ergebnissen fiihren, wenn
sie besser fundiert und breiter als bisher geflihrt werden kann.
Deshalb veranstaltete die Arbeitsgruppe Aufarbeitung und
Recht im Studien- und Forschungsschwerpunkt Medienrecht
der Europa-Universitat Viadrina Frankfurt (Oder) am 17.3.2009
zusammen mit dem Forschungsverbund SED-Staat der Freien
Universitat Berlin an der Freien Universitat Berlin das Sympo-
sium ,Verantwortliche beim Namen nennen —Tater haben ein
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Verantwortliche beim Namen nennen —

Tater haben ein Gesicht

Symposium der Arbeitsgruppe ,, Aufarbeitung und Recht”
im Studien- und Forschungsschwerpunkt Medienrecht
der Europa-Universitat Viadrina Frankfurt (Oder) in
Zusammenarbeit mit dem Forschungsverbund SED-Staat
der Freien Universitat Berlin

Herausgegeben von RA Prof. Dr. Johannes Weberling
2009, 82 S, brosch., 19— €

ISBN 978-3-8329-4844-3

Gesicht. Namensnennung von Tatern zwischen Aufarbeitungs-
interesse und Personlichkeitsrecht”. Auf dem Symposium wurde
ausgehend vom politischen Willen des Gesetzgebers die Pro-
blematik und Notwendigkeit der Benennung von Tater-Namen
beider Aufarbeitung des SED-Unrechts aus politischer, rechts-
wissenschaftlicher, historischer, politikwissenschaftlicher,
rechtspolitischer, publizistischer und datenschutzrechtlicher
Sicht vorgestellt und diskutiert. Die Publikation enthalt die
uberarbeiteten und aktualisierten Vortrage der Referenten des
Symposiums.

»Die Thematik wird nicht erst seit den jliingsten Monaten &ffent-
lich und kontrovers diskutiert... Der Streit liber den Umgang mit
den Hinterlassenschaften des DDR-Geheimdienstes, insbesonde-
re mit personenbezogenen Akten, begleitet die sogenannte Stasi-
Unterlagenbehérde (BStU) vom Anfang ihrer Existenz an.«

André Gursky, Deutschland Archiv 1/10
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»hervorragend geeignet, um einerseits einen ersten und

gleichzeitig auch vertieften Einblick in die Thematik zu erlangen«
Mikolaj Chudy, Horch und Guck 2016, 177

Johannes Weberling (Hrsg.)

Zwangsarbeit in der DDR —
Ein offenes Thema gesamtdeutscher
Aufarbeitung

Symposium der Arbeitsgruppe , Aufarbeitung und Recht”
im Studien- und Forschungsschwerpunkt Medienrecht
der Europa-Universitat Viadrina Frankfurt {Oder)

Die erstmalige Veroffentlichung grundlegender Arbeiten zum
System der Zwangsarbeit in der DDR 2014 und die sich daran
anschlieRenden offentlichen Diskussionen machten deutlich,
dass die Folgen der Zwangsarbeit politischer Haftlinge in der
DDR ein offenes Thema gesamtdeutscher Aufarbeitung ist, das
einer zeitnahen angemessenen Losung bedarf.

Um die Diskussion voran zu bringen und konkrete Vorschlage
zu entwickeln, veranstaltete die Arbeitsgruppe Aufarbeitung
und Rechtim Studien- und Forschungsschwerpunkt Medienrecht
der Europa-Universitat Viadrina in Zusammenarbeit mit der
Union der Opferverbande Kommunistischer Gewaltherrschaft
eV. (UOKG) ihren 23. Workshop am 25. September 2014 als 6f-
fentliches Symposium zum Thema ,Zwangsarbeit in der DDR
— Ein offenes Thema gesamtdeutscher Aufarbeitung” an der
Europa-Universitét Viadrina in Frankfurt (Oder). Mit diesem Buch
werden die zu dem Symposium erarbeiteten Beitrage sowie der
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Zwangsarbeit in der DDR -

Ein offenes Thema gesamtdeutscher Aufarbeitung
Symposium der Arbeitsgruppe ,Aufarbeitung und Recht”

im Studien- und Forschungsschwerpunkt Medienrecht

der Europa-Universitat Viadrina Frankfurt (Oder)
Herausgegeben von RA Prof. Dr. Johannes Weberling

2015, 100 S., brosch., 29,— €
ISBN 978-3-8487-2733-9

Verlauf und die wesentlichen Diskussionsergebnisse der Ver-
anstaltung einer breiteren Offentlichkeit zuganglich gemacht.
Die Diskussion dieses Themas in der Offentlichkeit wird nur
dann zeitnah zu einem befriedigenden Ergebnis fiihren, wenn
sie fundiert und breiter als bisher gefiihrt werden kann. Diese
Publikation soll dazu einen Beitrag leisten.

Mit Beitragen von

Stefanie Knorr, Bastian Kriiger, Christian Sachse, Johannes
Weberling, Weberling und Tobias Wunschik.

»Das Buch schafft es, ein komplexes und hochinteressantes Spek-
trum wissenschaftlicher und praktischer Expertise zu vereinen. So
unterschiedlich die Biographien und DDR-Bezugspunkte der Teil-
nehmer sind, so unterschiedlich sind auch die Herangehensweisen
an die Thematik. Genau diese Interdisziplinaritit macht dieses
Werk so wertvoll.« Max-Wilhelm Bahn, ZdF 2016, 216

Bestellen Sie im Buchhandel oder versandkostenfrei online unter nomos-shop.de
Bestell-Hotline +49 7221 2104-37 | E-Mail bestellung@nomos.de | Fax +49 72212104-43

Alle Preise inkl. Mehrwertsteuer

{} Nomos



	§ 1 a Abs. 2 VwRehaG nF „Maßnahme mit dem Ziel der Zersetzung“
	§ 1 a Abs. 2 VwRehaG – Betroffener einer Maßnahme mit dem Ziel der Zersetzung
	Vorbemerkung
	Gesetz über die Aufhebung rechtsstaatswidriger Verwaltungsentscheidungen im Beitrittsgebiet und die daran anknüpfenden Folgeansprüche (Verwaltungsrechtliches Rehabilitierungsgesetz – VwRehaG)
	1. Entstehungsgeschichte
	2. Systematische Einordnung
	3. Maßnahmen
	4. Mit dem Ziel der Zersetzung
	5. Verfahren


	33. (Hybrid-)Workshop der Arbeitsgruppe „Aufarbeitung und Recht“ zum Thema „Zersetzung“ am 21. September 2020
	§ 1 a Abs. 2 VwRehaG im Lichte der Gesetzgebung
	I. Einleitung
	II. Definitionsansätze der Begrifflichkeit „mit dem Ziel der Zersetzung“ i. S. d. des § 1 a Abs. 2 VwRehaG
	1. Wortlaut
	2. Gesetzesbegründung
	3. Ergebnis:

	III. Einordnung in die Gesetzessystematik des Verwaltungsrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes
	1. Anspruchsvoraussetzungen aus dem Verwaltungsrechtlichen Rehabilitierungsgesetz
	2. Grundentscheidungen des Verwaltungsrechtlichen Rehabilitierungsgesetz

	IV. Fazit: Wer profitiert von § 1 a Abs. 2 VwRehaG?

	Gab es in DDR-Betrieben Zersetzungsmaßnahmen, die als Rehabilitierungsfall anzuerkennen sind? – Die Rolle der Betriebsleiter bei der Bekämpfung von Ausreisewilligen
	Ausgangssituation
	1. Staatliches Weisungsverhältnis
	2. Geheime rechtliche Abdeckung
	3. Parteiliche Einbindung als Nomenklaturkader

	Zusammenfassung

	Merkmale, Genese und Vielfalt von Zersetzungsmaßnahmen
	I. Vorbemerkung
	II. Veränderung der Repressionsinstrumente
	III. Betroffene von Zersetzungsmaßnahmen
	IV. Zersetzungsstrategien
	V. Anonyme Gewaltform
	VI. Individuelle Gewaltform
	VII. Folgen

	Tatbestandliche Erfassung der Zersetzung de lege ferenda
	Unter besonderer Berücksichtigung der Reformdiskussion im Strafrecht
	I. Einleitung
	II. Vorüberlegungen zur Bedeutung des Strafrechts für das VwRehaG
	III. Definitionen von Zersetzung im Strafrecht und im VwRehaG
	1. Bisherige Definitionen von Zersetzung im Strafrecht
	2. Folgen für die Definition von Zersetzung im VwRehaG

	IV. Ergebnis


	„Zersetzung“ – Historische und soziologische Aspekte zur Definition am Beispiel des Sports in der DDR
	I. „Zersetzung“ als Terminus technicus auch im Sportbereich
	II. Sonderfall „Hauptverwaltung Aufklärung“
	III. Historische Aspekte am Beispiel des Sports: Wie konnten sich diese Angriffe auf Personen auswirken?
	IV. Soziologische Aspekte
	V. Elemente einer Arbeits-Definition aus historischer und soziologischer Perspektive
	1. „Zersetzung“ ist als Terminus technicus nicht benutzbar
	2. Entscheidung für das Bedeutungsfeld „planmäßige Zerstörung von gesellschaftlichen Strukturen und Persönlichkeiten“
	3. „Ohne Wohnsitzausschluss und auch ohne Nachweis von politischer Abweichung“
	4. „Häufig, wenn nicht sogar überwiegend größere Schäden als beabsichtigt“


	Gesetz über die Aufhebung rechtsstaatswidriger Verwaltungsentscheidungen im Beitrittsgebiet und die daran anknüpfenden Folgeansprüche (Verwaltungsrechtliches Rehabilitierungsgesetz – VwRehaG)
	§ 1 Aufhebung rechtsstaatswidriger Verwaltungsentscheidungen
	§ 1 a Feststellung der Rechtsstaatswidrigkeit in sonstigen Fällen
	§ 2 Folgeansprüche
	§ 3 Beschädigtenversorgung
	§ 4 Hinterbliebenenversorgung
	§ 5 Zusammentreffen von Ansprüchen
	§ 6 Anwendung des Bundesversorgungsgesetzes
	§ 7 Eingriff in Vermögenswerte
	§ 8 Berufliche Benachteiligung
	§ 9 Antrag
	§ 10 Inhalt des Antrags
	§ 11 Verarbeitung von personenbezogenen Daten
	§ 12 Rehabilitierungsbehörde
	§ 13 Verwaltungsverfahren
	§ 14 Kosten
	§ 15 Bestandskraft nach allgemeinen Vorschriften
	§ 16 Rechtsweg
	§ 17 Kostenregelung
	§ 18 Übergangsregelung



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /All
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Gray Gamma 2.2)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (Coated FOGRA39 \050ISO 12647-2:2004\051)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile (None)
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.00000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (None)
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /Description <<
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000500044004600206587686353ef901a8fc7684c976262535370673a548c002000700072006f006f00660065007200208fdb884c9ad88d2891cf62535370300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef653ef5728684c9762537088686a5f548c002000700072006f006f00660065007200204e0a73725f979ad854c18cea7684521753706548679c300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /DAN <>
    /ESP <>
    /FRA <>
    /ITA <>
    /JPN <>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020b370c2a4d06cd0d10020d504b9b0d1300020bc0f0020ad50c815ae30c5d0c11c0020ace0d488c9c8b85c0020c778c1c4d560002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken voor kwaliteitsafdrukken op desktopprinters en proofers. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /PTB <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents for quality printing on desktop printers and proofers.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
    /DEU <>
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /NoConversion
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /NA
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure true
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /NA
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /LeaveUntagged
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice


